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EDITORIAL

Verantwortung fordern und selbst übernehmen!

Eine sichere und bezahlbare Energieversorgung ist die Achillesferse der mittel-
deutschen Industrie. Das wissen wir nicht erst seit dem kriegerischen Überfall
Russlands auf die Ukraine, seither allerdings erfahren wir dies besonders
schmerzhaft. Die Preise für Strom und Gas explodieren förmlich. Wie unter
einem Brennglas werden aktuell die Schwächen und Versäumnisse der deut-
schen Energiepolitik der letzten Jahre deutlich: zu langsamer Ausbau der so-
genannten Erneuerbaren, zu rascher Ausstieg aus der Kernenergie, Debatte zur
Unzeit über einen noch früheren Kohleausstieg, Frackingverbot … Erschwerend
wäre hinzugekommen, dass die Bundesregierung im Regelungspaket zur Strom-
und Gaspreisbremse einen wirklich gefährlichen „Trojaner“ versteckt hatte:
Eine absurde Kehrtwende in Sachen „vermiedene Netznutzungsentgelte“ hätte
dezentrale Versorger wie Stadtwerke oder auch Chemieparks brutal getroffen
und – besonders schlimm – die Netzstabilität gefährdet. Dagegen wurde jedoch
massiv interveniert – mit Erfolg. Die geplante Abschaffung der Netznutzungs-
entgelte ist vorerst vom Tisch. 

Die Uneinigkeit innerhalb des Bundeskabinetts spricht Bände: Beim „Wirtschaftsgipfel“ der „Süddeut-
schen Zeitung“ in Berlin stritten der Bundesfinanz- und der Bundeswirtschaftsminister jüngst auf
offener Bühne. Dem Plädoyer von Christian Lindner für die Förderung von Schiefergas und Nordseeöl,
um einen wirtschaftlich relevanten Beitrag zur Energiesicherheit und Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands zu leisten, wurde von Robert Habeck entschieden widersprochen; diese Diskussion sei „nicht ziel-
führend“. Als Gründe führte er hohe Kosten, notwendige Gesetzesänderungen oder gesellschaftliche
Debatten ins Feld. Aha. Alternativen? Fehlanzeige.

Zurück zu einer Politik der Verantwortung!
Wir brauchen kein „Hüh und Hott“ in der Energiepolitik. Wir brauchen eine klare Linie und Verläss-
lichkeit! Schon gar nicht brauchen wir eine Politik der Gesinnung, die sich in ideologischen Gräben
zurückzieht und jede Gesprächsbereitschaft oder Zugänglichkeit für Argumente vermissen lässt. Statt-
dessen brauchen wir eine Politik der Verantwortung!

Einmischen – und zur Wahl stellen!
Wir als IHK Halle-Dessau werden eine solche Politik der Verantwortung für unser Land immer wieder
einfordern! Verantwortlich Handeln gerade in der aktuellen Krise ist aber auch eine Forderung an
uns selbst: an uns als Unternehmer, Führungskräfte, Mitarbeiter und Bürger. Selten war es wichtiger,
sich wieder in die öffentliche Debatte einzumischen. 

Das neue Jahr bietet uns dafür in der eigenen Organisation besondere Gelegenheit. Im Herbst 2023
wählen 54.000 Unternehmerinnen und Unternehmer im südlichen Sachsen-Anhalt eine neue IHK-
Vollversammlung. Nutzen Sie diese Gelegenheit, sich mit einer Kandidatur in wirtschaftspolitische
Belange mit Ihrer besonderen Kompetenz einzumischen und in der Unternehmerschaft für die jeweils
beste Idee und Lösung zu streiten! Oder arbeiten Sie mit in einem unserer vielen Arbeitskreise oder
Ausschüsse!  

Mit dieser Ausgabe beginnend, wollen wir Ihnen noch stärker zeigen, was ehrenamtliches Engage-
ment in der IHK bewegen kann und was es in Gemeinde, Region und Land praktisch bewirkt. Selbst
Verantwortung zu übernehmen ist das beste Argument, sie von anderen einzufordern!

Prof. Dr. Steffen Keitel, Präsident der 
Industrie- und Handelskammer 
Halle-Dessau, und Prof. Dr. Thomas 
Brockmeier, Hauptgeschäftsführer

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Die „Mitteldeutsche Wirtschaft“ ist das
Magazin der IHK Halle-Dessau. Wir
informieren hier über Themen, die aus
Sicht der IHK für die Wirtschaft unserer
Region relevant oder für Sie als
Unternehmerin und Unternehmer
nützlich sein könnten. Als IHK-Mitglied
erhalten Sie das Heft regelmäßig.

Wie gefällt Ihnen die
„Mitteldeutsche Wirtschaft“?
Auf Ihre Rückmeldung unter
miwi@halle.ihk.de sind wir gespannt.

Dort können Sie uns übrigens auch
mitteilen, wenn Sie das Magazin
zukünftig nicht in der gedruckten
Version, sondern nur online unter
www.mitteldeutsche-wirtschaft.de 
lesen möchten.
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Mehl zu Gold gemacht …
… das hat im wahrsten Sinne des Wortes die Bernburgerin Anna Isabel Börner (3. v. r.). Die 21-jährige Industriekauffrau, ausgebildet bei
der Saalemühle Alsleben GmbH in Alsleben (Saale), war 2022 „Beste der Besten“ über alle IHK-Berufe hinweg – und konnte sich bei der
IHK-Bestenehrung Ende vergangenen Jahres über den mit 1.750 Euro dotierten Sonderpreis „Goldene Kathi“ freuen, gestiftet von der Firma
Kathi Rainer Thiele GmbH (im Bild Geschäftsführer Marco Thiele mit Ehefrau und Marketingleiterin Susen Thiele). In ihrer Abschlussprüfung
hatte die junge Frau 98,3 von 100 möglichen Punkten geholt. 97,6 Punkte erreichte der Beste der gewerblich-technischen Ausbildung,
Nils Tittmann (Bildmitte). Der bei der TotalEnergies Raffinerie Mitteldeutschland GmbH ausgebildete Chemikant bekam von der Serum-
werk Bernburg AG ebenfalls einen mit 1.750 Euro dotierten Sonderpreis überreicht. Es gratulierten Vorstand Dr. Jan Lukowczyk und Per-
sonalleiterin Claudia Ortmann (im Bild links).

Mehr zur Bestenehrung unter
www.ihk.de/halle, Nr. 4647498
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Jubiläumsparty im Zeichen der Krise
Die Riesenfete soll am 1. Oktober steigen: Gemeinsam mit Belegschaft und Kunden
feiert die FEAG Sangerhausen GmbH 2023 ihr 25-jähriges Jubiläum. Ein erfolg-
reiches Unternehmen in einer durch Strukturbrüche gezeichneten Region, das mit
Ideen und digitalen Innovationen den Herausforderungen trotzt.

„FEAG ist Sangerhausen und Sangerhausen ist
FEAG“, unterstreicht Heiko Koschmieder, Ge-
schäftsführer der FEAG Sangerhausen GmbH.
„Wir sind ein identitätsbildender Faktor für
diese Region.“ Zwar wurde die FEAG erst am
1. Oktober 1998 als eigenständige Firma ge-
gründet, doch ihre Wurzeln reichen bis in die
1960er-Jahre zurück. Der Vorgänger war ein

Kombinatsteil des Volkseigenen Betriebs (VEB)
Starkstromanlagenbau Halle-Leipzig. Dieser
wurde 1990 von Siemens übernommen, die
Ausgründung der FEAG erfolgte 1996. Zwei
Jahre später löste sich der Standort Sanger-
hausen aus dem Verbund und wurde zum
heutigen Unternehmen, das Schaltanlagen-
systeme zur Energieerzeugung, -übertragung
und -verteilung sowie Antriebs- und Steue-
rungstechnik für die Industrie herstellt. Anla-
gen von FEAG sind in der ganzen Welt zu fin-
den, die Hauptkunden sitzen in Deutschland
und der EU. „Einige unserer Mitarbeiter feiern
45 und sogar 50 Jahre Betriebsjubiläum, ha-
ben sämtliche Umbrüche im Unternehmen
miterlebt“, so Koschmieder.

Den Kyffhäuser in die Welt tragen
Dass sich die FEAG in Mansfeld-Südharz ent-
wickeln konnte, sei intensivem Engagement
von Menschen aus der Region und darüber
hinaus zu verdanken, sagt der Geschäftsfüh-
rer: „Unser Gesellschafter, ein saarländisches
Familienunternehmen, hat sich immer zu
Sangerhausen bekannt.“ Die ehemals durch
Kupferbergbau geprägte Gegend erlebte nach
dessen Einstellung in den 1990er-Jahren ei-
nen gravierenden Strukturwandel, der zu
massiver Abwanderung führte. „Das hallt bis
heute nach. Schon in den 2000er-Jahren hat-
ten wir Probleme, Fachkräfte zu finden.“ Des-
halb habe das Unternehmen frühzeitig und
mithilfe von Programmen der IHK sowie des
Bundesaußenministeriums Beschäftigte aus
dem Ausland bzw. ausländische Studierende

INNOVATIV – ERFOLGREICH – AUS DER REGION

Dipl.-Ing. Heiko Koschmieder, Geschäftsführer
der FEAG Sangerhausen GmbH. 

Die FEAG Sangerhausen GmbH produziert
Industrie-Schaltanlagensysteme zur
Erzeugung, Übertragung und Verteilung
elektrischer Energie – hier zu sehen die
Mittelspannungsschaltanlage Energoline
MV12.
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Der Fragebogen: FEAG Sangerhausen GmbH

Am Markt seit ...? 1998

Zahl der Beschäftigten? 175 (inklusive Azubis)

Wird ausgebildet? 16 Azubis, ausgebildet werden Elektroniker/innen für Betriebs-
technik, Fachkräfte für Industrieelektrik, Konstruktionsmechanik sowie Lagerlogistik, 
Industriekaufleute und technische Systemplaner/innen. Vier junge Leute werden im 
dualen Studium betreut, Fachrichtungen: Elektrotechnik, Maschinenbau und Betriebs-
wirtschaft.

Das Unternehmen hat sich entwickelt zum ...? ... international tätigen Hersteller von
Industrieschaltanlagen, der sich durch besonders hohe Flexibilität und Wertschöp-
fungstiefe auszeichnet sowie Komplettservice inklusive Installation und Wartung an-
bietet. Die firmeneigenen Abteilungen für Engineering und Konstruktion ermöglichen
sehr kundenindividuelle Anlagen, die sich für spezielle Anforderungen konfigurieren
lassen.

Umsatz? 20 bis 25 Millionen Euro pro Jahr. Seit 1998 wurden fast 20 Millionen Euro
am Standort Sangerhausen investiert, zunächst in Gebäude, Maschinen und Techno-
logie, in den letzten Jahren vor allem in Software, Prozessoptimierung und -digitali-
sierung.

Prognose? Aktuell stehen aufgrund der multiplen Krisenlage bei der FEAG operative
Themen im Mittelpunkt. Der Plan, einen Standort im Ausland aufzubauen, wurde des-
halb auf Eis gelegt. Die Position im Markt für Schaltanlagen soll insbesondere durch die
Konzentration auf innovative Bereiche wie die Speicherung von Energie, die Wasser-
stoffwirtschaft und die Digitalisierung von Anwendungen ausgebaut werden.

In der Region engagiert durch ...? Unterstützung von Sportvereinen und kulturellen
Veranstaltungen wie der PianoNights Wettelrode 2022. Als größter industrieller Arbeit-
geber in Sangerhausen engagiert sich die FEAG in regionalen Gremien zur Berufsorien-
tierung, um die Jugendlichen im Landkreis zu halten. Geschäftsführer Koschmieder ist
zudem Vorsitzender des Arbeitskreises Außenwirtschaft der IHK Halle-Dessau sowie in
der Vollversammlung aktiv.

Was bedeutet Corporate Social Responsibility (CSR, Übernahme von ökologischer,
ökonomischer, sozialer Verantwortung) für das Unternehmen? Zu den Schwer-
punkten zählen die Gesundheit der Belegschaft sowie ein aktives Arbeitsschutzmana-
gement, um Belastungen zu erkennen und vorbeugend tätig zu werden. Weitere zen-
trale Aspekte sind Compliance, Umweltschutz und Energieeffizienz. Ein Teil des
Fuhrparks wurde auf E-Autos umgestellt, die Firma bietet Fahrradleasing an. „Service-
lotsen“ unterstützen bei Themen wie gesunde Ernährung. Auf dem Grundstück wur-
den insektenfreundliche Blumenwiesen angelegt.

Weitere Geschichten unter www.ihk.de/halle, siehe Link auf der Startseite.

angeworben, darunter aus China, Spanien,
Tunesien und der Ukraine. Um die in den Ru-
hestand gehenden Fachleute zu ersetzen,
werde unter anderem mit der Hochschule
Merseburg zusammengearbeitet. „Nicht zu-
letzt führen wir dual Studierende gezielt an
entsprechende Positionen heran.“ Wichtig
sei, die Vorzüge der Region herauszustellen,
betont Koschmieder: „Wir zeigen sie in jeder
Präsentation, tragen Highlights wie den Kyff-
häuser mit unseren Marketingbotschaften in
die Welt.“

Optimistisch trotz Krise
Die Corona-Pandemie habe vor allem 2020
deutliche Spuren hinterlassen. Dann sei es
aufwärts gegangen, jedoch holprig: „Die Auf-
träge sind wiedergekommen, die Schwierig-
keiten bei der Beschaffung aber geblieben
und die Preise in die Höhe geschossen. Wir
hätten 2021 viel mehr Umsatz machen kön-
nen, aber das Material fehlte“, berichtet 
Koschmieder. Trotzdem sich die Lage 2022
stabilisiert habe, hielten die Lieferkettenpro-
bleme an. „Jetzt kommen explodierende
Energiekosten dazu. Wir werden 2023 wohl
300.000 Euro mehr zahlen müssen, mehr als
das Doppelte des bisherigen Betrags. Wir 
haben eine Lackieranlage, die mit Gas funk-
tioniert. Die können wir nicht einfach um-
stellen.“ Trotzdem schaut er optimistisch 
in die Zukunft: „Individuell konfigurierbare
Schaltanlagen werden in der Energieindus-
trie gebraucht. Wir richten unser Portfolio
auf Schwerpunkte wie Energiespeicherung, 
-effizienz sowie Digitalisierung beziehungs-
weise cloudbasierte Datenanalyse und vor-
beugende Wartung aus. Dafür heben wir die
‚Informationsschätze’ aus unserer Projektie-
rung. Bei uns herrscht ein innovationsfreu-
diges Klima, jede Idee ist willkommen. So
beschleunigt eine minimale Konstruktions-
änderung, angestoßen durch zwei Mitarbei-
ter, seit zwei Jahren die Fertigung und erhöht
die Qualität.“

FEAG Sangerhausen GmbH
Stiftsweg 1
06526 Sangerhausen
Tel. 03464 55830
www.feag-sgh.de
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WAS – WANN – WO

Preise und Auszeichnungen
Bestleistungen trotz Krise

Die Zeiten sind schwierig – aber Jungfachar-
beiterinnen und -facharbeiter in Sachsen-
Anhalt bringen trotzdem ihre Leistung. Mehr
als 3.300 Auszubildende haben im Jahr 2022
bei der IHK Halle-Dessau ihre Abschlussprü-
fung abgelegt. 104 von ihnen erreichten die
Note eins, 31 davon mit Auszeichnung. Da-
rüber hinaus erhielten auch zehn von insge-
samt 240 Fortbildungsabsolventen die Aus-
zeichnung als Jahrgangsbeste. Die IHK ehrte
sie mit einer Festveranstaltung im Steintor-
Varieté in Halle (Saale). Neben IHK-Vizepräsi-
dent Dr. Christof Günther gratulierte ihnen
Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff per-
sönlich, zusammen mit weiteren Vertretern
aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung.
Dr. Günther würdigte die Leistung der rund
2.100 Ausbildungsbetriebe in der Region,

ohne deren Engagement die Spitzenleistun-
gen der jungen Facharbeiterinnen und Fach-
arbeiter nicht möglich wären: „Die Corona-
Pandemie hat in unserem Kammerbezirk
nahezu jedes Unternehmen getroffen. Und
obwohl die Auswirkungen für eine ganze
Reihe von Unternehmen zur Existenzfrage
geworden sind, hat sich die Mehrheit von ih-
nen nicht von der Ausbildung verabschie-
det.“ Das zeige, wie wichtig es den Betrieben
sei, den eigenen Nachwuchs auszubilden und
zu halten – „auch in Krisenzeiten.“

„Unternehmergeist 
Mansfeld-Südharz“: 
Bis 28. Februar bewerben!
Für den Wettbewerb „Unternehmer-
geist Mansfeld-Südharz“ werden wie-
der vorbildliche Firmen aus dem Land-
kreis gesucht: Prämiert werden kann,
wer technisch-innovativ ist, sich neue
Märkte erschlossen hat oder spezielle
regionale Produkte beziehungsweise
Dienstleistungen anbietet. Für eine
Auszeichnung in Frage kommen aber
auch Betriebe, die Verantwortung für
das Gemeinwohl übernehmen, indivi-
duelle Arbeitsmodelle oder etwa neue
Formen der Kundenansprache etab-
liert haben.
„Unabhängig von den täglichen He-
rausforderungen prägen schon immer
starke Unternehmerpersönlichkeiten
mit klugen Ideen und engagiertem
Handeln die Region Mansfeld-Süd-
harz“, erklärt Frank Lehmann, Leiter der
IHK-Geschäftsstelle in Sangerhausen.
Dies zu würdigen sei bereits seit 1997
das gemeinsame Anliegen des von
FDP-Kreisverband, Kreishandwerker-
schaft und IHK ausgelobten Preises.
Bisher ging die Auszeichnung an ins-
gesamt 54 Betriebe.
Bewerbungen oder Vorschläge können
formlos an die IHK-Geschäftsstelle
Sangerhausen, Ewald-Gnau-Straße 1b,
06526 Sangerhausen oder per E-Mail
an sangerhausen@halle.ihk.de gerich-
tet werden. Anschließend wird die IHK
um eine aussagekräftige Gesamtdar-
stellung per Bewerbungsbogen bitten. 

www.ihk.de/halle, Nr. 4647498

Dieser ist auch online unter
www.ihk.de/halle, Nr. 5655644 abrufbar.

Dr. Günther gratuliert der Fortbildungsbesten Aline Reu-
kauf, geprüfte Logistikmeisterin.
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www.ihk.de/halle, Nr. 5639700

Klima- und Ressourcenschutz geehrt
Drei Unternehmen aus Sachsen-Anhalt
konnten sich im November 2022 über die
Auszeichnung mit dem Preis der Umweltalli-
anz freuen. Sie haben klimabewusst bzw. roh-
stoff- und materialeffizient gewirtschaftet
oder neue klima- und ressourcenschonende
Technologien, Produkte und Dienstleistun-
gen entwickelt. Die beiden mit 10.000 Euro
dotierten Hauptpreise gingen an die „Grund-
stücksgesellschaft Pfälzer Ufer GbR, Ufer-
strom GbR“ aus Halle (Saale) für die Trans-
formation einer alten Industriebrache an der
Saale, sowie „Vireo.de“ aus Merseburg für
den Ansatz nachhaltiger Technikprodukte,
weniger E-Schrott und mehr Reparierbarkeit.
Den Sonderpreis der Umweltallianz erhielt
die Günther Schulz GmbH & Co KG aus Balg-

städt für ein Regenwasserauffang- und Spei-
chersystem zur Steinbearbeitung.
Die Umweltallianz, eine 1999 in Sachsen-
Anhalt gebildete Partnerschaft zwischen
Wirtschaft, Staat, Behörden und Kommu-
nen, darunter die IHK Halle-Dessau, schreibt
im zweijährigen Rhythmus einen Preis aus.
Das Preisgeld beträgt insgesamt 25.000 Euro.
Die Auszeichnung würdigt hervorragende
unternehmerische Leistungen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes. Nachdem der
Preis 2020 wegen der Corona-Pandemie ab-
gesagt werden musste, ging er 2022 in seine
8. Auflage.

Gründerpreis Dessau-Roßlau: 
Bis 31. März bewerben!
Wer in Dessau-Roßlau erfolgreich ein Un-
ternehmen gegründet oder eine freiberufliche
Tätigkeit aufgenommen hat, kann sich noch
bis 31. März 2023 für den Gründerpreis der
Stadt bewerben. Teilnahmeberechtigt sind ei-
genständige Kleinst- und Kleinunternehmen
aller Branchen, die weniger als 50 Mitarbei-
ter und höchstens einen Jahresumsatz oder
eine Jahresbilanzsumme von zehn Millionen
Euro haben und deren Gründung nach dem
31. Dezember 2019 erfolgt ist. Der Hauptsitz
muss im Stadtgebiet Dessau-Roßlau liegen.
Auch Unternehmensnachfolgen, Gründun-
gen aus der Arbeitslosigkeit und von Berufs-
rückkehrern – sowohl als Vollerwerbs- als
auch als Nebenerwerbsgründungen – sind
ausdrücklich zur Teilnahme eingeladen. 

Mehr Informationen unter 
www.gruenden-in-dessau.de

www.deutscher-buchhandlungspreis.de 

Deutscher Buchhandlungspreis geht in die Region
Drei Buchhandlungen aus dem südlichen
Sachsen-Anhalt haben 2022 den deutschen
Buchhandlungspreis in der Kategorie „Her-
vorragende Buchhandlungen“ erhalten – da-
runter die Buchhandlung in den Francke-
schen Stiftungen in Halle (Saale), „Der Esel auf
dem Dach“ in Wittenberg und „Mein Buchla-
den“ in Köthen. Dessen Inhaberin Verena
Schiffner (Bild), die auch Mitglied der IHK-
Vollversammlung und des IHK-Handelsaus-
schusses ist, behauptete sich 2022 bereits
zum zweiten Mal im Wettbewerb. Der Buch-
handlungspreis würdigt kleine, inhaberge-
führte Buchhandlungen, die ein anspruchs-
volles und vielseitiges literarisches Sortiment
oder ein kulturelles Veranstaltungsprogramm
anbieten, innovative Geschäftsmodelle ver-
folgen oder sich im Bereich der Lese- und Li-
teraturförderung für Kinder und Jugendliche
engagieren. Die drei Gewinner erhalten ein
Gütesiegel, verbunden mit Prämien in Höhe
von jeweils 7.000 Euro. 

Verena Schiffner freut sich über ihre
wiederholte Auszeichnung mit dem
Deutschen Buchhandlungspreis.





Zu den beliebtes-
ten Hotels, Pen-
sionen und Feri-
enwohnungen in
Sachsen-Anhalt
zählen auch zehn
Einrichtungen aus
der Region Halle-Dessau. Sie gingen als Regionalsieger beim Wett-
bewerb Gästeliebling 2022 hervor. 
Für den Wettbewerb sichtete der Tourismusverband Sachsen-An-
halt e. V. (LTV) zum zweiten Mal die Onlinebewertungen zum Rei-
seland. Über 107.000 Gäste hatten auf mehr als 250 Internetseiten
ihre Bewertung abgegeben. Diese sind Spiegel der Gästezufrie-
denheit und mittlerweile eine wichtige Entscheidungshilfe bei der
Wahl der richtigen Unterkunft.
Die Regions- und Landessieger punkten mit Top-Service, interes-
santen Angeboten, Herzlichkeit und hoher Qualität – wichtige
Säulen für den Tourismus in Sachsen-Anhalt, um Gäste für das
Reiseland zu begeistern. Für die Branche dringend nötig, hat sie
doch angesichts der aktuellen Energiekrise, finanzieller Belastun-
gen und Personalmangel immer noch stark zu kämpfen, auch
wenn die Gästezahlen im vergangenen Jahr im Vergleich zu 2021
wieder gestiegen waren.

Anzeige

WIRTSCHAFT & REGION

Hier übernachten
Gäste gerneDie Stadt Dessau-Roßlau ist bereits die vierte Stadt in Sachsen-

Anhalt, die als barrierefrei geprüfter Tourismusort ausgezeichnet wird.
Die entsprechende Urkunde „Reisen für Alle“ übergab Sven Schulze,
Minister für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten des
Landes Sachsen-Anhalt, im Rahmen einer Feierstunde im November
letzten Jahres. Ausgezeichnet wurden zudem sechs Tourismus-
betriebe: das Bauhaus-Museum Dessau, die Anhaltische Gemälde-
galerie, die City Pension Dessau, der Tierpark sowie die Tourist-Infor-
mationen Dessau und Roßlau. Barrierefrei geprüfte Orte und Betriebe
ermöglichen möglichst vielen Gästen eine Teilhabe und unbeschwerte
Urlaubsfreuden. Zu den Kriterien der deutschlandweit einheitlichen
Kennzeichnung „Reisen für Alle“ gehören beispielsweise ausgeschil-
derte Parkplätze, Aufzüge, Rampen, stufenlos zugängliche Eingänge
oder Hörstationen in Museen sowie inklusive Führungen.

www.reisen-fuer-alle.de

Mehr Informationen und die Sieger unter
www.tourismusnetzwerk-sachsen-anhalt.de

Barrierefrei reisen

Die Tourist-Information in Dessau mit
barrierefreiem Zugang und Angeboten.





MITTELDEUTSCHE WIRTSCHAFT DAS MITGLIEDERMAGAZIN DER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER HALLE-DESSAU 01/2023 13

WIRTSCHAFT & REGION

Anzeige

Arbeitgeber der Zukunft
Die IDT Biologika aus Rodleben ist „Unter-
nehmen der Zukunft 2022“. Sie setzte sich
gegen weitere acht Bewerber um den Titel
durch, den die Arbeitgeberinitiative „Famili-
enbewusstes Arbeiten“ Dessau-Roßlau seit
2017 vergibt. Dem Unternehmen sei es sehr
wichtig, dass sich die eigenen Mitarbeiter
wohlfühlen, hob die Laudatorin, Dessau-
Roßlaus Gleichstellungsbeauftragte Claudia
Heß, hervor. So engagiere sich IDT in großem
Maße für die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf – ein wichtiger Faktor auch im Werben
um neue Fachkräfte. IDT bietet seinen Mitar-
beitern unter anderem flexible Arbeitszeiten,
Familienfeste, Unterstützung in schwierigen

Lebenslagen sowie die Option, in bestimmten
Phasen bei vollem Lohnausgleich verkürzt
arbeiten zu gehen.

Die Arbeitgeberinitiative, deren Mitglied auch
die IHK ist, will Unternehmen eine offene
Plattform zum Erfahrungsaustausch und zur
organisationsübergreifenden Kooperation er-
möglichen. Ziel ist es, als Arbeitgeber attrak-
tiver zu werden und Fachkräfte besser ge-
winnen und binden zu können. 

www.agi-dessau-rosslau.de

Schäden durch Cyberkriminalität
Jedes dritte Unternehmen in Sachsen-Anhalt
ist bereits Opfer eines Cyberangriffs geworden.
Das geht aus der 9. Unternehmerkunden-Studie
im Auftrag der Commerzbank hervor. Demnach
wurde bereits bei 72 Prozent der Betriebe ver-
sucht, Daten durch Phishing-Mails zu stehlen.
Bei 39 Prozent wollten Externe das Vertrauen von
Mitarbeitenden ausnutzen, um sensible Daten zu
erhalten. Jedes siebte betroffene Unternehmen
in Sachsen-Anhalt beklagt dabei Schäden durch
die Cyberkriminalität. Diese reichen von finan-
ziellen Verlusten über Imageschäden bis hin zum
Verlust von Kunden bzw. Kundendaten.
Für die Studie wurden bundesweit 2.500 Unter-
nehmen – sowohl Kunden der Commerzbank als
auch anderer Banken – mit einem Jahresumsatz
von bis zu 15 Millionen Euro vom Meinungs-
forschungsinstitut Ipsos befragt, davon 100 in
Sachsen-Anhalt.

www.commerzbank.de/konzern



WIRTSCHAFT & REGION

14 MITTELDEUTSCHE WIRTSCHAFT DAS MITGLIEDERMAGAZIN DER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER HALLE-DESSAU 01/2023

FACHKRÄFTE

Inklusion als Weg zur Fachkraft
Die Suche nach Fachkräften ist schwer und wird in Zukunft nicht einfacher. Noch
zu wenige Unternehmen nutzen das Potenzial, das Menschen mit Behinderung in
die Firma mitbringen. Ein Blick, der sich für beide Seiten lohnt.

Eigentlich ist alles gesetzlich geregelt. Un-
ternehmer mit mindestens 20 Mitarbeitern
haben eine sogenannte Beschäftigungs-
pflicht. Das bedeutet, sie müssen je nach Be-
triebsgröße mindestens fünf Prozent ihrer
Stellen mit schwerbehinderten oder diesen
gleichgestellten Menschen besetzen. Kom-
men sie dieser Pflicht nicht nach, schlägt
das zu Buche – mit einer Ausgleichabgabe,
die an das Integrationsamt des Landes zu
zahlen ist. 
„Leider ist Sachsen-Anhalt noch immer das
Schlusslicht bei der Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen“, weiß Stephan 
Olschak. „Schade, denn erfahrungsgemäß
sind behinderte oder gleichgestellte Arbeit-
nehmer engagiert, motiviert und sehr loyal.“
Der Fachmann aus dem Integrationsamt mit
Standort Halle verweist zudem darauf, dass
das Amt Unternehmer und deren potenzielle
Mitarbeiter im beruflichen Alltag begleitet
und unterstützt. Auch finanziell, etwa für In-
vestitionen für einen neuen Arbeitsplatz.

Viel ist möglich
„Je nach Grad und Art der Behinderung oder
Gleichstellung ist vieles an Leistungen und
Förderungen möglich. Das ist so individuell
wie der Mensch selbst“, sagt Stephan Ol-
schak. Wann jemand als schwerbehindert gilt,
wird am Grad der Behinderung ermittelt und
dann – je nach Einschränkung – ein indivi-
dueller Leistungs- und Förderprozess in Gang
gesetzt. Entscheiden sich Unternehmen dafür,
einen Menschen mit Behinderung einzustel-
len, berät sie das Integrationsamt bei der Ge-
staltung eines inklusiven Arbeitsplatzes und
unterstützt sie beim Ausfüllen der Leistungs-

anträge. Braucht der potenzielle Arbeitneh-
mer etwa einen besonderen Sitzplatz, Moni-
tor oder Lift, um sich barrierefrei fortzube-
wegen, können diese Anschaffungen
gefördert werden. Das Integrationsamt wird
bei der praktischen Umsetzung bei den Un-
ternehmen vor Ort sowohl vom Integrati-
onsfachdienst als auch vom Technischen Be-
ratungsdienst unterstützt. Sie checken, was
im Büro oder der Werkhalle zu beachten ist.
Bei Problemen im beruflichen Alltag haben
sie ein offenes Ohr für Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer. Finanziell gefördert werden kön-

nen Technik, aber auch Fortbildungen oder
Arbeitsassistenten, um das volle Leistungs-
vermögen des behinderten Mitarbeiters aus-
zuschöpfen.

In aller Kürze: Was kann gefördert werden
• Budget für Arbeit: dauerhafter Ausgleich für Arbeitgeber bei Leistungsminderung der

Beschäftigten; ist für Menschen gedacht, die sonst in einer Werkstatt für behinderte
Menschen (WfbM) oder bei einem anderen Leistungsanbieter arbeiten würden.

• Probebeschäftigung: für bis zu drei Monate werden die Personalkosten vollständig
übernommen; in dieser Zeit können alle Beteiligten testen, ob sie sich eine Zusam-
menarbeit dauerhaft vorstellen können.

• Arbeitsplatzausstattung: fördert die Neuschaffung und den Erhalt von Arbeits- oder
Ausbildungsplätzen, sichert langfristig die Erwerbsfähigkeit oder verhindert durch Prä-
vention eine Verschlechterung der Gesundheit.

• Eingliederungszuschuss: dient als finanzieller Anreiz für Unternehmen, Menschen mit
Behinderung einzustellen; gleichen einen eventuellen Mehraufwand aus, den Ar-
beitgeber für die besondere Einarbeitung eines Menschen mit Behinderung haben.

• Beschäftigungssicherungszuschuss: entlastet Arbeitgeber im bereits bestehenden Be-
schäftigungsverhältnis, wenn tatsächlich deutliche Mehraufwendungen durch die Be-
hinderung der Mitarbeiter entstehen.

Die Integrationsämter beraten gerne frühzeitig dazu, welche Leistung von welchem Leis-
tungsträger zur konkreten Situation passt. 

Schauen, was geht: www.beratungskompass-inklusion.de 

Wir versuchen
immer, maßge-
schneiderte 
Lösungen zu 
finden.“
Stephan Olschak,
Integrationsamt Sachsen-Anhalt

„



Werden Sie „Top-Ausbildungsbetrieb“!
Noch bis 31. Januar 2023 läuft die Bewerbungsphase für die Auszeichnung mit dem

Gütesiegel „Top-Ausbildungsbetrieb“. Anerkannt werden Unternehmen und
Betriebe, die ihren Auszubildenden eine besonders gute Ausbildung bieten
und sich in hohem Maß z. B. für die Berufsorientierung engagieren. 
Preisträger der vergangenen Jahre punkteten u. a. neben einer qualitativ
hochwertigen, fachlichen Ausbildung mit Azubi-Fit-Programmen zur Stress-

bewältigung und gesunden Ernährung, stellten die Auszubil-
denden für Sportaktivitäten frei oder setzten sich besonders
für benachteiligte Jugendliche ein.

Alle Informationen zum Wettbewerb sowie den Bewerbungsbogen
finden Unternehmen unter www.ihk.de/halle, Nr. 4861044.

IHK Halle-Dessau, Aus- und Weiterbildung
Jana Krüper Tel. 0345 2126-330, jkrueper@halle.ihk.de

Regional aufgestellt
Das niederschwellige Angebot der Integra-
tionsämter soll es Unternehmen leichtma-
chen, sich zu informieren und kurzfristig 
Unterstützung zu erhalten. Regionale An-
laufstellen der Integrationsämter und Inte-
grationsfachdienste ermöglichen schnelle
fachliche Beratung auf kurzem Weg. Auch
eine Probebeschäftigung, um zu testen, ob
man miteinander arbeiten kann, ist in einem
ersten Schritt denkbar – und kostenfrei für
das Unternehmen. Dass man auf diesem Weg
dauerhaft gut zusammenkommen kann, da-
für gibt es überall im Land gute Beispiele. Und
Stephan Olschak verspricht: „Anträge müssen
sein, aber wir versuchen immer so unbüro-
kratische Lösungen wie möglich zu finden.“

IHK Halle-Dessau
Starthilfe und Unternehmensförderung
Achim Schaarschmidt
Tel. 0345 2126-272
aschaarsch@halle.ihk.de

Integrationsamt Sachsen-Anhalt
Stephan Olschak
Tel. 0345 514-1690
stephan.olschak@lvwa.sachsen-Anhalt.de 
www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/integrationsamt

Ein umfangreiches Informationsangebot rund um 
die Beschäftigung behinderter Menschen finden 
interessierte Unternehmen bei der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsämter und Haupt-
fürsorgestellen: www.bih.de 

Inklusive Arbeitsplätze bieten eine Möglich-
keit, dem Fachkräftemangel zu begegnen.
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VOLLVERSAMMLUNG

„Zurück zur Vernunft!“
Nicht weniger als die Wettbewerbsfähigkeit im ostdeutschen Mittelstand steht
auf dem Spiel! Diesen Warnruf sendete die IHK-Vollversammlung Anfang 
Dezember 2022.

Prof. Dr. Steffen Keitel appellierte während
der aktuellen IHK-Vollversammlung mehr-
fach an die verantwortlichen Politiker, zur
wirtschaftspolitischen Vernunft zurückzu-
kehren. Bezogen auf das aktuelle wirt-
schaftliche Handeln der Bundespolitik
mahnte der IHK-Präsident, die Aufbauleis-
tungen der letzten 30 Jahre insbesondere
im ostdeutschen Mittelstand nicht aufs Spiel
zu setzen. Nach Corona-Problemen und ei-
ner dramatisch zugespitzten Energiekrise
seien die Wettbewerbsfähigkeit und vielfach
gar die Existenz strukturbestimmender Be-
reiche der Wirtschaft im Süden Sachsen-An-
halts bedroht.

Pragmatische Vernunft eingefordert 
Statt jedoch nachhaltig Abhilfe zu leisten, in-
dem man entschlossen und konsequent der
Kernursache des Preisproblems – nämlich der
Energieknappheit – zu Leibe rücke, werde an
Symptomen herumgedoktert, kritisierte Prof.
Keitel. Zum Teil würden die Probleme durch die
Bundespolitik sogar noch verschärft: „Wir er-
leben derzeit eine Politik der Gesinnung, die für
Argumente oftmals nicht zugänglich ist. Ge-
sinnung und Ideologie triumphieren über die
Kraft der Argumente pragmatischer Vernunft“,
so Keitel. Wer als Minister einem Kabinett an-
gehöre, habe schließlich einen Amtseid ge-
leistet – „und zwar nicht aufs Parteibuch!“ 

Vor allem auf drei Politikfeldern, so konkreti-
sierte der IHK-Präsident, reagiere die Politik
bisher unzureichend oder sogar kontrapro-
duktiv auf die derzeitigen gravierenden An-
gebotsprobleme:

Stichwort: Energieversorgung.
Hier würden die bestehenden Angebotseng-
pässe nicht aufgelöst. Die Nachfrageseite mit
Milliardenpaketen zu entlasten, könne zwar
kurzfristig helfen. Aber: „Das zaubert kein
Gas in die Speicher und keinen Strom ins
Netz. Immer größere Schuldenberge verla-
gern die Probleme lediglich in die Zukunft.“
Vor diesem Hintergrund seien auch ein vor-



MITTELDEUTSCHE WIRTSCHAFT DAS MITGLIEDERMAGAZIN DER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER HALLE-DESSAU 01/2023 27

WIRTSCHAFT & ENGAGEMENT

gezogener Kohleausstieg oder auch der Ein-
kauf teuren Flüssiggases ökonomisch frag-
würdige Entscheidungen.
Der IHK-Präsident forderte vor diesem Hin-
tergrund erneut den beschleunigten Ausbau
regenerativer Energiequellen und einen län-
geren Betrieb der Atommeiler sowie „endlich
die umweltverträgliche Nutzung heimischer
Schiefergasvorkommen.“

Stichwort: Arbeits- und Fachkräfte.
Angesichts des gravierenden Angebotsman-
gels bei Arbeits- und Fachkräften sei das so-
genannte Bürgergeld kontraproduktiv: Auch
in abgemilderter Form sorge es nicht für An-
reize zur Arbeitsaufnahme, kritisiert Prof. Kei-
tel, im Gegenteil: „Der immer geringere Lohn-
abstand sorgt für ernste Gefahr: Nun dürfte
es sich auch mancher Erwerbstätige überle-
gen, ob es sich wirklich noch lohne, weiter ar-

beiten zu gehen. Der immer weiter aus-
ufernde Staatsapparat wirkt in diesem Kon-
text wie ein Brandbeschleuniger, entzieht er
doch dem wertschöpfenden Gewerbe weite-
res Potenzial.

Stichwort: Rohstoffe und Vorprodukte.
Obwohl Rohstoffe und Vorprodukte knapp und
teuer seien, würden die Beschaffungswege der
Unternehmen durch das sogenannte Liefer-

ketten-Sorgfaltspflichtengesetz zusätzlich be-
lastet. Prof. Keitel: „Statt den auslandsaktiven
Unternehmen einmal eine Verschnaufpause
zu gönnen – insbesondere um einseitige Ab-
hängigkeiten verringern zu können –, bürdet
man ihnen neue Bürokratielasten auf.“ Weil
„die Politik des Exports westlicher Standards“
scheitere, sollten nun deutsche Firmen „Welt-
polizisten“ spielen; dies sei „absurd“.

Nicht entmutigen lassen – mitreden!
Seine Kritik verband der IHK-Präsident mit
dem Versprechen, dass sich die Unterneh-
merschaft von der „in Berlin und Brüssel ver-
breitet anzutreffenden Beratungsresistenz po-
litischer Akteure nicht entmutigen lassen“
werde. Die IHK werde „mit der Kraft des Ar-
guments“ immer wieder wirtschaftspolitische
Handlungsnotwendigkeiten benennen, um
„die Rahmenbedingungen für wirtschaftli-
ches Handeln zu verbessern.“ Nur so ließen
sich Wertschöpfung, Wohlstand und sozialer
Zusammenhalt in der Gesellschaft sichern. 

Die von der Kammer vertretenen 54.000 Un-
ternehmen im südlichen Sachsen-Anhalt lud
er ein, sich noch stärker als bisher in diesen
Dialog einzumischen. Die in diesem Jahr
stattfindende Wahl zur IHK-Vollversamm-
lung sei dafür eine gute Gelegenheit, zeigte
sich Prof. Keitel überzeugt.

Die Vollversammlung hat insgesamt 9 Beschlüsse 
gefasst. Diese finden Sie hier im Heft ab Seite 47.

„
Nur gemeinsam können und werden wir die
Rahmenbedingungen für wirtschaftliches
Handeln verbessern – und so Wertschöp-
fung, Wohlstand und sozialen
Zusammenhalt in der Gesellschaft sichern.“
Prof. Dr. Steffen Keitel,
IHK-Präsident

IHK Halle-Dessau
Büro Präsident und 
Hauptgeschäftsführer
Cordula Henke
Tel. 0345 2126-245, chenke@halle.ihk.de

Lichtblick in der Krise
Eine positive Bilanz
für das Jahr 2022

zog Joachim Münch
für den Arbeitskreis

„Innovation und Technologietransfer“ im
Rahmen der IHK-Vollversammlung. Der
Vorsitzende fasste sein Resümee so zu-
sammen: „Unsere innovativen Mitglieds-
unternehmen sind bisher gut durch die
Krise gekommen und investieren weiter in
Forschung und Entwicklung, auch wenn
vielen die steigenden Kosten – allen voran
die Energiekosten – zunehmend Sorgen
bereiten. Insgesamt sind wir gut aufge-
stellt.“
Nötig für den Fortgang vieler Innovati-
onsvorhaben sei aber eine Kontinuität in
der Förderpolitik. Das war unter anderem
auch Gegenstand einer Zusammenkunft
mit Stefanie Pötzsch, Staatssekretärin im
Ministerium für Wirtschaft, Tourismus,
Landwirtschaft und Forsten, Anfang De-
zember. Positiv merkten die Arbeitskreis-
mitglieder dabei an, dass die von ihnen
vorgeschlagenen Verbesserungen für die

Landesförderung in wichtigen Punkten
aufgenommen wurden und sich auch die
Zusammenarbeit mit der Investitionsbank
im Handling von Projekten verbessert
habe. Stefanie Pötzsch informierte darü-
ber, dass die neuen Landesprogramme für
Forschung und Entwicklung (FuE), Digita-
lisierung und Energie neben weiteren im
zweiten Quartal 2023 starten sollen. FuE-
Förderung werde bis zum Markteintritt
jedoch nur in den Programmen der EU-
Kommission möglich sein. Dies war und ist
eine zentrale Forderung des Arbeitskreises. 
Allgemeine Kritik gab es in diesem Zusam-
menhang daran, dass das Einwerben von
EU-Fördermitteln und zunehmend auch
solchen aus Bundesprogrammen mit ei-
nem zu hohen administrativen Aufwand
für kleine und mittlere Unternehmen ver-
bunden sind. Fazit: Nötig sind einfachere
Antragsverfahren, überschaubare Risiken
und ein verbessertes Zeitmanagement.
Sonst halten Fördermittelprozesse nicht
mit der Entwicklung von Innovation mit
und taugen in der Praxis nicht.
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Vielfältiger, digitaler, individueller!
Weiterbildung ist ein wichtiger Schlüssel für die Fachkräftesicherung. Die Unter-
nehmen in der Region finden das Angebot ausbaufähig. Die IHK-Vollversammlung
hat Handlungsempfehlungen für die Beteiligten.

Den Impuls dafür gab die IHK-Weiterbil-
dungsumfrage 2022. In der beklagt fast jedes
fünfte regionale Unternehmen, geeignete
Weiterbildungsangebote zu finden sei schwer.
Weitere 17 Prozent bewerteten die Förder-
angebote als zu kompliziert. Das sind zwei Er-
gebnisse, die den Handlungsbedarf sichtbar
machen. Im Dialog mit Bildungsdienstleis-
tern hat die IHK Handlungsempfehlungen
entwickelt. Gezielt angesprochen werden da-
bei drei Akteursgruppen.

Bildungsdienstleistern wird
empfohlen:
✔ Vielfalt der Bildungsformate zu nutzen:

Präsenz, digital oder hybrid – alle Formen
sind weiterzuentwickeln und zu erproben.

✔ Digitale Weiterbildungsthemen auszu-
bauen: Weiterbildungen zu IT-Kenntnis-
sen, zum digitalen Arbeiten und zu digi-
talen Kompetenzen werden immer stärker
nachgefragt. Sie sollten ausgebaut wer-
den.

✔ Dauer der (digitalen) Weiterbildungs-
angebote anzupassen: Zwischen 30 und
120 Minuten sollten digitale Angebote
dauern, damit sie gut angenommen wer-
den.

Unternehmen wird empfohlen:
✔ Qualifizierungsangebote für Auszubil-

dende zu nutzen: Entsprechende Ange-
bote für – beispielsweise lernschwache –
Azubis vor und während der Ausbildung
können einen erfolgreichen Berufsab-
schluss unterstützen und zudem digitale
Kompetenzen vermitteln.

✔ Personalentwicklung mit Weiterbil-
dungskonzepten zu unterstützen: Struk-
tur- und demografischer wie digitaler

Wandel erfordern das stete Anpassen be-
ruflicher Qualifikationen. Ein Weiterbil-
dungskonzept – idealerweise unter Nut-
zung vorhandener Beratungsangebote –
hilft, Personalentwicklung nachhaltig zu
gestalten. 

✔ Unterstützungsmöglichkeiten für Wei-
terbildungen zu prüfen: Finanzielle An-
reize, Freistellungen oder Mentoring-An-
gebote – das Nutzen der gesamten
Bandbreite von Unterstützungen steigert
die Bereitschaft der Mitarbeiter zur Wei-
terbildung. 

Behörden/Politik wird
empfohlen:
✔ Weiterbildungsregeln während Kurz-

arbeit anzupassen: Die starre 120-Stun-
den-Regelung pro Maßnahme flexibler
handhaben und Abschlüsse breiter ge-
stalten.

✔ Informations- und Beratungsangebote
zu bündeln und zu entbürokratisieren:
Mehr Transparenz in Finanzierungsmo-
delle und -instrumente bringen, zentrale
Ansprechpartner von der Beantragung bis
zur Abrechnung bei minimaler Bürokratie.

✔ Staatliche Fördermaßnahmen zu ver-
schlanken: Übersichtliche Anzahl an För-
derprogrammen schaffen, die auf maximal

viele Zielgruppen zugeschnitten werden
können.

✔ Qualifizierungsmaßnahmen umsetzbar
zu machen: Bildungsträgern ermöglichen,
auch Maßnahmen der Arbeitsagenturen
und Jobcenter anzubieten; Finanzierbar-
keit sichern.

✔ Regionale und überregionale Koope-
rationen zu wagen: Da weiterbilden, wo
es gerade angeboten wird: Formate sind –
auch über Bezirke der Arbeitsagenturen
hinweg – flexibel nutzbar zu machen. 

✔ Arbeit und Weiterbildung lohnend zu
machen: Arbeitsplätze im Niedriglohn-
sektor konkurrieren mit Arbeitslosen- und
Bürgergeld. Hier müssen Vorteile von
Maßnahmen, die in Arbeit führen, stärker
bekannt gemacht und die wenigen noch
möglichen Sanktionen konsequent ge-
nutzt werden.

IHK Halle-Dessau
Aus- und Weiterbildung
Dr. Simone Danek
Tel. 0345 2126-346
sdanek@halle.ihk.de

Die kompletten 12 Handlungsempfehlungen
zur Fachkräftesicherung mittels Weiterbil-
dung finden interessierte Unternehmer unter:
www.ihk.de/halle, Nr. 5593414

„
Die Weiterbildung stärken heißt die Quali-
fikation heben – und das nützt letztlich
sowohl Betrieben wie Beschäftigten. Diese
Investition wird sich lohnen!“
IHK-Vizepräsidentin Kerstin Kühne in der IHK-Vollversammlung
Anfang Dezember 2022
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Schulterschluss erneuert
Die Bewerbung der Stadt Dessau-Roßlau um
die „BUGA 2035“, das 100-jährige Grün-
dungsjubiläum des Dessauer Bauhaus im Jahr
2025, die aktuelle Wirtschaftslage, die da-
raus resultierenden größten Herausforde-
rungen für die Branche und (mögliche) (Ge-
gen-)Maßnahmen auf Bundes-, Landes-,
regionaler und kommunaler Ebene standen
im Mittelpunkt der gemeinsamen Sitzung der
Tourismusausschüsse der IHK Halle-Dessau
und der IHK Magdeburg am 14. Dezember
2022 im Bauhaus Dessau. 
Michael Pirl, Vizepräsident und Vorsitzender
des Tourismusausschusses der IHK Halle-Des-
sau, erinnerte in seiner Begrüßung an die gute

und lange Tradition der gemeinsamen Aus-
schusssitzungen seit Wiedergründung beider
Kammern und benannte die derzeit größten
Herausforderungen für die Branche: „Die Ener-
giekrise allein wäre selbst für gesunde Unter-
nehmen schon lebensbedrohlich. Für Unter-
nehmen, die bereits in der Pandemie und seit
Kriegsbeginn in Größenordnungen Gäste,
Kunden, Mitarbeiter und Kapital opfern muss-
ten, kommt die Kostenlawine im Energiebe-
reich nun dem Todesstoß gleich. Immer mehr
Unternehmerkollegen verabschieden sich mit
ihren Unternehmen für immer. Oftmals gehen
sie still und leise. Und um so wichtiger ist es,
dass wir uns auf gemeinsame Ziele und Werte

verständigen, unseren Schulterschluss festigen
und dann gemeinsam und geschlossen mit
einer starken Stimme gegenüber der Landes-
politik auf- und für bessere Rahmenbedin-
gungen eintreten“, so Pirl in Richtung seines
Magdeburger Amtskollegen Burghard Ban-
nier, der umgehend und mit Nachdruck das
weitere Miteinander versicherte.
Die sich anschließende Diskussion zwischen
den Unternehmern aus Nord und Süd zeigte,
wie notwendig dies ist. Schnell war man sich
einig, dass noch Vieles zu tun bleibe und es
genügend Herausforderungen gäbe, die ein
einzelner Unternehmer nicht allein stemmen
könne. Neben den explodierenden Energie-
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preisen und deren Niederschlag auf die Preis-
gestaltung, dem Fach- und Arbeitskräfte-
mangel und einer dringend notwendigen ge-
zielten Einwanderungspolitik, seien es ganz
konkret unter anderem auch noch der drin-
gend notwendige Bürokratieabbau, die Be-
schleunigung touristischer Vorhaben, die Un-
terstützung privater Investitionen sowie die
erfolgreiche Umsetzung des „Masterplans
Tourismus Sachsen-Anhalt 2027“.
Der Dessauer Oberbürgermeister Dr. Robert
Reck berichtete in seinem Gastvortrag über
den Weg der Stadt Dessau-Roßlau zur
„BUGA-Stadt 2035“ und über die Ergebnisse
der von der Stadt in Auftrag gegebenen
Machbarkeitsstudie „Eine Stadt wird BUGA“,
die viel mehr in den Blick nimmt als „nur“ das
BUGA-Jahr. Mit der Leitidee „Wo die Moderne
Tradition hat“ und gleich fünf Leitthemen will
die Stadt für die Zukunft relevante Innova-

tionen in der Stadt platzieren. Eine defensive
Besucherprognose gehe von 1,4 Mio. Besu-
chern aus, insgesamt 140 Mio. Euro sollen
investiert und zum Teil durch Einnahmen aus
Eintritts- und Sponsoringgeldern und Eigen-
mitteln der Stadt refinanziert werden.
Auf viele Besucher und internationale Auf-
merksamkeit hofft die Stadt Dessau-Roßlau

schon bald ein weiteres Mal: Im Jahr 2025
feiert das Bauhaus Dessau sein 100-jähriges
Gründungsjubiläum. Dr. Barbara Steiner, Di-
rektorin und Vorständin der Stiftung Bau-
haus Dessau, präsentierte in einem mitrei-
ßenden Vortrag zum Abschluss der
gemeinsamen Sitzung erste Ideen für das Ju-
biläum in den Jahren 2025 und 2026.

In guter und langer Tradition trafen sich
Mitte Dezember 2022 die beiden Tourismus-
ausschüsse der IHK Halle-Dessau und der
IHK Magdeburg gemeinsam in Dessau.

IHK Halle-Dessau
Starthilfe und Unternehmensförderung
Antje Bauer
Tel. 0345 2126-262, abauer@halle.ihk.de
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Mehrwegpflicht auch für To-Go-Waren!
Mit der Novelle des Verpackungsgesetzes sind Restaurants, Bistros, Kantinen,
Cafés oder Imbissbetriebe seit dem 1. Januar 2023 verpflichtet, ihren Kunden
auch Mehrwegbehälter für To-Go-Waren anzubieten. Das gilt ebenso für Caterer,
Lieferdienste sowie unter Umständen für Betriebe des Lebensmittelhandels und 
-handwerks (beispielsweise heiße Theken).

Grundsätzlich gilt: Wenn ein Betrieb Einweg-
verpackungen aus Kunststoff anbietet, dann
muss er auch eine Mehrwegverpackung als
Alternative anbieten. Hierfür bestehen zwei
Möglichkeiten. Entweder schafft der Betrieb
eigene Mehrwegverpackungen an, zum Bei-
spiel aus Glas oder Kunststoff. Oder der Be-
trieb arbeitet mit einem Unternehmen zu-
sammen, welches Mehrwegverpackungen
anbietet (Pool-Mehrwegsystem).
Hierbei gilt: Essen und Getränke in Mehr-
wegverpackungen dürfen nicht teurer sein
als in Einwegverpackungen. Allerdings darf
auf Mehrwegverpackungen ein Pfand erho-

ben werden. Für die Kunden sind dazu gut
lesbare Informationen anzubringen.

Ausnahmen
Ausnahmen gelten für kleine Betriebe mit
weniger als 80 Quadratmeter Verkaufsfläche
und maximal fünf Beschäftigten. Diese müs-
sen keine Mehrwegverpackungen bereitstel-
len, Essen und Getränke auf Wunsch der
Kundschaft jedoch in selbst mitgebrachte Be-
cher oder Schalen füllen. Auf diese Möglich-
keit ist gut sichtbar im Geschäft hinzuweisen.
Beim Befüllen sind die geltenden Hygienebe-
stimmungen einzuhalten. Die ausgegebenen

IHK Halle-Dessau
Innovation und Umwelt
Andreas Scholtyssek
Tel. 0345 2126-203, ascholtyss@halle.ihk.de

Mehrwegverpackungen muss der Betrieb
wieder zurücknehmen, andere Mehrwegver-
packungen hingegen nicht.
Eine Ausnahme besteht auch, wenn die Spei-
sen vorverpackt oder im Hinblick auf den un-
mittelbaren Verkauf vorverpackt angeboten
und insofern nicht nach Kundenwunsch in-
dividuell befüllt werden.

Weitere Hinweise und Informationen unter
www.ihk.de/halle, Nr. 5654542

Anzeige
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Den neuen Arbeitgeber vorwarnen!?
Arbeitgeber sind grundsätzlich dazu berech-
tigt, Informationen über ausgeschiedene Ar-
beitnehmer an deren neuen Arbeitgeber wei-
terzugeben – auch ohne Einwilligung. Dies
hat das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz
(LAG) in einem aktuellen Fall entschieden
(Urteil vom 05. Juli 2022, Az.: 6 Sa 54/22). Al-
lerdings ist hierfür einiges zu beachten: So ist
etwa zu prüfen, ob die Auskunft eine Leistung
oder ein Verhalten des Arbeitnehmers wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses betrifft. Zudem
muss eine Abwägung mit dem Interesse des
Arbeitnehmers auf Schutz der personenbe-
zogenen Daten vorgenommen werden. Bei
Nichtbeachtung droht eine Unterlassungs-
klage wegen Verletzung des Persönlichkeits-
rechts des betroffenen Arbeitnehmers. 

Urteil zu Gruppen-
versicherungen
Gruppenversicherungen ermöglichen
Unternehmen und Vereinen unkompli-
zierten Versicherungsschutz für Mitar-
beiter und Mitglieder. Mit Urteil vom 
29. September 2022 hat der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) (Az. C-633/20)
entschieden, dass der Versicherungs-
nehmer eines Gruppenversicherungs-
vertrags Versicherungsvermittler sein
kann, wenn er gegen Vergütung Dritte
unter seinem Vertrag mitversichert. Ein
entgeltliches Angebot zum Beitritt in
eine Gruppenversicherung stelle eine
Versicherungsvermittlung dar.

Ausführliche Aussagen bzw. 
der Wortlaut des Urteils
unter www.ihk.de/halle, Nr. 5656588

Ausführliche Aussagen bzw. 
der Wortlaut des Urteils
unter www.ihk.de/halle, Nr. 5651532
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INTERNATIONAL

CE-Kennzeichnung in Großbritannien länger gültig
Die Übergangsfrist für die CE-Kennzeichnung
im Vereinigten Königreich wurde nochmals
verlängert: Bis zum 31. Dezember 2024 kön-
nen Unternehmen diese nun alternativ zum
neuen UKCA-Label auf dem
britischen Markt verwenden. 
Ursprünglich hatte die briti-
sche Regierung vorgesehen,
die CE-Kennzeichnung nur
noch bis Ende des Jahres
2022 anzuerkennen. Das
UKCA-Label war zum 1. Ja-
nuar 2021 eingeführt worden
und ist seitdem freiwillig zu

nutzen. Mit der erneut verlängerten Über-
gangsfrist haben Unternehmen mehr Zeit,
sich auf die neuen Vorschriften einzustellen.
Zukünftige Produktkennzeichnungspläne sol-

len überprüft werden, um Kosten und Belas-
tungen für Betriebe längerfristig zu mini-
mieren. Wichtig zu beachten ist, dass für fol-
gende Produktgruppen separate Regelungen

gelten: Medizinprodukte, Bau-
produkte, Seilbahnen, transpor-
table Druckgeräte, Bahnprodukte,
Schiffausrüstung. 

IHK Halle-Dessau
International
Michael Drescher
Tel. 0345 2126-353
mdrescher@halle.ihk.de



startet die CO2-Bepreisung für
die Treibhausgasemissionen aus
der Verbrennung von Kohle. Für
Brennstoffemissionen aus der
Abfallverbrennung verschiebt
sich der vorgesehene Beginn der
CO2-Berichterstattung und -Be-
preisung um ein Jahr auf den 
1. Januar 2024.

Unternehmen außerhalb des 
Europäischen Emissionshandels,
die Heizöl, Erdgas, Flüssiggas, Benzin und
Diesel in den Markt bringen, bezahlen seit
dem 1. Januar 2021 dafür einen CO2-Preis
und wälzen ihn an ihre Kunden weiter. Sie
sind verpflichtet, für den Treibhausgas-Aus-
stoß, den diese Brennstoffe verursachen,
Emissionsrechte zu erwerben. 

WIRTSCHAFT & PRAXISWISSEN

ENERGIE UND UMWELT

Energiekosten: Update für Unternehmen
Die Energiepreise bewegen sich im Zuge der
aktuellen Krise weiter stetig nach oben. Um
die Auswirkungen für Unternehmen abzu-
mildern, hat die Bundesregierung zahlreiche
Vorhaben angekündigt. Da viele davon zum
Redaktionsschluss noch nicht beschlossen
waren – so etwa die Strom- und Gaspreis-
bremsen oder neue Energieeinsparpflichten,
finden sich mehr Informationen unter
www.ihk.de/halle, Nr. 5519424

CO2-Bepreisung 
Die Anhebung des CO2-Preises für Brenn-
und Kraftstoffe im nationalen Emissions-
handel (Stichwort „Brennstoffemissionshan-
delsgesetz“ (BEHG)) wird verschoben. Ur-
sprünglich sollte er zum 1. Januar 2023 um
fünf Euro pro Tonne steigen. Dies erfolgt
nun erst im Jahr 2024. Am 1. Januar 2023

IHK Halle-Dessau
Innovation und Umwelt
Franziska Böckelmann
Tel. 0345 2126-409
fboeckelma@halle.ihk.de

CO2-Preispfad nach der beschlossenen 
Änderung des BEHG (pro Tonne)

1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 25 Euro

1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 30 Euro

1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 30 Euro

1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 35 Euro

1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 45 Euro

1. Januar 2026 bis 31. Dezember 2026
(Preiskorridor) 55 Euro – 65 Euro
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Effizientere Kälte- und Klimaanlagen
Um die Energieeffizienz zu steigern, den Käl-
tebedarf zu mindern und die Emissionen
fluorierter Treibhausgase zu reduzieren, be-
zuschusst das Bundesamt für Wirtschaft

und Ausfuhrkontrolle (BAFA) Investitio-
nen in gewerblich genutzte stationäre
Kälte- und Klimaanlagen sowie Fahrzeug-
Klimaanlagen in Bussen und Bahnen.

Was wird gefördert?
• neue stationäre Kälte- und Klimaanlagen sowie Wärmepumpen, ergän-

zende Komponenten und Systeme, zusätzliche Maßnahmen zum klima-
schützenden Betrieb sowie Ausführungsplanungen und die Einbindung
von Regenerativenergieanlagen; alternativ zu neuen stationären Anlagen
kann auch nur die Kälteerzeugungseinheit neu erstellt werden und das
Kühlmittelsystem (Wasser-/Sole-/Luftverteil-system) bleibt bestehen

• neue Fahrzeug-Klimaanlagen in Bussen und Schienenfahrzeugen bzw.
Nachrüstung bei Schienenfahrzeugen

Wer wird gefördert?
• Stationäre Anlagen: u. a. Unternehmen, Zweckverbände, Eigenbetriebe
• Fahrzeug-Klimaanlagen: für im ÖPNV eingesetzte Fahrzeuge Gebiets-

körperschaften, Verkehrsverbünde sowie öffentliche und private Ver-
kehrsunternehmen, die als Genehmigungsinhaber oder in deren Auftrag
Beförderungsleistungen im ÖPNV erbringen, oder Firmen, die Fahr-
zeuge für Leasing bereitstellen; für andere Fahrzeuge außerdem auch
sonstige Unternehmen

Wie wird gefördert?
• Zuwendung als Projektförderung in Form einer Festbetragsfinanzie-

rung
• Zuschuss in Höhe von max. 50 Prozent der förderfähigen Ausgaben

abhängig von der jeweiligen Maßnahme

Steckbrief:

Mehr Informationen: www.bafa.de | Energie | Energieeffizienz: Kälte-
und Klimaanlagen

IHK Halle-Dessau
Innovation und Umwelt
Silvana Theis
Tel. 0345 2126-263
stheis@halle.ihk.de

• Förderhöchstgrenze: insgesamt 150.000 Euro pro Maßnahme; für
Einbindung von Regenerativanlagen max. 30.000 Euro

Was gilt es zu beachten?
• stationäre Kälte- und Klimaanlagen müssen mit nicht-halogenierten

Kältemitteln betrieben werden
• geförderte Anlagen sind nach Inbetriebnahme mind. fünf Jahre zweck-

entsprechend zu betreiben

Wie und wo ist der Antrag zu stellen?
• vor Maßnahmenbeginn online beim BAFA

Was sollte man noch wissen?
• Gewährung der Beihilfen (Zuwendungen) erfolgt je nach Maßnahme auf

Grundlage der AGVO oder als De-minimis-Beihilfe
• Richtlinie ist bis 31. Dezember 2023 befristet.

Weitere Förderprogramme im Energie- und Umweltbereich finden sich in
der IHK-Publikation „Förderprogramme im Bereich Energie und Umwelt“
unter www.ihk.de/halle, Nr. 7471.

FINANZIERUNG UND FÖRDERUNG

Mit dem Förderprogramm des
BAFA werden unter anderem
neue stationäre Kälte- und
Klimaanlagen bezuschusst.
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Engagiert für bezahlbare
Energie
Damit sich die IHK zielgerichtet für die regionale Unternehmerschaft einsetzen
kann, muss sie deren Bedürfnisse, Sorgen und Nöte so praxisnah wie möglich
kennen. Unternehmerinnen und Unternehmer bringen die Interessen der
verschiedenen Branchen über ehrenamtlich besetzte Gremien ein. Die „Mittel-
deutsche Wirtschaft“ stellt diese vor, heute: der Arbeitskreis Energiepolitik.

Als Interessenvertretung der heimischen Un-
ternehmerschaft macht sich die IHK stark für
wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen
und möglichst geringe Belastungen durch
Steuern, Abgaben und vermeidbare Bürokra-
tie. Die ehrenamtlichen Unternehmensver-
treter in den IHK-Gremien bilden dabei das
Sprachrohr – über alle Branchen und Regio-
nen hinweg.
In den verschiedenen Ausschüssen und Ar-
beitskreisen bereiten die Mitglieder fachspe-

zifische Themen intensiv auf und erarbeiten
Entwürfe für die inhaltliche Positionierung
der Vollversammlung, dem obersten Gre-
mium der IHK. 
Immer mehr Unternehmen sehen ein wirt-
schaftliches Risiko, weil sich die umgebaute
Energieerzeugung auf Versorgungssicherheit
und Bezahlbarkeit auswirkt. Insbesondere
die aktuelle Energiekrise belastet die Betriebe
extrem. Die Mitglieder des branchenüber-
greifenden Arbeitskreises Energiepolitik be-

raten die IHK bei diesen Themen. Sie emp-
fehlen Maßnahmen zum Erhalt einer siche-
ren Versorgung sowie wettbewerbsfähiger
Preise.
Vor dem Hintergrund der momentanen Ener-
giekrise sprach die „Mitteldeutsche Wirt-
schaft“ mit dem Vorsitzenden des Gremiums,
IHK-Vizepräsident Dr. Christof Günther, dem
Geschäftsführer der InfraLeuna GmbH.

Die derzeitige Energiepolitik stellt den Groß-
teil der Unternehmen vor extreme Heraus-
forderungen – was kann der Arbeitskreis hier
leisten?
Dr. Christof Günther: Um bei der Politik
Gehör zu finden, ist es wichtig, dass Unter-
nehmen ihre Stimmen bündeln. Genau das
passiert in den Gremien der IHK, so auch im
Arbeitskreis Energiepolitik. Die hier ehren-
amtlich tätigen Unternehmerinnen und Un-
ternehmer kommen regelmäßig zusammen,
diskutieren aktuelle Herausforderungen und
erarbeiten Stellungnahmen und Forderun-
gen, die wir – etwa in Form von Positionspa-
pieren – mit einer starken Stimme an die Po-
litik weitertragen.

Die Gremien der IHK suchen immer wieder das
Gespräch mit der Politik, wie hier beim Besuch
des Ministers Prof. Dr. Armin Willingmann (2. v. l.,
neben IHK-Präsident Prof. Keitel und IHK-Vize-
präsident Dr. Christof Günther) im Serumwerk
Bernburg.
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… und funktioniert dies?
Dr. Günther: In der Regel ja! Insbesondere
der Austausch mit den Verantwortlichen in
der Landespolitik ist sehr rege. Die wichtigen
energiepolitischen Entscheidungen werden
in Berlin getroffen. Wir müssen Verständnis
für die Betroffenheit der Industrie vor Ort
schaffen, Argumente und konkrete Vor-
schläge liefern. Dafür bleiben wir kontinuier-
lich mit den Entscheidern im Gespräch.

Was hat die IHK etwa in der aktuellen Krise
getan?
Dr. Günther: In der aktuellen Situation – die
für die Wirtschaft im Land wirklich drama-
tisch ist – haben wir zum Beispiel die Aus-
wirkungen der Strom- und Gaspreisbremsen
auf die Unternehmen zusammengetragen
und im parlamentarischen Verfahren noch
auf Veränderungen gedrungen. 

Generell gilt: Selbst wenn die Politik nicht
allen unseren Forderungen folgt, so ist es
doch wichtig, dass wir aktiv werden – wir
bleiben nicht ungehört und unsere Positionen
fließen auf dem ein oder anderen Wege doch
in die Entscheidungsfindung mit ein.

Haben Sie ein konkretes Beispiel?
Dr. Günther: Die Politik diskutiert derzeit vor
allem darüber, wie die Preissprünge abzufe-
dern sind und nimmt gewaltige Mengen Geld
in die Hand, um Haushalte und Unternehmen
zu unterstützen. Dies hilft jedoch nur tempo-
rär und berücksichtigt nicht, dass die Ursache
hoher Preise in einem geringen Energieange-
bot am Markt liegt. Dieses muss erhöht und
darf nicht noch weiter verknappt werden.
Daher sprechen sich die Mitglieder des ener-
giepolitischen Arbeitskreises für einen aus-
gewogenen Energiemix aus. Wir müssen alle

verfügbaren Energieträger entsprechend ih-
rer Leistungsfähigkeit berücksichtigen. Da-
für haben wir Grundsatzpositionen für die
IHK entwickelt, uns mit der Wasserstoffstra-
tegie des Landes beschäftigt und verschie-
dene Gesetzgebungsvorhaben diskutiert.
Immer im Blick dabei: eine sichere und be-
zahlbare Energieversorgung, die vor allem
für die hiesige energieintensive Industrie von
zentraler Bedeutung ist.

Fernab aller Krisen: Für wen ist der Arbeitskreis
geeignet, wer kann sich hier einbringen?
Dr. Günther: Im Arbeitskreis Energiepolitik en-
gagieren sich Versorger, Erzeuger und große
Energieverbraucher unterschiedlicher Bran-
chen, die sich mit ihren praktischen Alltagser-
fahrungen für eine sichere und wettbewerbs-
fähige Energieversorgung für die Unternehmen
in der Region stark machen wollen.





VERANSTALTUNGEN

Geplante Präsenzveranstaltungen – unter
Vorbehalt

11. Januar 2023
Seminar: Lieferantenerklärungen Aktuell
Dorint Charlottenhof Halle (Saale),
Dorotheenstr. 12, 06108 Halle (Saale), Tel. 0345 2126-282

25. Januar 2023
IHK-GründerTheke
ServiceCenter, IHK Halle-Dessau,
Frankestraße 5, 06110 Halle (Saale), Tel.: 0345 2126-433

7. bis 10. März 2023
N:UN Nachfolgewoche Sachsen-Anhalt 
6. März 2023: Auftaktveranstaltung zur N:UN-Nachfolge-
woche Sachsen-Anhalt 2023
8. März 2023: N:UN nachfolge regional – „Praxistipps zur
Unternehmensnachfolge“

Starttage/Beratung für Gründer und 
Unternehmer (bei Bedarf virtuell)

Anhalt-Bitterfeld
17. Januar 2023 und 21. Februar 2023
Tel. 03493 375721

Bernburg
10. Januar 2023 und 7. Februar 2023
Tel. 03471 659505

Burgenlandkreis
17. Januar 2023, 14. Februar 2023 und 7. März 2023
Geschäftsstelle Weißenfels
Tel. 03443 4325-0

11. Januar 2023, 25. Januar 2023
und 22. Februar 2023
IHK-Kontaktstelle Naumburg

Dessau
12. Januar 2023 und 9. Februar 2023
Tel. 0340 2601121

Halle (Saale) / Saalekreis
31. Januar 2023 und 14. März 2023
Tel.: 0345 2126-221

Mansfeld-Südharz
10. Januar 2023 und 14. Februar 2023
Sangerhausen
Tel. 03464 260959-10

18. Januar 2023 und 22. Februar 2023
Lutherstadt Eisleben

Wittenberg
26. Januar 2023 und 23. Februar 2023
Tel. 03491 670121

Online-Veranstaltungen

Online-Veranstaltungen sind aus technischen Gründen unter
Vorbehalt. Bitte unter www.ihk.de/halle kurzfristig prüfen, ob
die Veranstaltungen stattfinden können!

11. Januar 2023 Beginn: 10.00 Uhr
STABILITÄT statt RISIKO: 
Mitarbeiter-Sicherung NEU gedacht: Teil I – Sinn und
Logik professioneller Mitarbeiter-Akquise
Herr Winkel, Tel. 0345 2126-273

18. Januar 2023 Beginn: 10.00 Uhr
STABILITÄT statt RISIKO:
Mitarbeiter-Sicherung NEU gedacht: Teil II – Pflicht
und Kür optimaler Mitarbeiter-Einstellung
Herr Winkel, Tel. 0345 2126-273

25. Januar 2023 Beginn: 10.00 Uhr
STABILITÄT statt RISIKO:
Mitarbeiter-Sicherung NEU gedacht: Teil III – Glanz
und Elend nachhaltiger Mitarbeiter-Bindung
Herr Winkel, Tel. 0345 2126-273

26. Januar 2023 Beginn: 10.00 Uhr
Was erwartet uns 2023 aus steuerlicher Sicht?
Frau Schneider, Tel. 0345 2126-226

15. Februar 2023 Beginn: 15.00 Uhr
Telefonische Beratung zum Schutz geistigen Eigentums
Frau Kühling, Tel. 0345 2126-265

Weitere Informationen
zu allen IHK-Veranstaltungen
unter www.ihk.de/halle, Nr. 5645214

Anzeige





BÖRSEN

Anzeige

Unternehmensbörse
„nexxt-change“

Die Unternehmensbörse dient einerseits dem Ziel, Unter-
nehmen auf der Suche nach einem geeigneten Nachfolger
oder aktiven Teilhaber behilflich zu sein und andererseits,
den Existenzgründern die Suche nach einem Unternehmen
für eine Übernahme zu erleichtern.

Kontakt: Susann Ehrenberg, Telefon: 0345 2126-452, 
Fax: 0345 2126-44452 oder E-Mail: sehrenberg@halle.ihk.de

Profitabler Zulieferbetrieb der BMSR-Elektro-
nik aus Altersgründen zu verkaufen. (157523)

Altershalber wird ein Nachfolger für ein seit
30 Jahren sehr gut laufendes Fachgeschäft
für Schmuck gesucht. Zentrale Innenstadt-
lage in einer Kleinstadt des Landkreises
Mansfeld-Südharz. (157522)

Ambulanter Pflegedienst mit 18 Mitarbeitern
altersbedingt zu verkaufen. (157521)

Café mit Backbereich in bester Innenstadtlage
in Halle (Saale) steht altersbedingt zum Ver-
kauf. (157520)

Zum Verkauf steht eine seit 22 Jahren beste-
hende Werbeagentur mit festem Kundenkreis
und diversen Kooperationspartnern. (157518)

Nachfolger für Kurier-Express-Paket-Dienst
GmbH in Zeitz gesucht. (157516)

Herzensprojekt „mobile Saune“ sucht aus per-
sönlichen Gründen einen Nachfolger. (157515)

Onlinehandel für Motorrad-, Fahrradteile und
Bootszubehör steht zum Verkauf. (157514)

Nachfolger gesucht für ein etabliertes Pro-
duktionsunternehmen im Bereich Metallbe-
arbeitung mittels Warmumformung. (157513)

Kooperationsangebote aus der
Datenbank des Enterprise
Europe Networks (EEN)

Interessenten finden nachfolgende und weitere Koopera -
tionsangebote unter http://een-sachsen-anhalt.de/dienst -
leistungen/partnersuche.html. 

Kontakt: Sven Erichson, Telefon: 0391 5693-148, 
E-Mail: erichson@magdeburg.ihk.de

Biowirkstoff gegen Bodenparasiten für
Lizenz angeboten: Ein tschechisches For-
schungsinstitut hat ein Produkt entwickelt,
das aus zwei natürlichen Bio-Wirkstoffen be-
steht und deren Wirkung kombiniert, um Blu-
men und Pflanzen vor Bodenparasiten, ins-
besondere Trauermücken, zu schützen. Die
Erfindung wirkt nur im Substrat und wird
nicht von der Pflanze oder dem Gemüse ab-
sorbiert. Dieses Naturprodukt ist langlebig
und eignet sich für den ökologischen Land-

bau und den biologischen Gartenbau zu
Hause. Das Forschungsinstitut ist auf der Su-
che nach Herstellern, die das Produkt in Li-
zenz vermarkten können. (EG0922 CZ02)

Glutenfreie Nudeln für Vertrieb angebo-
ten: Ein italienisches Unternehmen bietet
gesunde und glutenfreie Nudeln mit einem
authentischen Geschmack an, die aus 100
Prozent italienischem Mehl und reinem Berg-
wasser hergestellt werden. Für die lokalen
handwerklichen Produkte sucht es nach Part-
nern für Vertrieb oder für Handelsvereinba-
rungen. (EG0922 IT01)

LiFi-Technologielösungen für Vertrieb an-
geboten: Ein italienisches Unternehmen bie-
tet LiFi-Technologielösungen (light fidelity)
für eine schnelle Datenübertragung und eine
große Bandbreite durch LED-Lichtmodulation
an. Diese Technologie ist ideal in funkfeindli-
chen Umgebungen wie Krankenhäusern, Mi-
litärstationen und Flughäfen. Es werden Ver-
triebspartner gesucht. (EG0922 IT04)

Hunde- und Katzenbetten für Vertrieb an-
geboten: Ein litauisches Unternehmen, das
stilvolle Hunde- und Katzenbetten herstellt,
sucht Vertriebspartner (Zoohandlungen, Tier-
hotels, Tierarztpraxen, Einrichtungszentren
usw.) für seine Produkte. (EG0922 LT02)
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Schreibwaren und Büroartikel, Schulbe-
darf und Bastelartikel für Vertrieb ange-
boten: Ein rumänisches Unternehmen stellt
Schreibwaren und Büroartikel, Bildungs- und
Handwerksartikel unter seiner eigenen Marke
her. Es ist bestrebt, neue Partnerschaften in
Form von Verträgen über kommerzielle
Dienstleistungen zu schließen und sein Port-
folio mit internationalen Unternehmen jeder
Größe zu erweitern. (EG0922 RO01)

Partner für smarten Verschluss für Air-
less-Flasche gesucht: Ein japanisches Un-
ternehmen stellt Kunststoffprodukte her, da-
runter moderne Airless-Flaschen, die für die
Verpackung von Lebensmitteln, Kosmetika
und Körperpflegeprodukten verwendet wer-
den. Das Unternehmen sucht einen EU-Part-
ner, der bereit ist, einen Flaschenverschluss
mitzuentwickeln oder zu produzieren, der
auch als Messinstrument dienen kann. Das
Unternehmen ist generell an Technologien
interessiert, die Lebensmittelverluste verhin-
dern, und sucht Partner im Rahmen von Li-
zenzvereinbarungen, Forschungskooperatio-
nen sowie Handelsvertreterverträgen.  
(EG0922 JP01)

Innovative Heizsysteme für Vertrieb an-
geboten: Ein slowenischer Hersteller mit ei-
ner mehr als 20-jährigen Tradition in der
Herstellung innovativer Heizsysteme – Pel-
letkessel und -öfen, Holzvergaserkessel und
Wärmepumpen – für den gewerblichen und
privaten Gebrauch sucht Vertriebspartner im
Rahmen eines Vertriebsdienstleistungsver-
trags. Der Vorteil seiner Produkte ist eine
Bauweise, die unnötige Energieverluste ver-
hindert und optimale Bedingungen für den
Übergang der Rauchgase ins Wasser schafft.
Das Familienunternehmen begann 1999 mit
der Entwicklung von Pelletkesseln und star-
tete 2004 die eigene Serienproduktion und
den Vertrieb. (EG0922 SI01)

IT-Anwendung für Kinderzahnheilkunde
für Vertrieb angeboten: Ein ukrainisches
Unternehmen hat ein innovatives Produkt
für die Kinderzahnheilkunde entwickelt. Es

basiert auf einer speziellen IT-Anwendung
und macht die Zahnbehandlung effektiver
und weniger stressig für Arzt und Patient.
Darüber hinaus erhöht das Produkt die Kun-
denbindung an die Klinik. Das Unternehmen
möchte in die EU-Länder expandieren und
sucht lokale Partner für den Vertrieb und die
Integration des Produkts. (EG0922 UA03)

Rückverfolgbarkeit für Prozesse der Le-
bensmittelsicherheit angeboten: Ein fran-
zösisches Unternehmen bietet ein individua-
lisierbares, erweiterbares und interoperables
IT-Tool an, um die gesetzlichen Anforderun-
gen an die Verfolgbarkeit der Produktion und
die Herkunftssicherung zu erfüllen. Indus-
trielle Partner aus der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft, die bereit sind, ihre Rück-
verfolgbarkeit bei Audits oder im Falle einer
Gesundheitskrise durch die Einführung der
Digitalisierung zu vereinfachen und zu si-
chern, werden für Handelsvereinbarungen
mit technischer Unterstützung gesucht. 
(EG0922 FR03)

Innovative Gartengeräte für Vertrieb 
angeboten: Ein japanisches Unternehmen
stellt innovative Gartengeräte, wie z. B. Gar-
tenscheren und Astscheren, her. Derzeit kon-
zentriert sich das Unternehmen auf die 
Herstellung von hochwertigen Baumschnei-
deprodukten, die hauptsächlich von Profis
verwendet werden. Das Unternehmen sucht
nach EU-Partnern und hofft auf für beide
Seiten vorteilhafte langfristige Partnerschaf-
ten im Rahmen von Vertriebs- oder Handels-
vertreterverträgen. (EG0922 JP10)

Handgefertigte Designmöbel für Vertrieb
angeboten: Ein tschechisches Unternehmen,
das sich auf Kinderprodukte, vor allem Betten,
Montessori-Erziehungsprodukte usw. spezia-
lisiert hat, sucht einen Vertriebspartner oder
einen Agenten mit Erfahrung auf dem Markt.
Die beste Option wäre ein starker E-Com-
merce Partner, der bereits auf dem ausländi-
schen Markt tätig ist. Gefertigt werden De-
signprodukte auf höchstem Qualitätsniveau.
Daneben konzentriert sich die Firma auch

auf Designbetten für Erwachsene, Industrie-
tische, Regale, Schaukeln usw. Alle Produkte
sind weltweit zertifiziert worden. Die strenge
Qualitätskontrolle nach den neuesten Trends
und die Produktion aus Holz ist ein Muss,
das auf Ökologie und Nachhaltigkeit ausge-
richtet ist. Das Holz wird bis zum letzten Span
verwendet und von Hand mit 100 Prozent
ökologischen Lacken behandelt. 
(EG0922 CZ06)

Gehhilfen und Rollstühle aus Magnesium
für Vertrieb angeboten: Ein japanisches
Unternehmen ist auf die Herstellung von
Hilfsmitteln aus dem Leichtmetall Magne-
sium spezialisiert. Magnesium ist bekannt für
seine Robustheit. Durch seine Erfahrung und
sein Fachwissen ist es dem japanischen Un-
ternehmen gelungen, diverse Gehhilfen und
Rollstühle zu entwickeln. Das Unternehmen
bietet europäischen Herstellern von Hilfs-
mitteln sein Know-how im Rahmen eines
Fertigungsauftrags sowie Outsourcing- oder
Untervertragsvereinbarung an, gerne auch
im Bereich des Equipments für Para-Sportler.
(EG0922 JP08)



Beschlüsse der IHK-Vollversammlung

Beschluss-Nr.: 65/22/4

Die Vollversammlung beschließt auf der Grundlage von § 6 Abs. 2 Buchst. c der Satzung der
IHK Halle-Dessau:

1. Feststellung des Wirtschaftsplanes 2023
Der Wirtschaftsplan 2023 mit den Bestandteilen Bewirtschaftungsvermerke, Erfolgsplan und
Finanzplan, darunter 

im Erfolgsplan
mit der Summe der Erträge in Höhe von EUR 15.161.900,00
mit der Summe der Aufwendungen in Höhe von EUR 16.782.100,00
und einem Jahresergebnis in Höhe von EUR -1.620.200,00
mit einem geplanten Vortrag in Höhe von EUR 2.630.000,00
mit einem Saldo der Veränderung des Eigenkapitals in Höhe von EUR -1.009.800,00

im Finanzplan
mit einem Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit in Höhe von EUR -1.260.500,00
mit einem Cashflow aus Investitionstätigkeit in Höhe von EUR -4.245.000,00
darunter Auszahlungen für Investitionen EUR 4.245.000,00
mit einem Cashflow aus Finanzierungstätigkeit in Höhe von EUR 0,00

wird durch die Vollversammlung festgestellt.

2. Beschluss der Wirtschaftssatzung 2023
Die Vollversammlung beschließt die Wirtschaftssatzung der IHK Halle-Dessau mit dem Wirt-
schaftsplan für das Geschäftsjahr 2023 gemäß Anlage.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 65/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Anlage zu Beschluss-Nr.: 65/22/4

Wirtschaftssatzung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
für das Geschäftsjahr 2023

Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau hat am 7. Dezember
2022 gemäß §§ 3 und 4 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und
Handelskammern vom 18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 920), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 7. August 2021 (BGBl. I S. 3306), folgende Wirtschaftssatzung für das Ge-
schäftsjahr 2023 (1. Januar bis 31. Dezember 2023) beschlossen:

I. Wirtschaftsplan

Der Wirtschaftsplan wird

1. im Erfolgsplan  
mit der Summe der Erträge in Höhe von EUR 15.161.900,00
mit der Summe der Aufwendungen in Höhe von EUR 16.782.100,00
und einem Jahresergebnis in Höhe von EUR -1.620.200,00
mit einem geplanten Vortrag in Höhe von EUR 2.630.000,00
mit einem Saldo der Veränderung des Eigenkapitals in Höhe von EUR -1.009.800,00

2. im Finanzplan
mit einem Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit in Höhe von EUR -1.260.500,00
mit einem Cashflow aus Investitionstätigkeit in Höhe von EUR -4.245.000,00 
darunter Auszahlungen für Investitionen EUR 4.245.000,00
mit einem Cashflow aus Finanzierungstätigkeit in Höhe von EUR 0,00

festgestellt.

II. Beitrag

1. Beitragsbefreiung
Natürliche Personen und Personengesellschaften, die nicht in das Handelsregister eingetra-
gen sind, und eingetragene Vereine, wenn nach Art oder Umfang ein in kaufmännischer Weise
eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht erforderlich ist, sind vom Beitrag freigestellt, soweit ihr
Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuergesetz oder, soweit für das Bemessungsjahr ein Ge-
werbesteuermessbetrag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem Einkommensteuergesetz ermit-
telter Gewinn aus Gewerbebetrieb EUR 5.200,00 nicht übersteigt.

Nicht im Handelsregister eingetragene natürliche Personen, die ihr Gewerbe nach dem 
31. Dezember 2003 angezeigt und in den letzten fünf Wirtschaftsjahren vor ihrer Betriebser-
öffnung weder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständi-
ger Arbeit erzielt haben, noch an einer Kapitalgesellschaft mittelbar oder unmittelbar zu mehr
als einem Zehntel beteiligt waren, sind für das Geschäftsjahr der IHK, in dem die Betriebser-
öffnung erfolgt, und für das darauf folgende Jahr von der Umlage und vom Grundbeitrag so-
wie für das dritte und vierte Jahr von der Umlage befreit, wenn ihr Gewerbeertrag hilfsweise
Gewinn aus Gewerbebetrieb EUR 25.000,00 nicht übersteigt.

2. Grundbeitrag
Als Grundbeitrag ist zu erheben von:

2.1 IHK-zugehörigen natürlichen Personen, Personengesellschaften oder juristischen Perso-
nen (einschließlich eingetragener und nicht eingetragener Vereine), die nicht im Handelsre-
gister eingetragen sind, nicht kraft Rechtsform als Kaufleute gelten und deren Gewerbebe-
trieb nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb
nicht erfordert (Nichtkaufleuten), sofern nicht Befreiung nach Ziff. II.1. greift oder sie nicht
gemäß Ziff. II.2.3 zu veranlagen sind, EUR 50,00

2.2 IHK-zugehörigen natürlichen Personen, Personengesellschaften oder juristischen Perso-
nen, die im Handelsregister eingetragen sind oder kraft Rechtsform als Kaufleute gelten so-
wie von IHK-Zugehörigen, deren Gewerbebetrieb nach Art oder Umfang einen in kaufmän-
nischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert (Kaufleuten), sofern sie nicht gemäß
Ziff. II.2.3 zu veranlagen sind, EUR 170,00

2.3 IHK-Zugehörigen ab einer Umsatzgröße über EUR 25.000.000,00 nach folgender Staffe-
lung, sofern nicht Befreiung nach Ziff. II.1. greift:

Stufe Umsatz Grundbeitrag

1 über EUR 25.000.000,00 bis EUR 50.000.000,00 EUR 2.000,00
2 über EUR 50.000.000,00 bis EUR 100.000.000,00 EUR 4.000,00
3 über EUR 100.000.000,00 bis EUR 200.000.000,00 EUR 8.000,00
4 über EUR 200.000.000,00 bis EUR 400.000.000,00 EUR 16.000,00
5 über EUR 400.000.000,00 EUR 32.000,00

2.4 IHK-zugehörigen Kapitalgesellschaften, deren gewerbliche Tätigkeit sich in der Funktion
eines persönlich haftenden Gesellschafters in nicht mehr als einer Personenhandelsgesellschaft
erschöpft, wird für das laufende Geschäftsjahr auf schriftlichen Antrag hin eine Ermäßigung
des Grundbeitrages im Sinne von Ziff. II. 2.2 um 50 Prozent gewährt, sofern beide Gesell-
schaften der IHK zugehören.

3. Umlage
Als Umlage ist zu erheben 0,19 Prozent des Gewerbeertrages bzw. Gewinns aus Gewerbe-
betrieb. Bei natürlichen Personen und Personengesellschaften ist die Bemessungsgrundlage
einmal um einen Freibetrag von EUR 15.340,00 für das Unternehmen zu kürzen.

4. Bemessungsjahr
Bemessungsjahr für Grundbeitrag und Umlage ist das laufende Geschäftsjahr.

BESCHLÜSSE

MITTELDEUTSCHE WIRTSCHAFT DAS MITGLIEDERMAGAZIN DER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER HALLE-DESSAU 01/2023 47



MITTELDEUTSCHE WIRTSCHAFT DAS MITGLIEDERMAGAZIN DER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER HALLE-DESSAU 01/202348

BESCHLÜSSE

5. Beitragserhebung
Soweit ein Gewerbeertrag bzw. Gewinn aus Gewerbebetrieb des Bemessungsjahres nicht be-
kannt ist, wird eine Vorauszahlung der Umlage auf der Grundlage des der IHK zum Zeitpunkt
des Erlasses des Beitragsbescheides letzten vorliegenden Gewerbeertrages bzw. Gewinnes aus
Gewerbebetrieb erhoben. Dies gilt entsprechend für die Bemessungsgrundlage Umsatz, soweit
diese für die Veranlagung zum Grundbeitrag erheblich ist.

Vorauszahlungen sollen bis zur endgültigen Festsetzung nur einmal erfolgen. Auf Antrag des
IHK-Zugehörigen kann davon abgewichen werden.

Soweit ein IHK-Zugehöriger die Anfrage der IHK nach der Höhe der Bemessungsgrundlagen
für Umlage und Grundbeitrag nicht beantwortet hat, wird die Bemessungsgrundlage ent-
sprechend § 162 Abgabenordnung (AO) geschätzt.

III. Kredite

1. Investitionskredite
Keine

2. Kassenkredite
Keine

Halle (Saale), 7. Dezember 2022

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Erfolgsplan 2023

Plan 2023 Plan 2022 Ist 2021
Euro Euro Euro

1. Erträge aus IHK-Beiträgen 11.600.000,00 10.200.000,00 10.587.832,68
2. Erträge aus Gebühren 2.671.600,00 2.606.800,00 2.590.920,77
3. Erträge aus Entgelten 49.300,00 67.200,00 35.537,56
4. Erhöhung oder Verminderung des Bestandes an fertigen und unfertigen Leistungen 0,00 0,00 0,00
5. Andere aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00
6. Sonstige betriebliche Erträge 793.200,00 1.006.400,00 948.905,17

- davon aus Erstattungen 55.600,00 64.900,00 123.796,40
- davon aus öffentlichen Zuwendungen 451.700,00 662.400,00 417.677,70
- davon aus Abführung von gesonderten Wirtschaftsplänen 0,00 0,00 0,00

Betriebserträge 15.114.100,00 13.880.400,00 14.163.196,18

7. Materialaufwand -1.514.500,00 -1.483.200,00 -1.403.155,27
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren -372.500,00 -373.600,00 -350.617,40
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -1.142.000,00 -1.109.600,00 -1.052.537,87
8. Personalaufwand   -7.378.000,00 -7.106.600,00 -6.995.611,92
a) Gehälter -5.855.000,00 -5.677.000,00 -5.551.865,45
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung -1.523.000,00 -1.429.600,00 -1.443.746,47
9. Abschreibungen -533.700,00 -721.200,00 -713.775,26
a) Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen -489.900,00 -721.200,00 -713.775,26
b) Abschreibungen auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die in der IHK 0,00 0,00 0,00
üblichen Abschreibungen überschreiten
10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -7.254.800,00 -7.254.600,00 -4.903.854,50

- davon Zuführung an gesonderte Wirtschaftspläne 0,00 0,00 0,00

Betriebsaufwand -16.681.000,00 -16.565.600,00 -14.016.396,95

Betriebsergebnis -1.566.900,00 -2.685.200,00 146.799,23

11. Erträge aus Beteiligungen 0,00 0,00 0,00
12. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 1.700,00 1.000,00 11.421,78
13. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 46.100,00 3.000,00 150,76

- davon aus Abzinsung 500,00 0,00 0,00
14. Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 0,00 0,00
15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -80.300,00 -194.500,00 -258.358,68

- davon aus Aufzinsung -80.300,00 -194.500,00 -258.358,68

Finanzergebnis -32.500,00 -190.500,00 -246.786,14

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.599.400,00 -2.875.700,00 -99.986,91

16. Außerordentliche Erträge 0,00 0,00 0,00
17. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00

Außerordentliches Ergebnis 0,00 0,00 0,00

18. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 0,00 0,00
19. Sonstige Steuern -20.800,00 -20.800,00 -20.783,54

20. Jahresergebnis -1.620.200,00 -2.896.500,00 -120.770,45

21. Ergebnisvortrag 2.630.000,00 0,00 55.503,06

22. Zu-/Abnahme des Sonstigen Eigenkapitals -1.009.800,00 2.896.500,00 2.694.087,08

23. Ergebnis 0,00 0,00 2.628.819,69
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Finanzplan 2023
Hinweis: Die Nummerierung der Positionen entspricht der in der Finanzrechnung.

Plan 2023 Plan 2022 Ist 2021
Euro Euro Euro

1. Jahresergebnis vor außerordentlichem Posten -1.620.200,00 -2.896.500,00 -120.770,45

2a) +/- Abschreibungen (+)/Zuschreibungen (-) auf Gegenstände des Anlagevermögens 533.700,00 721.200,00 697.683,15
2b) - Erträge aus der Auflösung der Sonderposten -121.200,00 -121.200,00 -121.226,00
3. +/- Zunahme (+)/Abnahme (-) der Rückstellungen, Bildung Passive RAP (+)/ -52.800,00 371.200,00 349.059,28

Auflösung Aktive RAP (+), Auflösung Passive RAP (-)/Bildung Aktive RAP (-)
Positionen 4. bis 8. entfallen im Plan

9. = Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit -1.260.500,00 -1.925.300,00 1.128.151,46

10. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 0,00 0,00 0,00
11. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -4.094.800,00 -672.000,00 -611.092,19
12. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des immateriellen Anlagevermögens 0,00 0,00 0,00
13. - Auszahlungen für Investitionen des immateriellen Anlagevermögens -90.200,00 -167.200,00 -60.547,57
14. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens 0,00 4.683.000,00 0,00
15. - Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen -60.000,00 -60.000,00 -74.780,90

16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit -4.245.000,00 3.783.800,00 -746.420,66

17a) + Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-)Krediten 0,00 0,00 0,00
17b) + Einzahlungen aus Investitionszuschüssen 0,00 0,00 0,00
18. - Auszahlungen aus der Tilgung von (Finanz-)Krediten 0,00 0,00 0,00

19. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 0,00 0,00 0,00

20. Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestandes -5.505.500,00 1.858.500,00 381.730,80
(Summe der Zeilen 9, 16 und 19)

Beschluss-Nr.: 66/22/4

Die Vollversammlung beschließt gemäß § 8 Abs. 2 Finanzstatut der IHK Halle-Dessau die Än-
derung des Bauhaushaltes Halle (Saale) mit seiner verbindlichen Kosten- und Finanzierungs-
übersicht (Anlage).

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 66/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Beschluss-Nr.: 67/22/4

Die Vollversammlung beschließt auf der Grundlage von § 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 IHKG die Neu-
fassung der Satzung der IHK Halle-Dessau (Anlage).

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste und vom Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft
und Forsten des Landes Sachsen-Anhalt am 19. Dezember 2022 genehmigte Beschluss Nr.
67/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 21. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Amtliche Bekanntmachung zur Gefahrgutfahrerschulung 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/-innen nach
Kapitel 8.2 ADR. 

Gemäß § 3 der Satzung betreffend die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/-innen vom
6. Dezember 2017 werden aufgrund der Änderungen des ADR (2023) die den Schu-
lungen zugrunde zulegenden Kurspläne für die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/-innen
nach Kapitel 8.2 ADR zum 1. Januar 2023 als Verwaltungsvorschriften neu festgelegt. 
Gleichzeitig werden die Verwaltungsvorschriften betreffend die Ausbildung der Ge-
fahrgutfahrer/-innen vom 1. Januar 2021 außer Kraft gesetzt. 

Die neuen Kurspläne der Erst- und Auffrischungsschulung sind unter
www.halle.ihk.de (Nr. 4540540) abrufbar.
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Anlage zu Beschluss-Nr.: 66/22/4

Kosten-/Finanzierungsübersicht „Baumaßnahme Halle (Saale)“, IHK-Gebäude Franckestraße 4 und 5, 06110 Halle (Saale)
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Anlage zu Beschluss-Nr.: 67/22/4

Satzung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau (IHK)

Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau hat am 7. Dezember 2022
gemäß § 4 Abs. 2 S. 2 Ziffer 1 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Indus-
trie- und Handelskammern in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 701-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Zweiten Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handels-
kammern vom 7. August 2021 (BGBl. I S. 3306), folgende Satzung beschlossen: 

Präambel
Die gesetzlichen Mitglieder bilden als die öffentlich-rechtlich verfasste, mit dem Privileg der
Selbstverwaltung versehene Unternehmerschaft die Industrie- und Handelskammer (IHK). Die
IHK bekennt sich auf der Grundlage des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der In-
dustrie- und Handelskammern zu den Werten des ehrbaren Kaufmanns.

§ 1 Name, Sitz und Rechtsnatur
(1) Die IHK führt den Namen „Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau“.
(2) Sie hat ihren Sitz in Halle (Saale) und umfasst als IHK-Bezirk die Gebiete der kreisfreien Stadt
Halle (Saale), der kreisfreien Stadt Dessau-Roßlau sowie der Landkreise Anhalt-Bitterfeld, 
Salzlandkreis (nur in Bezug auf das Gebiet des Landkreises Bernburg in den Grenzen vom 
30. Juni 2007 und unter Beachtung der jeweiligen amtlichen Gemeindegebietsneugliederun-
gen), des Landkreises Wittenberg, des Landkreises Burgenlandkreis, des Landkreises Mansfeld-
Südharz und des Landkreises Saalekreis. Die IHK kann außerhalb ihres Sitzes Geschäftsstellen
errichten.
(3) Die IHK ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie führt ein öffentliches Siegel.

§ 2 Aufgaben
(1) Die IHK hat die Aufgaben: 
a) das Gesamtinteresse der ihr zugehörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirkes, 
einschließlich der Gesamtverantwortung der gewerblichen Wirtschaft, die auch Ziele einer
nachhaltigen Entwicklung umfassen kann, auf regionaler, nationaler, europäischer und in-
ternationaler Ebene wahrzunehmen, 
b) für die Förderung der gewerblichen Wirtschaft ihres Bezirkes zu wirken, 
c) für die Wahrung von Anstand und Sitte der ehrbaren Kaufleute, einschließlich deren sozialer
und gesellschaftlicher Verantwortung, zu wirken und dabei stets die wirtschaftlichen Interessen
einzelner Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und ausgleichend zu berücksichtigen. 
(2) Im Rahmen ihrer Aufgaben hat die IHK insbesondere 
a) durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden zu unterstützen und zu beraten, 
b) das Recht, zu den im Gesamtinteresse der ihr zugehörigen Gewerbetreibenden liegenden
wirtschaftspolitischen Angelegenheiten ihres Bezirkes in behördlichen oder gerichtlichen
Verfahren sowie gegenüber der Öffentlichkeit Stellung zu nehmen.

§ 3 Organe
(1) Die IHK handelt durch ihre Organe. Organe der IHK sind unbeschadet der Regelungen des
Berufsbildungsgesetzes:
• die Vollversammlung,
• das Präsidium,
• der Präsident,
• der Hauptgeschäftsführer
• der Berufsbildungsausschuss im Rahmen der in § 79 Berufsbildungsgesetz genannten Auf-
gaben.
(2) Die IHK sowie ihre Organe und deren Mitglieder haften in Ausübung ihres Amtes nur für
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Zwingende gesetzliche Haftungsregelungen, insbesondere
die der Amtshaftung im Sinne von Art. 34 GG, § 839 BGB bleiben unberührt.

§ 4 Pflichten ehrenamtlicher Mandatsträger und Aufwendungsersatz
(1) Jedes Mitglied der Vollversammlung ist Vertreter der Gesamtheit der IHK-Zugehörigen und
an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 
(2) Die Mitglieder der Vollversammlung, des Präsidiums sowie der auf dieser Satzung beru-
henden Ausschüsse und Arbeitskreise nehmen ihre Aufgaben ehrenamtlich wahr. Sie haben
über alle Mitteilungen, Tatsachen und Verhandlungen, die ihrer Natur nach vertraulich sind
oder als vertraulich bezeichnet werden, Stillschweigen zu bewahren. Sie sind vor Aufnahme
ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit vom Präsidenten oder dem Vorsitzenden des Ausschusses
oder Arbeitskreises hierzu und zu einer unparteiischen, gewissenhaften und allein im Interesse
der gesamten IHK-zugehörigen Wirtschaft des Kammerbezirkes erfolgenden Wahrnehmung
ihrer Aufgaben zu verpflichten.
(3) Wer ehrenamtlich tätig ist, darf bei Angelegenheiten dann nicht beratend oder ent-
scheidend mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, seinem einge-
tragenen Lebenspartner, seinen Verwandten bis zum dritten oder Verschwägerten bis zum
zweiten Grade oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person einen
besonderen individuellen Vorteil oder Nachteil bringen kann. Das Mitwirkungsverbot gilt nicht

bei Wahlen und anderen Bestellungen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und bei der Abwahl
oder Abberufung aus solchen Tätigkeiten. Die Teilnahme an Beratungen im Rahmen des per-
sönlichen Verantwortungsbereichs (z. B. bei Entlastungsbeschlüssen) gilt nicht als Mitwirkung
in diesem Sinne.
(4) Die IHK ersetzt die aus ehrenamtlicher Tätigkeit erwachsenden Aufwendungen (Auslagen
ohne Verdienstausfall) nur, soweit diese den Umständen nach erforderlich waren und min-
destens einer der folgenden Umstände gegeben ist:
1. Erledigung einzelner Aufträge der IHK,
2. Wahrnehmung repräsentativer kammerbezogener oder kammervertretender Aufgaben
nach außen,
3. sonstige Tätigkeiten, die als Nr. 1 oder 2 gleichstehend zu werten sind und für die vorab ein
Aufwendungsersatz dem Grunde nach durch den Hauptgeschäftsführer bestätigt worden ist.
Der Anspruch auf Erstattung der jeweils innerhalb eines Kalenderjahres entstandenen Auf-
wendungen besteht nur, soweit dieser in Textform bis zum 31. Dezember des Folgejahres ge-
genüber der IHK geltend gemacht worden ist.

§ 5 Vollversammlung
(1) Es werden 70 Personen als Mitglieder der Vollversammlung in unmittelbarer Wahl von den
IHK-Zugehörigen für die Dauer von fünf Jahren gewählt. In mittelbarer Wahl können weitere
Mitglieder von den unmittelbar gewählten Vollversammlungsmitgliedern hinzugewählt wer-
den, die insoweit als Wahlpersonen handeln. Die Anzahl der mittelbar Gewählten darf einen
Anteil von 20 v. H. der festgelegten Höchstzahl an Vollversammlungsmitgliedern nicht über-
schreiten. Das Wahlverfahren sowie die Dauer und vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft
werden durch die Wahlordnung geregelt.
(2) Die Vollversammlung kann um die Wirtschaft verdiente Persönlichkeiten des Kammerbe-
zirkes zu Ehrenmitgliedern ernennen. Falls diese nicht ohnehin der Vollversammlung ange-
hören, haben sie das Recht, an den Sitzungen der Vollversammlung mit beratender Stimme
teilzunehmen.
(3) Die Vollversammlung bestimmt die Richtlinien der IHK-Arbeit ihres Bezirkes und be-
schließt über Fragen, die für die IHK-zugehörige gewerbliche Wirtschaft oder die Arbeit der
IHK von grundsätzlicher Bedeutung sind. Der Vollversammlung bleibt ferner vorbehalten die
Beschlussfassung über: 
a) die Satzung (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 IHKG), 
b) die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 IHKG) so-
wie das Finanzstatut (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 8 IHKG), 
c) die Wirtschaftssatzung, in der der Wirtschaftsplan festgestellt und der Maßstab für die Bei-
träge und Sonderbeiträge festgesetzt werden (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 3, 4 IHKG), 
d) die Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten (§ 6 Abs. 1 IHKG), 
e) die Bestellung des Hauptgeschäftsführers (§ 7 Abs. 1 IHKG), 
f) die Ernennung von Ehrenpräsidenten und Ehrenmitgliedern der Vollversammlung,
g) die Feststellung der Beendigung von Mitgliedschaften in der Vollversammlung und im 
Präsidium bei Wegfall der Wählbarkeit,
h) die Bildung von Ausschüssen im Sinne von § 7 sowie die Berufung und Abberufung der Vor-
sitzenden und deren Stellvertretern,
i) die Erteilung der Entlastung (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 5 IHKG), 
j) die Übertragung von Aufgaben auf andere Industrie- und Handelskammern, die Übernahme
dieser Aufgaben, die Übertragung von Aufgaben auf die Deutsche Industrie- und Handels-
kammer, die Bildung von öffentlich-rechtlichen Zusammenschlüssen und die Beteiligung hie-
ran gem. § 10 IHKG sowie die Beteiligung an Einrichtungen nach § 1 Abs. 3b IHKG (§ 4 Abs. 2
S. 2 Nr. 6 IHKG), 
k) die Art und Weise der öffentlichen Bekanntmachung (§ 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 7 IHKG), 
l) den Erlass einer Geschäftsordnung,
m) die Wahl der ehrenamtlichen Rechnungsprüfer, 
n) die Errichtung von Geschäftsstellen sowie deren Schließung, 
o) die Gründung von und Beteiligung an Gesellschaften (ausgenommen Innengesellschaften),
die Veräußerung und Übertragung von Anteilen an Gesellschaften sowie die Zustimmung zur
Auflösung von Gesellschaften,
p) den Vorschlag der Arbeitgebervertreter für den Berufsbildungsausschuss 
q) den Erlass von Vorschriften auf dem Gebiet des Sachverständigenwesens 
r) die Errichtung des Ausschusses nach § 111 Abs. 2 ArbGG, 
s) die wesentlichen personalwirtschaftlichen Grundsätze, 
t) den Erwerb, die Veräußerung oder dingliche Belastung von im Eigentum der IHK stehenden
Grundstücken,
u) die Übernahme von Verpflichtungen zum Verlustausgleich, Nachschuss oder Übernahme von
Bürgschaften oder Patronatserklärungen durch die IHK,
v) die Stiftung von Auszeichnungen.
(4) Über die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der IHK zu erlassenden Vorschriften für
die Durchführung der Berufsausbildung beschließt der Berufsbildungsausschuss. Diese Be-
schlüsse bedürfen der Zustimmung der Vollversammlung, wenn zu ihrer Durchführung die für
die Berufsbildung im laufenden Wirtschaftsplan vorgesehenen Mittel nicht ausreichen oder
in folgenden Geschäftsjahren Mittel bereitgestellt werden müssen, die die Ausgaben für die
Berufsbildung des laufenden Wirtschaftsplan nicht unwesentlich übersteigen.
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§ 6 Sitzungen und Beschlüsse der Vollversammlung
(1) Die Vollversammlung wird vom Präsidenten im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäfts-
führer nach Bedarf, mindestens jedoch viermal jährlich, zu einer ordentlichen Sitzung einbe-
rufen. Die Vollversammlung ist vom Präsidenten unverzüglich zu einer außerordentlichen 
Sitzung einzuberufen, wenn mindestens 15 Mitglieder dies unter Angabe des Beratungsge-
genstandes in Textform verlangen. Der Präsident leitet die Sitzungen.
(2) Die Einladung der Vollversammlung erfolgt in Textform mindestens eine Woche vor der Sit-
zung und unter Mitteilung der Tagesordnung. Die Sitzungstermine sollen den Mitgliedern min-
destens vier Wochen vor der Sitzung mitgeteilt werden. Anträge für die Vollversammlung sind
spätestens 14 Tage vor der Sitzung der IHK mitzuteilen, damit sie auf die Tagesordnung ge-
setzt werden können. Die Tagesordnung wird vom Präsidenten im Einvernehmen mit dem
Hauptgeschäftsführer aufgestellt und hat alle rechtzeitig vorliegenden Anträge zu berück-
sichtigen.
(3) Die Mitglieder der Vollversammlung sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. Falls
sie verhindert sind, haben sie dies baldmöglichst nach Erhalt der Einladung mitzuteilen. Eine
Vertretung ist unzulässig.
(4) Die Sitzungen der Vollversammlung sind für IHK-Zugehörige und Personen, die für diese
das Wahlrecht auszuüben berechtigt sind, öffentlich. Im Übrigen kann der Präsident im Ein-
vernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer Gäste zu den Sitzungen einladen. Er kann Gäste
ausdrücklich verpflichten, über die Verhandlungen und die ihnen dabei zur Kenntnis gelan-
genden Vorgänge und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. Vorbehaltlich einer mit einfa-
cher Mehrheit zu treffenden abweichenden Entscheidung der Vollversammlung entscheidet
der Präsident, ob die Öffentlichkeit bei der Behandlung einzelner Punkte der Tagesordnung aus-
geschlossen wird. Termin, Ort und Tagesordnung der Sitzungen werden veröffentlicht. 
(5) Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an-
wesend ist. Sie gilt solange als beschlussfähig, wie nicht ein Mitglied vor einer Beschlussfas-
sung beantragt, die Beschlussunfähigkeit festzustellen. Sollte wegen Beschlussunfähigkeit eine
weitere Sitzung mit derselben Tagesordnung erforderlich sein, so kann diese nach einer min-
destens viertelstündigen Unterbrechung im Anschluss an die einberufene Sitzung stattfinden,
sofern in der Einladung zu der ersten Sitzung auf diese Möglichkeit hingewiesen wurde. Diese
Vollversammlung ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfähig.
(6) Für Beschlüsse der Vollversammlung ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich, Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben (einfache Mehrheit). Änderungen die-
ser Satzung sowie der Wahlordnung bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln der Anwesen-
den. Bei der Besetzung von Ämtern, um die sich mehrere Kandidaten bewerben, ist derjenige
Kandidat gewählt, der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Präsidenten bzw. die des ihn vertretenden Vizepräsidenten. 
Bei geheimen Abstimmungen findet bei Stimmengleichheit ein zweiter Abstimmungsgang
statt. Führt auch dieser eine Entscheidung nicht herbei, entscheidet das Los.
(7) Die Beschlussfassung der Vollversammlung erfolgt in der Regel durch Handzeichen. Ge-
heime Abstimmung erfolgt nur, wenn ein Fünftel der anwesenden Mitglieder es verlangt. Wah-
len erfolgen im Wege offener Abstimmung, sofern kein Mitglied widerspricht. Dies gilt nicht
für die Wahl des Präsidenten, die Wahl der Vizepräsidenten sowie die Bestellung des Haupt-
geschäftsführers, die stets im Wege geheimer Abstimmung erfolgen. Diese Regelungen gel-
ten entsprechend für Abwahlen und Abberufungen. Alle Abstimmungen einschließlich der
Wahlen können auch unter Zuhilfenahme elektronischer Abstimmungssysteme durchgeführt
werden. Das verwendete System muss dem Stand der Technik entsprechen und auch geheime
Wahlen und Abstimmungen gewährleisten.
(7a) Über die Wahl der Vizepräsidenten wird jeweils in einer Abstimmung entschieden (Block-
abstimmung), sofern nicht mehr Bewerber als zu vergebende Ämter zu verzeichnen sind. Für
die Wahl von Präsident und Vizepräsidenten sowie für die Bestellung des Hauptgeschäfts-
führers gilt darüber hinaus: Vor Durchführung der Wahlhandlung ist die Beschlussfähigkeit
der Vollversammlung festzustellen. § 6 Abs. 5 S. 3 ist nicht anzuwenden. Gewählt oder bestellt
ist derjenige Vorschlag, der die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen oder - im Falle
des Vorliegens mehrerer Wahlvorschläge - derjenige, der die meisten der abgegebenen gülti-
gen Stimmen, mindestens jedoch die Hälfte auf sich vereinigen konnte. Erhält bei mehreren
Kandidaten kein Kandidat die erforderliche Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen den bei-
den Kandidaten mit den meisten Stimmen statt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abge-
geben.
(7b) Abberufungen von Präsidenten, einem oder mehreren Vizepräsidenten oder des Haupt-
geschäftsführers können nur auf schriftlichen Antrag von mindestens 
30 Vollversammlungsmitgliedern mit der Mehrheit von 3/4 aller stimmberechtigten Vollver-
sammlungsmitglieder erfolgen.
(8) Über die Beratungen und Beschlüsse der Vollversammlung ist ein Protokoll zu erstellen, das
vom Vorsitzenden und dem Hauptgeschäftsführer zu unterzeichnen ist. Abweichende Mei-
nungen sind auf Verlangen dem Protokoll anzufügen. Das Protokoll ist den Mitgliedern der Voll-
versammlung innerhalb von 6 Wochen nach der Sitzung in Textform zur Verfügung zu stel-
len. Das Protokoll gilt als genehmigt, soweit nicht innerhalb von zwei Wochen nach Versand
dem Hauptgeschäftsführer Einwände in Textform mitgeteilt werden. Über fristgerecht ein-
gegangene Einwände entscheidet die Vollversammlung in der nächsten Sitzung. Das Proto-
koll der letzten Sitzung einer Wahlperiode gilt stets als genehmigt; etwaige fristgerecht ein-
gegangene Einwände sind als Anlage zum Protokoll zu nehmen.

(9) Die Protokolle sind so lange aufzubewahren, bis sie dem nach dem Landesarchivgesetz für
die IHK zuständigen Landesarchiv übergeben werden müssen. Die IHK kann zuvor eine Kopie
des Protokolls zur eigenen und dauerhaften Aufbewahrung anfertigen, ohne dass sie ver-
pflichtet wäre, die für das Landesarchiv vorgeschriebenen technischen Voraussetzungen zu
schaffen. 

§ 6a Virtuelle Teilnahme an Sitzungen und Beschlussfassungen der Vollversammlung 
(1) Ist die physische Anwesenheit einzelner oder aller Mitglieder ausgeschlossen oder erheb-
lich erschwert, kann das Präsidium beschließen, Mitgliedern der Vollversammlung die Mög-
lichkeit einzuräumen, ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen
Kommunikation an der Sitzung teilzunehmen. Es kann auch beschließen, dass die Sitzung aus-
schließlich im Wege der elektronischen Kommunikation durchgeführt wird. Ein Beschluss nach
Satz 1 oder 2 kann auch außerhalb einer Sitzung in Textform gefasst werden. 
(2) Die Einladung zu einer Sitzung nach Abs. 1 S. 1 oder S. 2 muss ergänzend zu § 6 Abs. 2 Hin-
weise zum technischen Zugang und zur Authentifizierung enthalten. Die Zugangsdaten müs-
sen rechtzeitig vor der Sitzung zur Verfügung gestellt werden. Die Mitglieder der Vollver-
sammlung sind verpflichtet, Daten über Zugang und Authentifizierung zur elektronischen
Kommunikation unter Verschluss zu halten und keinem Dritten zugänglich zu machen. 
(3) In der Sitzung nach Abs. 1 muss technisch sichergestellt sein, dass die im Wege der elek-
tronischen Kommunikation teilnehmenden Mitglieder während der Sitzung Anwesenheits-,
Rede-, Antrags- und Stimmrecht ausüben können. Die Gültigkeit von Beschlüssen und Wah-
len der Vollversammlung wird insbesondere nicht dadurch berührt, dass durch eine techni-
sche Störung einzelne Mitglieder der Vollversammlung im Wege der elektronischen Kommu-
nikation in der Wahrnehmung der in Satz 1 geregelten Rechte beeinträchtigt sind, soweit nach
§ 6 Abs. 5 S. 2 die Beschlussfähigkeit weiterhin gegeben ist. 
(4) In Sitzungen nach Abs. 1 soll die Beschlussfassung unter Zuhilfenahme elektronischer Ab-
stimmungssysteme nach § 6 Abs. 7 durchgeführt werden. 
(5) Für Sitzungen der Vollversammlung nach Abs. 1 S. 2 entscheidet das Präsidium darüber,
wie die Öffentlichkeit der Sitzung gem. § 6 Abs. 4 herzustellen ist, soweit nicht bereits nach
§ 6b Abs. 1 die Öffentlichkeit hergestellt ist. 

§ 6b Technische Übertragungen und Aufzeichnungen von Bild und Ton 
(1) Sitzungen der Vollversammlung dürfen unbeschadet von § 6a Abs. 1 über das Internet zu-
gänglich gemacht werden. Die Entscheidung für die einzelne Sitzung trifft der Präsident vor-
behaltlich eines anderslautenden Beschlusses der Vollversammlung. Für die Behandlung von
Tagesordnungspunkten in nichtöffentlicher Sitzung ist die Übertragung nach Satz 1 zu un-
terbrechen. Der Präsident hat jeweils Beginn und Ende bzw. Unterbrechung der Übertragung
anzukündigen. Das Nähere kann die Vollversammlung in der Geschäftsordnung oder einem
entsprechenden Beschluss regeln. 
(2) Sitzungen der Vollversammlung dürfen durch die IHK nur dann aufgezeichnet und ge-
speichert werden, wenn dies in der Geschäftsordnung oder einem entsprechenden Beschluss
zum Zweck der Protokollierung grundsätzlich zugelassen wird. Der Präsident hat Beginn, Un-
terbrechung und Beendigung der Aufzeichnung anzukündigen. Soweit ein Mitglied der Voll-
versammlung beantragt, den eigenen Redebeitrag nicht aufzuzeichnen, ist insoweit die Auf-
zeichnung zu unterbrechen. Die Aufnahme darf Dritten nicht zur Verfügung gestellt werden
und ist nach Genehmigung des Sitzungsprotokolls zu löschen. 
(3) Sitzungen der Vollversammlung und deren Übertragung dürfen durch Vollversamm-
lungsmitglieder oder Dritte weder aufgezeichnet, gespeichert noch über technische Medien
verbreitet werden. 

§ 7 Ausschüsse und Arbeitskreise
(1) Die Vollversammlung kann zu ihrer Unterstützung längstens für die Dauer ihrer Wahlpe-
riode Ausschüsse mit beratender Funktion errichten. Sie beruft die Vorsitzenden der Ausschüsse
sowie deren Stellvertreter. Die Berufung der weiteren Ausschussmitglieder obliegt dem Prä-
sidenten. In die Ausschüsse können auch Personen berufen werden, die der Vollversammlung
nicht angehören oder nicht wählbar sind. Gäste können durch den Ausschussvorsitzenden zu-
gelassen werden. Bei Wegfall des Unterstützungsbedarfs kann die Vollversammlung die auf
der Grundlage dieser Satzung gebildeten Ausschüsse vor Ablauf der Wahlperiode der Voll-
versammlung auflösen.
(2) Ausschüsse sind berechtigt, sich im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer im Na-
men der IHK oder als Ausschuss der IHK gegenüber Dritten oder der Öffentlichkeit zu äußern,
soweit sich die Äußerungen im Rahmen bestehender Positionen der IHK halten.
(3) Zur Beratung des Präsidiums und des Hauptgeschäftsführers kann dieser längstens für die
Dauer der Wahlperiode der Vollversammlung im Einvernehmen mit dem Präsidenten Ar-
beitskreise errichten. Der Hauptgeschäftsführer beruft die Vorsitzenden und die weiteren Mit-
glieder. Bei Wegfall des Beratungsbedarfs kann der Hauptgeschäftsführer im Einvernehmen
mit dem Präsidenten Arbeitskreise vor Ablauf der Wahlperiode der Vollversammlung auflösen.
(4) Der Ausschuss- oder Arbeitskreisvorsitzende kann Mitgliedern des Ausschusses oder Ar-
beitskreises die Möglichkeit einräumen, ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der
elektronischen Kommunikation an der Sitzung teilzunehmen. Er kann auch zu einer Sitzung
einladen, die ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation durchgeführt wird.
Die Einladung zu einer Sitzung nach Satz 1 oder 2 muss Hinweise zum technischen Zugang
und zur Authentifizierung enthalten, § 6a Abs. 2 S. 2 und 3 gilt entsprechend. 
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(5) Die Mitglieder des Präsidiums, der Hauptgeschäftsführer und die von ihm beauftragten Per-
sonen sind berechtigt, an Ausschuss- und Arbeitskreissitzungen teilzunehmen.

§ 8 Präsidium
(1) Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten und bis zu zwölf Vizepräsidenten, die von der
Vollversammlung jeweils aus ihrer Mitte gewählt werden. Endet bei einem Mitglied des Prä-
sidiums die Mitgliedschaft in der Vollversammlung, so scheidet es aus dem Präsidium aus. Die
Wahl erfolgt für die Wahlperiode der Vollversammlung, eine vorzeitige Abwahl ist aus wich-
tigem Grund zulässig. Eine einmalige Wiederwahl ist jeweils für beide Ämter (Präsident und
Vizepräsidenten) zulässig. Eine außerordentliche Neuwahl während einer laufenden Wahlpe-
riode wird dabei jedoch nicht mitgerechnet. Eine erneute Wiederwahl ist mit Unterbrechung
von mindestens der Dauer einer Wahlperiode zulässig. Der Präsident und die Vizepräsidenten
nehmen ihr Amt, mit Ausnahme der Abwahl, bis zum Amtsantritt eines Nachfolgers wahr; bei
vorzeitigem Ausscheiden erfolgt eine außerordentliche Neuwahl für die restliche Amtszeit.
(2) Das Präsidium kann über die Angelegenheiten der IHK beschließen, soweit Gesetz oder Sat-
zung diese Aufgaben nicht der Vollversammlung oder dem Berufsbildungsausschuss vorbe-
halten. Das Präsidium bereitet die Beschlüsse der Vollversammlung vor und sorgt für ihre
Durchführung. Das Präsidium entscheidet in den Fällen, in denen das nach dieser Satzung er-
forderliche Einvernehmen zwischen Präsident und Hauptgeschäftsführer nicht hergestellt wer-
den kann, im Rahmen seiner Zuständigkeit auf Initiative des Präsidenten oder des Hauptge-
schäftsführers.
(3) Duldet die Beschlussfassung über eine Angelegenheit wegen ihrer Dringlichkeit keinen Auf-
schub, so kann über sie das Präsidium an Stelle der an sich zuständigen Vollversammlung be-
schließen, soweit es sich dabei nicht um eine der ausschließlichen Zuständigkeit der Vollver-
sammlung vorbehaltene Aufgabe handelt. Der Vollversammlung ist in ihrer nächsten
ordentlichen Sitzung darüber zu berichten.
(4) Das Präsidium beschließt mit einfacher Mehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden. Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte sei-
ner Mitglieder anwesend ist. Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann das Präsidium auch im Um-
laufverfahren per Textform beschließen, wenn kein Mitglied widerspricht. Dies gilt nicht für
Beschlüsse nach Abs. 3. Der Präsident kann Mitgliedern des Präsidiums zudem die Möglich-
keit einräumen, ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen Kom-
munikation an der Sitzung teilzunehmen. Er kann auch zu einer Sitzung einladen, die aus-
schließlich im Wege der elektronischen Kommunikation durchgeführt wird. Die Einladung zu
einer Sitzung nach Satz 5 muss Hinweise zum technischen Zugang und zur Authentifizierung
enthalten, § 6a Abs. 2 S. 2 und 3 gilt entsprechend.
(5) Es können Unterausschüsse aus dem Kreis des Präsidiums gebildet werden. Insbesondere
kann das Präsidium in Personalangelegenheiten in Bezug auf die Nominierung des Hauptge-
schäftsführers sowie die Ausgestaltung seines Anstellungsvertrages einen ständigen Ausschuss
mit beratender oder beschließender Funktion bilden. Der Ausschuss besteht neben dem Prä-
sidenten aus bis zu drei weiteren stimmberechtigten Mitgliedern des Präsidiums. Der Präsi-
dent ist Vorsitzender des Ausschusses. Empfehlungen oder Entscheidungen können nicht ge-
gen die Stimme des Präsidenten getroffen werden.
(6) Über die Sitzungen des Präsidiums sowie die im schriftlichen Verfahren gefassten Beschlüsse
ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden und dem Hauptgeschäftsführer zu un-
terzeichnen ist. § 6 Abs. 8 sowie Abs. 9 gelten entsprechend. 

§ 9 Präsident, Ehrenpräsident
(1) Der Präsident ist Vorsitzender von Vollversammlung und Präsidium und Sprecher der ge-
werblichen Wirtschaft im Kammerbezirk. 
(2) Der Präsident beruft im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer die Sitzungen des
Präsidiums ein und leitet sie. Dies gilt nicht für Sitzungen des Präsidiums, in denen aus-
schließlich Personalfragen in Bezug auf die Person des bestellten Hauptgeschäftsführers
erörtert werden.
(3) Der Präsident wird bei Verhinderung durch einen Vizepräsidenten vertreten. Hierzu legt der
Präsident im Einvernehmen mit dem Präsidium Person und Reihenfolge der Vertretung sowie
den Aufgabenkreis allgemein fest.
(4) Ein ehemaliger Präsident kann durch die Vollversammlung zum Ehrenpräsidenten ernannt
werden. Er hat die Rechte eines Ehrenmitglieds der Vollversammlung.

§ 10 Hauptgeschäftsführer
(1) Der Hauptgeschäftsführer wird von der Vollversammlung bestellt. Durch den Präsidenten
und den Hauptgeschäftsführer wird auf Vorschlag des Hauptgeschäftsführers mindestens ein
Stellvertreter bestimmt. Im Falle der Bestellung mehrerer Stellvertreter ist die Reihenfolge in
der Vertretung festzulegen. 
(2) Der Hauptgeschäftsführer führt die Geschäfte der IHK im Rahmen der Richtlinien der Voll-
versammlung und des Präsidiums, soweit vorhanden. Er bestimmt den Geschäftsverteilungs-
plan, er ist der Vollversammlung und dem Präsidium für die ordnungsgemäße Durchführung
der Geschäfte der IHK verantwortlich. Er ist berechtigt, an allen Sitzungen der Vollversamm-
lung, des Präsidiums, der Ausschüsse und der Arbeitskreise beratend und berichtend teilzu-
nehmen. Die Teilnahme von Mitarbeitern der IHK wird durch ihn nach Bedarf veranlasst. 
(3) Die Wahrnehmung des Gesamtinteresses der gewerblichen Wirtschaft im Kammerbezirk
durch den Hauptgeschäftsführer erfolgt im Rahmen der von der Vollversammlung beschlos-

senen Richtlinien sowie unter Beachtung der Beschlüsse der Vollversammlung und des Prä-
sidiums im Einvernehmen mit dem Präsidenten. Er kann damit auch weitere Mitarbeiter der
IHK beauftragen, insbesondere durch Dienst- oder Verfahrensweisungen. Im Übrigen erfüllt
der Hauptgeschäftsführer die gesetzlichen Aufgaben der IHK in eigener Zuständigkeit.
(4) Der Hauptgeschäftsführer ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiter; ihm unterstehen die Ge-
schäftsführer sowie alle anderen Mitarbeiter der IHK. Bei seiner Verhinderung übt sein Stell-
vertreter seine Befugnisse aus. Im Falle des Ausscheidens des Hauptgeschäftsführers (z. B.
durch Tod, Amtsniederlegung, Abberufung) nimmt der Stellvertreter die Funktion als amtie-
render Hauptgeschäftsführer ein, bis die Vollversammlung über die Bestellung eines neuen
Hauptgeschäftsführers entscheidet.
(5) Der Hauptgeschäftsführer ist verpflichtet, bei den Beratungen der Organe der IHK sich hin-
sichtlich der Rechtmäßigkeit einer Beschlussfassung ergebende Bedenken vorzutragen. Ge-
langt der Hauptgeschäftsführer zu der Überzeugung, dass eine Beschlussfassung oder sons-
tige Maßnahme der Organe der IHK das Recht verletzt, hat er seine Mitwirkung zu verweigern
und - falls die Maßnahme dennoch vorgenommen wird - der Aufsichtsbehörde zu berichten.
Der gesamte Vorgang ist aktenkundig zu machen.
(6) Alle Anstellungsverhältnisse sind durch Verträge unter Beachtung der gesetzlichen For-
merfordernisse zu regeln. Den Anstellungsvertrag des Hauptgeschäftsführers unterzeichnen
der Präsident und ein Vizepräsident. Die Anstellungsverträge der Geschäftsführer unter-
zeichnen der Präsident und der Hauptgeschäftsführer; die Anstellungsverträge weiterer Mit-
arbeiter unterzeichnet der Hauptgeschäftsführer allein.

§ 11 Vertretung der IHK
(1) Der Präsident und der Hauptgeschäftsführer vertreten die IHK gemeinsam rechtgeschäft-
lich und gerichtlich. Sie sind dabei an die Beschlüsse der Vollversammlung und, soweit die Sat-
zung es vorsieht, des Präsidiums gebunden. 
(2) Der Präsident kann von einem Vizepräsidenten vertreten werden, der Hauptgeschäftsfüh-
rer durch einen Stellvertreter.
(3) Für die Geschäfte der laufenden Verwaltung ist der Hauptgeschäftsführer allein vertre-
tungsberechtigt; er kann durch einen Stellvertreter vertreten werden.
(4) Gegenüber dem Hauptgeschäftsführer wird die IHK von dem Präsidenten und einem Vi-
zepräsidenten, gegenüber allen Mitarbeitern vom Hauptgeschäftsführer vertreten.
(5) In Vereinen, Gesellschaften und Organisationen wird die IHK grundsätzlich durch Präsident
und Hauptgeschäftsführer vertreten. Alleinvertretung durch den Hauptgeschäftsführer ist zu-
lässig. Die Erteilung von Vollmachten ist zulässig. Sind beide bei Abstimmungen anwesend,
führt der Präsident die Stimme. Bei Abstimmungen über Fragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung ist § 5 Abs. 3 Satz 1 zu beachten; bei Eilbedürftigkeit kann auf § 8 Abs. 3 zurückgegrif-
fen werden. 
(6) Präsident und Hauptgeschäftsführer sind befugt, bestehende Beschlüsse der zuständigen
IHK-Organe zu konkretisieren und Positionen aus diesen Beschlüssen abzuleiten.

§ 12 Wirtschaftsplan, Rechnungslegung und Entlastung
(1) Das Geschäftsjahr beginnt mit dem 1. Januar und endet mit dem 31. Dezember.
(2) Der Hauptgeschäftsführer bereitet im Einvernehmen mit dem Präsidenten und nach Be-
ratung im Präsidium den Wirtschaftsplan vor. Präsident und Hauptgeschäftsführer überwa-
chen die Einhaltung des von der Vollversammlung festgestellten Wirtschaftsplans.
(3) Die Vollversammlung stellt den Wirtschaftsplan fest und wählt für die Dauer ihrer Wahl-
periode jeweils zwei persönlich und fachlich geeignete Rechnungsprüfer für die Prüfung des
Jahresabschlusses (ehrenamtliche Rechnungsprüfer). Mindestens ein ehrenamtlicher Rech-
nungsprüfer ist hierbei aus der Mitte der Vollversammlung zu wählen.
(4) Präsident und Hauptgeschäftsführer haben für jedes Geschäftsjahr der Vollversammlung
Rechnung zu legen und um ihre Entlastung sowie die Entlastung der Mitglieder des Präsidi-
ums nachzusuchen. Die Rechnungsprüfer berichten der Vollversammlung vor der Beschluss-
fassung über die Entlastung vom Ergebnis ihrer Prüfung.

§ 13 Verkündung und Inkrafttreten kammerrechtlicher Vorschriften, 
Veröffentlichungsorgan
(1) Die Verkündung kammerrechtlicher Vorschriften (Satzungsrecht) erfolgt durch Veröffent-
lichung in der Kammerzeitschrift der IHK Halle-Dessau „Mitteldeutsche Wirtschaft“. Die Vor-
schriften treten, soweit nichts anderes bestimmt ist, am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft,
an dem das Mitteilungsblatt herausgegeben worden ist. Zusätzlich kann die IHK die Rechts-
vorschriften und Beschlüsse auch im Internet auf der Webseite der IHK veröffentlichen.
(2) Die Veröffentlichung der sonstigen Beschlüsse der Vollversammlung sowie der in der
Wahlordnung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen über das Internet auf der Web-
seite der IHK.

§ 14 Inkrafttreten, Geschäftsordnung, sprachliche Gleichstellung
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Soweit jedoch Vorschriften der Satzung der
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau in der Fassung vom 
7. Dezember 2011, zuletzt geändert mit Beschluss vom 26. März 2014 noch Auswirkungen auf
die Zusammensetzung und Mitgliedschaft in der Vollversammlung und im Präsidium hin-
sichtlich stimmberechtigter Personen sowie auf die Zusammensetzung der sonstigen Organe
in der bei Beschlussfassung über diese Satzung laufenden Wahlperiode (2018-2023) haben,
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bleiben sie hierfür bis zum Ablauf der Wahlperiode in Kraft. Im Übrigen tritt die Satzung der
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau in der Fassung vom 7. Dezember 2011, zuletzt
geändert mit Beschluss vom 26. März 2014, mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.
(2) Diese Satzung wird durch eine Geschäftsordnung (§ 5 Abs. 3 Satz 2 Buchst. l) ergänzt. Vor-
rang haben stets die Bestimmungen dieser Satzung.
(3) Personen- oder Funktionsbezeichnungen im Maskulinum meinen ausschließlich die ge-
nerische und nicht die biologische Bedeutung. Sie gelten gleichermaßen für Frauen und
Männer und dienen allein der besseren Lesbarkeit dieser Satzung.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Beschluss-Nr.: 68/22/4

Die Vollversammlung beschließt auf der Grundlage von § 6 Abs 2 lit. n) der Satzung der IHK
Halle-Dessau in der Fassung vom 26. März 2014 die Neufassung der Geschäftsordnung der
IHK Halle-Dessau (Anlage).

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 68/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Anlage zu Beschluss-Nr.: 68/22/4

Geschäftsordnung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau (IHK)

Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau hat am 7. Dezember 2022
gemäß § 5 Abs. 3 S. 2 Buchst. l Satzung der IHK Halle-Dessau in der Fassung vom 7. Dezem-
ber 2022 die folgende Neufassung der Geschäftsordnung mit Wirkung ab 1. Januar 2023 be-
schlossen:

Präambel mit Begriffsbestimmungen
(1) Diese Geschäftsordnung konkretisiert die ab dem 1. Januar 2023 geltende Satzung der IHK
in ihrer jeweiligen Fassung, indem sie Verfahrens- und Kompetenzregelungen für die IHK so-
wie ihre Organe näher ausgestaltet. Sie gilt nur innerhalb der IHK und kann ergänzt werden,
soweit weiterer Regelungsbedarf besteht. Derartige Ergänzungen dürfen nicht im Widerspruch
stehen zu dieser Geschäftsordnung, der Satzung der IHK oder sonstigen Rechtssätzen der IHK
oder Dritter.
(2) Personen-, Funktions- oder Dienstbezeichnungen im Maskulinum meinen ausschließlich
die generische und nicht die biologische Bedeutung. Sie gelten gleichermaßen für Personen
männlichen oder weiblichen Geschlechts und dienen allein der besseren Lesbarkeit dieser Ge-
schäftsordnung. 
(3) Die für die benannten Personen- oder Funktionsbezeichnungen getroffenen Regelungen gel-
ten im Vertretungsfall für die Vertreter dieser Personen auch ohne gesonderte Inbezugnahme. 
(4) Diese Geschäftsordnung geht von folgendem Begriffsverständnis aus:
a) Ausschüsse sind durch die Vollversammlung gebildete kollegiale Einrichtungen mit bera-
tender Funktion gegenüber der Vollversammlung. Keine Ausschüsse im satzungsrechtlichen
Sinn sind die im Rahmen der Erledigung hoheitlicher Aufgaben gebildeten Fachausschüsse (z.
B. Prüfungsausschüsse, Sachverständigenausschuss, Berufsbildungsausschuss) sowie der
Wahlausschuss.
b) Arbeitskreise sind durch den Hauptgeschäftsführer im Einvernehmen mit dem Präsidenten
gebildete kollegiale Einrichtungen mit beratender Funktion gegenüber dem Präsidium und dem
Hauptgeschäftsführer. 

c) Geschäftsführer sind Abteilungs- oder Geschäftsstellenleiter, die die Dienstbezeichnung Ge-
schäftsführer tragen.
d) IHK-Gremien sind Kollegialorgane der IHK und ihre in der Satzung der IHK oder dieser Ge-
schäftsordnung benannten Teile.
e) Mitglieder eines IHK-Gremiums sind nur diejenigen, die zur beratenden und beschließen-
den Mitwirkung berufen sind. Die für die Mitglieder geltenden Regelungen finden auf Eh-
renmitglieder insoweit entsprechende Anwendung, wie sie ein Stimmrecht nicht zur Voraus-
setzung haben.
f) IHK-Mitarbeiter sind arbeitsvertraglich mit der IHK verbundene Personen einschließlich ge-
ringfügig Beschäftigter, Praktikanten und ähnlicher Personen (z. B. Referendare und Schüler).
g) Textform schließt neben der Schriftform auch die Übertragung durch Fernkommunikati-
onsmittel wie Telefax, E-Mail oder Downloadbereiche ein. Die Schriftform wird auch durch fak-
similierte Unterschriften gewahrt. 
h) Vertretungsfall ist die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen eintretende Verhinde-
rung des an sich Zuständigen, die betreffende Handlung auszuführen. Sofern die Verhinde-
rung nicht offensichtlich ist und die betreffende Handlung keinen Aufschub duldet, tritt der
Vertretungsfall erst mit der Feststellung durch den an sich Zuständigen ein.
i) „Niederschriften“ sind bedeutungsgleich mit „Protokollen“.

1. Abschnitt: Die IHK und ihre Mitglieder und Interessenten („Außenverhältnis“)

1. Unterabschnitt: Zuständigkeit

§ 1 Örtliche und sachliche Befassung
(1) Die IHK wird grundsätzlich nur in ihrem Bezirk tätig. Anfragen und Gesuche 
IHK-zugehöriger und nicht IHK-zugehöriger Betriebe, für die sachlich oder örtlich eine andere
Industrie- und Handelskammer oder sonstige öffentlich-rechtliche Organisation zuständig ist,
sind zuständigkeitshalber an diese abzugeben, falls nicht besondere Absprachen mit der an-
deren Kammer bzw. Organisation getroffen sind.
(2) Die IHK ist nicht gehindert, sich bei Streitigkeiten zwischen Nicht-IHK-Zugehörigen und
IHK-Zugehörigen oder bei Streitigkeiten unter IHK-Zugehörigen unter Hinweis auf die Rechts-
lage oder bestehende Handelsbräuche vermittelnd einzuschalten und auf eine gütliche Bei-
legung hinzuwirken, sofern der Sachverhalt als hinreichend geklärt erscheint.
(3) Anfragen von Privatpersonen sollen nur dann bearbeitet werden, wenn dies im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem gesetzlichen Aufgabenbereich der IHK steht.
(4) Ist insbesondere bei schwebenden Rechtsstreitigkeiten damit zu rechnen, dass sich die IHK
zu einem Sachverhalt gegenüber Gerichten, Behörden und sonstigen staatlichen Stellen gut-
achtlich zu äußern hat, soll sie sich vorher den Beteiligten gegenüber nicht zur Sache äußern.

2. Unterabschnitt: Schriftverkehr

§ 2 Bezeichnung im Schriftverkehr
Die in der Satzung vorgeschriebene Bezeichnung der Industrie- und Handelskammer Halle-
Dessau (IHK) muss in dem gesamten Schriftverkehr der IHK geführt werden, soweit es sich nicht
um innerdienstliche Äußerungen handelt. 

§ 3 Unterzeichnender
(1) Der Präsident und der Hauptgeschäftsführer zeichnen gemeinsam
a) Erklärungen, die die IHK vermögensrechtlich verpflichten und dem Charakter nach einma-
lig sind oder bei laufenden Geschäften die Wertgrenzen gemäß dem Finanzstatut und der
Dienstanweisung für die Finanzwirtschaft übersteigen;
b) Anstellungsverträge und Kündigungen sowie Zeugnisse, die IHK-Mitarbeiter mit der Dienst-
bezeichnung Geschäftsführer betreffen;
c) Einladungen zu herausgehobenen Veranstaltungen;
d) Einladungen und Tagesordnungen der Präsidiumssitzungen und Vollversammlungen;
e) Sitzungsniederschriften (Protokolle) von Präsidiumssitzungen und Vollversammlungen,
alle Beschlüsse von Vollversammlungen und Präsidium sowie alle Ausfertigungen von Sat-
zungsrecht;
f) Schriftstücke, für die sich der Präsident und der Hauptgeschäftsführer die gemeinsame Un-
terzeichnung vorbehalten.
(2) Schriftstücke mit wichtigem Inhalt oder hohem protokollarischem Rang (insbesondere sol-
che an Mitglieder der Bundes- und Landesregierungen) werden vom Präsidenten in Abstim-
mung mit dem Hauptgeschäftsführer oder gemeinsam gezeichnet.
(3) Der Hauptgeschäftsführer zeichnet allein
a) Schriftstücke, die von grundsätzlicher oder hinsichtlich des Adressaten protokollarischer Be-
deutung sind. Adressaten in diesem Sinne sind insbesondere Vollversammlungsmitglieder,
Oberbürgermeister, Landräte, Hauptgeschäftsführer anderer Kammern, Präsidenten von Lan-
desbehörden und ihnen gleichgestellte Personen.
b) Beratungs- oder Beschlussvorlagen für Präsidiumssitzungen und Vollversammlungen;
c) Schriftstücke, die wegen ihrer Bedeutung oder wegen der Stellung des Adressaten aus dem
Rahmen des üblichen Geschäftsverkehrs einer Abteilung herausfallen und für die nach
pflichtgemäßem Ermessen des Abteilungs- oder Geschäftsstellenleiters die Zeichnung durch
den Hauptgeschäftsführer angebracht erscheint;
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Durch den Präsidenten der IHK bin ich auf gewissenhafte Amtsführung verpflichtet worden.
Diese schließt die Verpflichtung ein zur ständigen Selbstprüfung auf eine mögliche Befan-
genheit und zur erforderlichen Verschwiegenheit über alle Tatsachen, die mir in unseren Sit-
zungen und sonst im Geschäftsgang der IHK über Beratungsgegenstände und einzelne Un-
ternehmen bekannt werden und ihrer Natur nach grundsätzlich oder zum gegebenen Zeitpunkt
vertrauliche Behandlung erfordern.“
(2) Der Vorsitzende der Vollversammlung verliest den Text der Verpflichtungserklärung und die
zu Verpflichtenden bekräftigen die Annahme durch Handschlag. Alsdann ist der Text zu un-
terschreiben und zur IHK-Akte zu nehmen.

§ 9 Einberufung der Vollversammlung
(1) Die Vollversammlung wird vom Präsidenten im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäfts-
führer nach Bedarf, mindestens jedoch viermal jährlich, zu einer ordentlichen Sitzung einbe-
rufen. 
(2) Die Vollversammlung tagt grundsätzlich am Sitz der IHK.

§ 10 Ablauf der Sitzungen
(1) Den Vorsitz in der Vollversammlung führt der Präsident, im Falle seiner Verhinderung sein
Stellvertreter. Sind sämtliche Stellvertreter verhindert, so führt den Vorsitz das anwesende le-
bensälteste Mitglied des Präsidiums. 
(2) Der Vorsitzende eröffnet und schließt die Sitzung. Er wahrt die Ordnung und leitet die Sit-
zung nach allgemeinen parlamentarischen Grundsätzen. Der Vorsitzende erteilt das Wort in
der Reihenfolge der Wortmeldungen. Der Vorsitzende selbst und der Hauptgeschäftsführer sind
hiervon ausgenommen. Der Vorsitzende darf die Redner auf den Sachverhalt des jeweiligen
Tagesordnungspunktes hinweisen, zur Geschäftsordnung rufen und Ihnen nach zweimaligem
Ordnungsruf das Wort entziehen. Er kann die Redezeit zu bestimmten Beratungssachverhal-
ten angemessen begrenzen.
(3) Zu Beginn der Sitzung ist die Beschlussfähigkeit festzustellen und die Tagesordnung zu ge-
nehmigen. Die Gegenstände der Tagesordnung werden sodann in der Reihenfolge der Tages-
ordnung behandelt, soweit die Vollversammlung keine Abweichung beschließt. Zusätzliche Be-
ratungsgegenstände können auf Antrag in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn
niemand widerspricht. Beschlussvorschläge sind zu begründen.
(4) Liegen mehrere Anträge zu einem Beratungsgegenstand vor, so bestimmt der Vorsitzende
die Reihenfolge der Abstimmung mit folgender Maßgabe: Liegen gleichartige Anträge von ver-
schiedener Tragweite vor, so ist über die weitergehenden Anträge zuerst abzustimmen. Über
Verfahrensanträge (Anträge auf Gegen-, Abänderungsanträge oder Anträge auf Vertagung)
ist jeweils vorweg abzustimmen. Erfolgt Widerspruch gegen die Reihenfolge, so entscheidet
die Vollversammlung.
(5) Soweit über einen Beratungsgegenstand noch kein abschließender Beschluss gefasst
worden ist, kann ein gestellter Antrag zurückgenommen oder ein zurückgenommener Antrag
erneut gestellt werden.

§ 11 Abstimmungen
(1) Offene Abstimmungen, die Gegenstände mit qualifizierten Mehrheitsanforderungen oder
Personalfragen betreffen, werden in der Reihenfolge der Fragen nach Zustimmung, Ablehnung
und Stimmenthaltung durchgeführt. Im Übrigen bestimmt der Vorsitzende die Durchführung
anhand der Zweckmäßigkeit.
(2) Abstimmungen erfolgen in der Regel offen durch Erheben einer Hand und Aufzeigen der
unmittelbar vor Beginn der Vollversammlung ausgehändigten Stimmkarte, soweit es sich nicht
um geheime Wahlen handelt oder die Vollversammlung Abweichendes beschließt. 
(3) Die Tagesordnung gilt als genehmigt, falls bei Aufruf kein Widerspruch erfolgt.

§ 12 Wahlen und Bestellungen
(1) Wahlvorschläge können bis zu Beginn des Wahlverfahrens durch jedes Mitglied der Voll-
versammlung unterbreitet werden, sofern die Abgabe der Erklärung des Vorgeschlagenen zur
Kandidatur noch zum gleichen Zeitpunkt erfolgt. Sie können durch Zuruf erfolgen, sofern Wi-
derspruch nicht erhoben wird.
(2) Im Falle einer geheimen Stimmabgabe bestimmt der Vorsitzende einen Wahlleiter sowie
zwei Stimmenerfasser. Wahlleiter oder Stimmenerfasser kann nicht sein, wer selbst zur Wahl
steht. Widerspricht ein Fünftel der anwesenden Mitglieder der Bestellung des Wahlleiters oder
der Stimmenerfasser, so hat die Vollversammlung den Wahlleiter und die Stimmenerfasser zu
wählen.

§ 13 Niederschrift
Die Niederschrift muss mindestens Angaben enthalten über
a) den Ort, Tag und Uhrzeit der Sitzung,
b) den Namen des Vorsitzenden,
c) den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge,
d) die gefassten Beschlüsse.
Abweichende Meinungen sind auf Verlangen in der Niederschrift festzuhalten. Der Niederschrift
ist eine unterschriebene Anwesenheitsliste beizufügen.

d) Abmahnungen, die IHK-Mitarbeiter mit der Dienstbezeichnung Geschäftsführer betreffen,
sowie Anstellungsverträge, Abmahnungen, Kündigungen und Zeugnisse aller übrigen IHK-Mit-
arbeiter mit Ausnahme der geringfügig Beschäftigten, Praktikanten und Schüler, deren ar-
beitsrechtliche Erklärungen der Abteilungsleiter Zentrale Dienste zeichnet. Zeugnisse werden
zusätzlich von dem fachlich zuständigen Abteilungs- oder Geschäftsstellenleiter gezeichnet;
e) alle Schriftstücke, deren Unterzeichnung sich der Hauptgeschäftsführer vorbehält.
Im Vertretungsfall zeichnet der stellvertretende Hauptgeschäftsführer die anfallende Korres-
pondenz, sofern es nach Inhalt oder nach Stellung des Adressaten angemessen erscheint. 
(4) Die Befugnis zur Leistung der Unterschriften wird vom Hauptgeschäftsführer durch An-
weisung gesondert geregelt.

§ 4 Form der Unterzeichnung
(1) Bei Verwendung gegenüber einem bestimmten Adressaten ist mit Ausnahme innerdienst-
licher Mitteilungen jeder Zeichnung eine Grußformel voranzustellen. Zusätzlich ist der Vor-
und Zuname des Unterzeichners unter dem handschriftlichen Namenszug druckschriftlich zu
wiederholen. 
(2) Der Ersteller von unterzeichnungspflichtiger Massenpost darf Faksimile-Unterschriften des
Unterzeichners nur dann verwenden, wenn der Unterzeichner dem durch Original-Unterschrift
auf einem entsprechenden neutralen Musterschreiben mit Angabe des Adressatenkreises
ausdrücklich zugestimmt hat. Hierbei genügt es, wenn der Adressatenkreis und der Textinhalt
für den Unterzeichner hinreichend bestimmbar sind. Die Verwendung der Original-Unterschrift
in Form von Faksimiles erfordert des Weiteren, dass der oder die Verwender folgenden Be-
stätigungs- und Anwendungsvermerk, der auf dem Originalschreiben (z. B. in der Fußzeile) an-
zubringen oder diesem in eindeutig zuordenbarer Form beizufügen ist, unterzeichnet haben:
„Es wird versichert, dass die Faksimile-Unterschrift nur für den vorstehenden Text ein-
schließlich seiner inhaltsgleichen Abwandlungen, seinen Verwendungszweck und nur für
den aufgeführten Adressatenkreis verwendet wird.“
(3) Unterschriftsleistung in elektronischer (bzw. maschinenlesbarer) Form ist insbesondere zur
Ersetzung der Schriftform zulässig, wenn sie zwingenden rechtlichen Vorgaben nicht wider-
spricht und dem jeweiligen (Sicherheits)stand der Technik entspricht. 

§ 5 Verwendung des Dienstsiegels
Bei schriftlichen Verwaltungsakten sowie Urkunden von herausragender Bedeutung ist neben
der Bezeichnung der IHK und der Unterschrift das Siegel aufzubringen. Die Verwendung des
Siegels wird, soweit nicht in dieser Geschäftsordnung geschehen, vom Hauptgeschäftsfüh-
rer gesondert geregelt.

§ 6 Verfahren bei Mitzeichnung
In den Fällen, in denen Schreiben auch durch den Präsidenten zu zeichnen sind, ist dem Prä-
sidenten ein angemessener Zeitraum zur Sachverhaltsprüfung einzuräumen.

3. Unterabschnitt: Repräsentation der IHK

§ 7 Wahrnehmung von Repräsentationsaufgaben
(1) Die Repräsentationspflichten der IHK nehmen der Präsident und der Hauptgeschäftsfüh-
rer wahr. Dazu gehört auch die Teilnahme an Empfängen, wichtigen Firmenjubiläen und ähn-
lichen Veranstaltungen. 
(2) Ist der Präsident verhindert, sollen die Repräsentationspflichten durch möglichst ortsan-
sässige Mitglieder des Präsidiums unter Berücksichtigung besonderer Branchenverbundenheit
übernommen werden. Sind auch diese verhindert, gilt Entsprechendes für Mitglieder der Voll-
versammlung. Der Hauptgeschäftsführer kann bestimmen, dass die Repräsentationspflichten
in seiner Vertretung durch die Abteilungs- oder Geschäftsstellenleiter oder andere IHK-Mit-
arbeiter wahrgenommen werden.

2. Abschnitt: Die IHK und ihre Organe sowie Organuntergliederungen 
(„Innenverhältnis“)

1. Unterabschnitt: Die Vollversammlung

§ 8 Verpflichtungserklärung
(1) Jedes neugewählte Mitglied der Vollversammlung gibt bei seiner Einführung eine Ver-
pflichtungserklärung ab, die folgenden Wortlaut hat:
„Die IHK als Selbstverwaltungsorgan der Wirtschaft vertritt die Interessen der gewerblichen
Gesamtwirtschaft ihres Bezirks mit Ausnahme des Handwerks. Sie bedarf hierzu der Mitarbeit
der Mitglieder der Vollversammlung. Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung ist ein Eh-
renamt, das mit hohen Pflichten verbunden ist.
Als Mitglied der Vollversammlung bin ich Vertreter der zugehörigen Gesamtwirtschaft des Be-
zirks und nicht nur eines Gewerbezweiges. Ich muss mich daher bei allen Äußerungen in den
Beratungen der IHK stets als Wahrer der Gesamtbelange der Wirtschaft des IHK-Bezirks be-
rufen fühlen. Ich muss meine Auffassung zu allen Fragen frei, unabhängig und niemals ge-
bunden an anderweitige Aufträge äußern. Die Erfüllung des Amtes als Mitglied der Vollver-
sammlung bedingt weiter die Verpflichtung zur sachlich gebotenen Verschwiegenheit. Einzelne
Äußerungen der Anwesenden dürfen nicht nach außen getragen werden.
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2. Unterabschnitt: Ausschüsse und Arbeitskreise

§ 14 Auftrag
Ausschüsse und Arbeitskreise der IHK sehen sich an den gesetzlichen Auftrag der Industrie-
und Handelskammern gem. § 1 Abs. 1 IHKG, das Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft
zu vertreten, gebunden. Dem Auftrag entsprechend, wägen sie die Interessen einzelner Wirt-
schaftszweige und Regionen stets mit dem Gesamtinteresse aller Mitgliedsunternehmen der
IHK ab.

§ 15 Errichtung
Ausschüsse und Arbeitskreise werden in dem satzungsrechtlichen Verfahren errichtet. Bei der
Errichtung soll auf eine gleichmäßige Gewichtung der für die Beratungen wichtigen Branchen,
Betriebsgrößen und regionalen Gliederungen (namentlich die der Wahlbezirke nach der Wahl-
ordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung) des IHK-Bezirks geachtet werden.

§ 16 Mitglieder
(1) Zu Mitgliedern der Ausschüsse und Arbeitskreise sollen in der Regel nur solche Personen
berufen werden, die der Vollversammlung angehören oder durch ihre besondere Sachkennt-
nis für die Ausschuss- bzw. Gremienarbeit wichtig sind. Sofern die zu berufenden Mitglieder
nicht zugleich solche der Vollversammlung sind, hat eine Belehrung entsprechend § 8 zu er-
folgen.
(2) Die Ausschüsse und Arbeitskreise sollen mindestens 7 und in der Regel nicht mehr als 30
Mitglieder haben.
(3) Die Mitglieder der Ausschüsse und Arbeitskreise sind nicht an Aufträge und Weisungen ge-
bunden, nehmen ihre Aufgaben ehrenamtlich wahr und haben über alle Mitteilungen, Tatsa-
chen und Verhandlungen, die ihrer Natur nach vertraulich sind oder ausdrücklich als vertraulich
bezeichnet werden, Stillschweigen zu bewahren. Hierzu sind sie entsprechend zu verpflich-
ten. Diese Verpflichtung erlischt auch nicht mit dem Ausscheiden aus dem Ausschuss oder Ar-
beitskreis.
(4) Die Vorsitzenden der Ausschüsse oder Arbeitskreise und ihre Stellvertreter sollen als Gäste
zu jeder Vollversammlung eingeladen werden, sofern sie dieser nicht angehören.

§ 17 Verlust der Mitgliedschaft
Vorsitzende, deren Stellvertreter und Mitglieder verlieren ihre Mitgliedschaft:
a) durch Ablauf ihrer Amtszeit. Sie üben jedoch ihr Amt bis zur Errichtung eines neuen Aus-
schusses bzw. Arbeitskreises aus. Letzteres gilt nicht im Falle der Auflösung des Ausschusses
oder Arbeitskreises.
b) durch Tod.
c) durch Amtsniederlegung, die gegenüber dem Vorsitzenden oder der vom Hauptgeschäfts-
führer mit der Betreuung beauftragten Abteilung der IHK in Textform zu erklären ist.
d) durch Abberufung aus wichtigem Grund. Als solcher gilt regelmäßig auch eine wesentli-
che Änderung der beruflichen Umstände eines Mitglieds im Verhältnis zum Zeitpunkt seiner
Berufung.

§ 18 Einberufung
(1) Die Ausschüsse und Arbeitskreise tagen nach Bedarf; sie werden von der vom Hauptge-
schäftsführer mit der Betreuung beauftragten Abteilung der IHK im Einvernehmen mit dem
Vorsitzenden unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens einer Woche
vor der Sitzung einberufen.
(2) Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so hat es dies nach Zugang der
Einladung oder nach Kenntnis des Hinderungsgrundes anzuzeigen. Eine Vertretung ist grund-
sätzlich unzulässig und nur in besonders begründeten Fällen und mit Einverständnis des Vor-
sitzenden zulässig.
(3) Anträge auf Einberufung zu sonstigen Sitzungen können von Mitgliedern in Textform an
die vom Hauptgeschäftsführer mit der Betreuung beauftragten Abteilung der IHK mit einer
Frist von mindestens zwei Wochen vor der beabsichtigten Sitzung gerichtet werden. Den An-
trägen soll der begründete Vorschlag einer Tagesordnung beigefügt werden. Entsprechendes
gilt für Vorschläge zu einzelnen Tagesordnungspunkten.
(4) Über Anträge auf Einberufung eines Ausschusses oder Arbeitskreises sowie über die Auf-
nahme von Vorschlägen zur Tagesordnung entscheidet der Vorsitzende. Die vom Hauptge-
schäftsführer mit der Betreuung beauftragte Abteilung der IHK teilt den Antragstellern die Ent-
scheidung des Vorsitzenden in Textform mit. Der Vorsitzende muss eine Sitzung einberufen
sowie entsprechende Vorschläge zur Tagesordnung aufnehmen, wenn mindestens ein Drittel
der Mitglieder dies beantragt. Entsprechendes gilt für einen Antrag des Präsidenten oder des
Hauptgeschäftsführers.

§ 19 Sitzungen
(1) Der Vorsitzende eröffnet und schließt die Sitzung, leitet die Beratungen und wahrt die Ord-
nung in der Sitzung.
(2) Die Beratungsgegenstände werden in der Reihenfolge der Tagesordnung behandelt, soweit
nicht die Mehrheit der anwesenden Mitglieder eine Abweichung beschließt. Der Vorsitzende er-
teilt zu den einzelnen Beratungsgegenständen das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldun-
gen, wobei Wortmeldungen zur Geschäfts- oder Tagesordnung den Vorrang haben. Der Vorsit-

zende kann jederzeit das Wort ergreifen. Entsprechendes gilt für den Mitarbeiter jener Abteilung
der IHK, die vom Hauptgeschäftsführer mit der Betreuung des Gremiums beauftragt worden ist.
(3) Die Sitzungen der Ausschüsse und Arbeitskreise sind nicht öffentlich. Der Vorsitzende kann
jedoch Gäste zulassen, die vor Beginn der Sitzung darauf hinzuweisen sind, dass über die ih-
nen zur Kenntnis gelangenden Mitteilungen, Tatsachen und Verhandlungen, die ihrer Natur
nach vertraulich sind oder als vertraulich bezeichnet werden, Stillschweigen zu wahren ist.
(4) Die Mitglieder des Präsidiums und der Hauptgeschäftsführer sind berechtigt, an jeder Aus-
schusssitzung und Sitzung von Arbeitskreisen beratend teilzunehmen. Sie erhalten zu jeder
Sitzung nachrichtlich eine Einladung mit Tagesordnung.

§ 20 Abstimmungen
(1) Ausschüsse und Arbeitskreise sind nur beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungs-
und fristgemäß geladen und mehr als ein Drittel der Mitglieder anwesend ist. Die Ausschüsse
und Arbeitskreise verabschieden ihre Stellungnahmen mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Beschlüsse können auch im Umlaufver-
fahren in Textform gefasst werden, wenn kein Mitglied widerspricht.
(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der
Ausschuss oder der Arbeitskreis zur Behandlung desselben Gegenstands erneut geladen, so
ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser La-
dung hingewiesen worden ist.

§ 21 Ergebnisse der Sitzungen
(1) Ausschüsse sind berechtigt, sich im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer im Na-
men der IHK oder als Ausschuss der IHK gegenüber Dritten oder der Öffentlichkeit zu äußern,
soweit sich die Äußerungen im Rahmen bestehender Positionen der IHK halten. 
(2) Im Übrigen entscheidet die Vollversammlung über die Verwendung der Ergebnisse der Sit-
zungen der Ausschüsse, über die der Arbeitskreise der Hauptgeschäftsführer im Einvernehmen
mit dem Präsidenten. 

§ 22 Sitzungsniederschriften
(1) Über alle Sitzungen hat die vom Hauptgeschäftsführer mit der Betreuung beauftragte Ab-
teilung der IHK Ergebnisniederschriften im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden anzufertigen
und allen Mitgliedern sowie dem Präsidenten, den Vizepräsidenten und dem Hauptge-
schäftsführer innerhalb von sechs Wochen nach dem Sitzungstermin in Textform zur Verfü-
gung zu stellen. 
(2) Die Niederschrift muss mindestens Angaben enthalten über
a) den Ort, Tag und Uhrzeit der Sitzung,
b) den Namen des Vorsitzenden,
c) den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge,
d) die gefassten Beschlüsse.
Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und der mit deren Erstellung betrauten Person zu
unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine unterschriebene Anwesenheitsliste beizufügen.
(3) Die Genehmigung der Niederschrift ist in der nächsten Sitzung zu beschließen. Eine Be-
schlussfassung der Niederschrift der letzten Sitzung einer Wahlperiode findet nicht statt; Hin-
weise sind als Anlage zur Niederschrift zu nehmen.

3. Unterabschnitt: Das Präsidium

§ 23 Einberufung
(1) Das Präsidium wird vom Präsidenten im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer nach
Bedarf, mindestens jedoch viermal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung einberufen. Eine Sit-
zung ist einzuberufen, wenn sie von drei Mitgliedern des Präsidiums unter Bekanntgabe der
Beratungswünsche verlangt wird.
(2) Die Einladung zur Präsidiumssitzung ergeht in Textform oder fernmündlich unter Mittei-
lung der Tagesordnung in der Regel mindestens eine Woche vor der Sitzung. Die Mitglieder
des Präsidiums sind zur rechtzeitigen Mitteilung verpflichtet, wenn sie an einer Sitzung nicht
teilnehmen können; eine Vertretung ist unzulässig.

§ 24 Erstellung der Tagesordnung
(1) Die Tagesordnung wird vom Präsidenten im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsfüh-
rer erstellt. Hierbei sind alle rechtzeitig vorliegenden Anträge der Präsidiumsmitglieder zu be-
rücksichtigen. 
(2) Anträge für die Präsidiumssitzung sollen spätestens 7 Tage vor der Sitzung dem Präsidenten
oder dem Hauptgeschäftsführer mitgeteilt werden.

§ 25 Sitzungen
(1) Den Vorsitz in den Sitzungen des Präsidiums führt der Präsident, im Falle seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter. 
(2) Die Sitzungen des Präsidiums sind nicht öffentlich. Der Hauptgeschäftsführer nimmt, au-
ßer bei Angelegenheiten, die sein Vertragsverhältnis zur IHK betreffen, an den Sitzungen des
Präsidiums teil. Entsprechendes gilt für den Schriftführer. Der Präsident kann im Einverneh-
men mit dem Hauptgeschäftsführer zu einzelnen Tagesordnungspunkten Gäste oder Sach-
verständige einladen.
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§ 31 Vertretung des Hauptgeschäftsführers
(1) Der Hauptgeschäftsführer wird im Falle seiner Verhinderung durch einen stellvertretenden
Hauptgeschäftsführer vertreten. 
(2) Die Beauftragung sonstiger IHK-Mitarbeiter mit der Vertretung des Hauptgeschäftsfüh-
rers im Einzelfall bleibt unbenommen.

§ 32 Informationsordnung und Dienstweg
(1) Der Hauptgeschäftsführer verfährt mit den sonstigen Organen der IHK nach den Grund-
sätzen einer vertrauensvollen Zusammenarbeit. Er setzt diese rechtzeitig von allen wesentli-
chen Vorgängen in Kenntnis. Der Hauptgeschäftsführer kann an den Sitzungen der Vollver-
sammlung, aller Ausschüsse, Arbeitskreise und sonstiger IHK-Gremien teilnehmen. Die
Teilnahme von IHK-Mitarbeitern wird durch ihn nach Bedarf veranlasst.
(2) Der Hauptgeschäftsführer informiert den Präsidenten insbesondere über folgende geplante
Maßnahmen vorab, soweit wesentlich für die Außenwirkung der IHK:
a) Änderung von Arbeitsstrukturen und Geschäftsverteilungsplänen;
b) Änderung von Vergütungsstrukturen;
c) Änderung der Arbeitszeitregelungen;
d) Abschluss von Dienstvereinbarungen;
e) Einstellung und Kündigung von Personen mit der Dienstbezeichnung „Geschäftsführer“;
f) Bestellung von Geschäftsführern in Gesellschaften mit Mehrheitsbeteiligung der IHK.
(3) Die Abteilungs- und Geschäftsstellenleiter sowie die sonstigen IHK-Mitarbeiter haben den
Hauptgeschäftsführer fortlaufend über alle wichtigen Vorgänge, insbesondere über Anfragen
von IHK-Organen sowie Organpersonen, zu unterrichten. Sie haben im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit dafür zu sorgen, dass die Anweisungen des Hauptgeschäftsführers durchgeführt
werden. Zum Erlass von Anordnungen sind sie nur innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches im
Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer berechtigt. Sie dürfen ohne Zustimmung des
Hauptgeschäftsführers keine Anordnungen treffen, die die Zuständigkeit anderer Abtei-
lungsleiter oder der Geschäftsstellenleiter berühren.
(4) Ansprachen, Anfragen, etc. der Abteilungs- und Geschäftsstellenleiter oder sonstiger 
IHK-Mitarbeiter an IHK-Organe sowie Organpersonen sind außerhalb laufender Abstim-
mungsvorgänge, die v. a. die Arbeit der Ausschüsse und Arbeitskreise betreffen, über den
Hauptgeschäftsführer zu richten. 

§ 33 Allgemeine Pflichten der Beschäftigten
Alle bei der IHK Beschäftigten haben sich pflichtgemäß für die Arbeit der IHK im Rahmen der
gesetzlichen Bestimmungen einzusetzen. Die Beschäftigten sind zu Pünktlichkeit, Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit sowie Sparsamkeit im Geschäftsaufwand der IHK verpflichtet.

§ 34 Geschäftsstellen und Kontaktbüros
(1) Die Geschäftsstellen übernehmen die Erfüllung der Aufgaben der IHK zur selbständigen,
abschließenden Bearbeitung, soweit ihnen diese vom Hauptgeschäftsführer zugewiesen sind.
In der Regel sollen den Geschäftsstellen nur Aufgaben zur selbstständigen, abschließenden Be-
arbeitung zugewiesen werden, die sich unmittelbar aus dem IHKG ergeben.
(2) Den Geschäftsstellen obliegt insbesondere die Pflege der Verbindung zwischen den IHK-
Zugehörigen und der IHK und der Beziehungen zu den Behörden und Dienststellen ihres Be-
reichs. Bei der Durchführung ihrer Aufgaben sind die Geschäftsstellen befugt, mit den Be-
hörden ihres Bereiches unmittelbar dienstlich zu verkehren. Die Geschäftsstellen haben,
soweit ihnen Aufgaben zur unmittelbaren Erledigung übertragen sind, im Einvernehmen und
in enger Fühlungnahme mit der zuständigen Fachabteilung zu handeln und darüber hinaus
sich sämtliche für die Erledigung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen gegenseitig aus-
zutauschen.
(3) Sie führen im Schriftverkehr die Bezeichnung der IHK mit dem Zusatz "Geschäftsstelle (folgt
Sitz der Geschäftsstelle)". Sofern die Geschäftsstelle ein oder mehrere Kontaktbüros unterhält,
wird dieses in einem weiteren Zusatz aufgeführt.
(4) Fragen von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung, deren Entscheidung nur nach ein-
heitlichen Gesichtspunkten erfolgen kann, haben die Geschäftsstellen an die Hauptge-
schäftsstelle weiterzuleiten. Nach Bearbeitung werden die Geschäftsstellen von dem Ausgang
der Angelegenheit unterrichtet.
(5) Soweit sich aus den bei den Geschäftsstellen bearbeiteten Angelegenheiten Schriftverkehr
mit Behörden oder Firmen und Privatpersonen außerhalb ihres Bereichs ergibt, ist dieser über
die Hauptgeschäftsstelle zu leiten.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

(3) Im Übrigen gelten die Regelungen der Satzung und der Geschäftsordnung zum Ablauf der
Sitzungen der Vollversammlung entsprechend. 

§ 26 Abstimmungen, Wahlen und Bestellungen
Abstimmungen, einschließlich der Wahlen und Bestellungen erfolgen in offener Abstim-
mung, sofern kein Mitglied widerspricht. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Präsidenten bzw. des ihn vertretenden Vizepräsidenten.

§ 27 Niederschrift
Die Niederschrift muss mindestens Angaben enthalten über
a) den Ort, Tag und Uhrzeit der Sitzung,
b) den Namen des Vorsitzenden,
c) den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge,
d) die gefassten Beschlüsse.
Abweichende Meinungen sind auf Verlangen in der Niederschrift festzuhalten. Der Niederschrift
ist eine unterschriebene Anwesenheitsliste beizufügen.

4. Unterabschnitt: Der Präsident

§ 28 Aufgaben
(1) Der Präsident hat, unterstützt durch den Hauptgeschäftsführer, die satzungsmäßige Ar-
beit der Vollversammlung sicherzustellen und die nach geltendem Recht erforderlichen Be-
schlüsse der Vollversammlung herbeizuführen sowie eine demokratische Beratung zu den Be-
schlüssen zu gewährleisten.
(2) Der Präsident hat das Recht, die für seine Amtsführung notwendigen Unterlagen der IHK
einzusehen, soweit im Einzelfall rechtliche Hinderungsgründe nicht bestehen. Dieses Recht be-
steht gegenüber dem Hauptgeschäftsführer. 
(3) Der Präsident kann im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer einzelnen Vollver-
sammlungsmitgliedern bestimmte Aufgaben übertragen, die dem Aufgabenbereich der Voll-
versammlung dienen. In solchen Fällen sind dem Mitglied die darauf bezüglichen Schriftstücke
und Akten der IHK durch den Hauptgeschäftsführer zur Einsichtnahme zugänglich zu machen.
(4) Der Präsident kann das Präsidium bei Einzelmaßnahmen vorbereitend einbeziehen und seine
Entscheidung von einem Beschluss dieses Gremiums abhängig machen.

5. Unterabschnitt: Der Hauptgeschäftsführer

§ 29 Aufgaben
(1) Die Geschäfte der IHK werden - soweit vorhanden und satzungskonform - im Rahmen der
Richtlinien der Vollversammlung und des Präsidiums vom Hauptgeschäftsführer geführt.
Der Hauptgeschäftsführer erlässt die erforderlichen Anweisungen und überwacht ihre Erle-
digung. Für die Rechnungslegung und Kassenführung gelten die Bestimmungen des Finanz-
statuts und die Dienstanweisung für die Finanzwirtschaft.
(2) Der Hauptgeschäftsführer hat im Übrigen die Meinungsbildung und Entscheidung der an-
deren IHK-Organe vorzubereiten. Er ist dabei zur Darlegung wirtschaftlicher und rechtlicher
Bedenken berechtigt und verpflichtet. Er hat im Einvernehmen mit dem Präsidenten und nach
Beratung im Präsidium den Entwurf des Wirtschaftsplans vorzubereiten. 
(3) Der Hauptgeschäftsführer ist der Vollversammlung für die ordnungsgemäße Geschäfts-
führung verantwortlich. 
(4) Der Hauptgeschäftsführer ist Dienstvorgesetzter der IHK-Mitarbeiter. Er regelt insbeson-
dere die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Abteilungs- und Geschäftsstellenleiter so-
wie der sonstigen IHK-Mitarbeiter in einem Geschäftsverteilungsplan.

§ 30 Abstimmungsbedürftige Maßnahmen
(1) Handlungen, die der gewöhnliche Dienstbetrieb der IHK nach Art oder Umfang nicht mit
sich bringt, darf der Hauptgeschäftsführer nur in Absprache mit dem Präsidenten vornehmen. 
(2) Der Hauptgeschäftsführer stimmt insbesondere die folgenden Maßnahmen mit dem Prä-
sidenten ab:
a) Begründung, Erweiterung und Beendigung von Mitgliedschaften der IHK in Vereinen und
auf Dauer angelegten Organisationen mit Ausnahme der Begründung und Beteiligung an rei-
nen Innengesellschaften wie Projektgemeinschaften, etc.;
b) Festlegung von Grundsätzen der Zusammenarbeit zwischen der IHK und dem DIHK;
c) Beteiligung an und Beendigung von wirtschaftsfördernden regionalen und überregionalen
Projekten und Einrichtungen;
d) Stellungnahmen der IHK zu wesentlichen wirtschafts- und rechtspolitischen Maßnahmen
und Entscheidungen auf Bundes- und Landesebene;
e) Beteiligung und Realisierung von Projekten mit mehrjährigen Laufzeiten, Kooperationen mit
Partnern und bei Einsatz erheblicher finanzieller und personeller Ressourcen.
(3) In Eilfällen, in denen die vorherige Abstimmung nicht möglich ist und ein Zuwarten zu ei-
nem wahrscheinlich schweren politischen oder wirtschaftlichen Nachteil der IHK führen
würde, kann der Hauptgeschäftsführer allein handeln. Er hat nach Grundsätzen eines or-
dentlichen Kaufmanns unter Wahrung der Interessen der IHK zu entscheiden und den Präsi-
denten unverzüglich über die vorgenommenen Handlungen zu unterrichten. Die Unterrich-
tung bedarf der Textform und ist mit einer Begründung zu versehen.
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Beschluss-Nr.: 69/22/4

Die Vollversammlung beschließt auf der Grundlage von § 4 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 IHKG die Neu-
fassung der Wahlordnung der IHK Halle-Dessau (Anlage).

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste und vom Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft
und Forsten des Landes Sachsen-Anhalt am 19. Dezember 2022 genehmigte Beschluss Nr.
69/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 21. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Anlage zu Beschluss Beschluss-Nr.: 69/22/4

Wahlordnung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau (IHK)

Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau hat am 7. Dezember 2022
gemäß § 4 Abs. 2 S. 2 Ziffer 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 4 des Gesetzes zur vorläufigen Re-
gelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 701-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts
der Industrie- und Handelskammern vom 7. August 2021 (BGBl. I S. 3306), folgende Wahl-
ordnung beschlossen:

§ 1 Wahlmodus
(1) Die IHK-Zugehörigen wählen nach den folgenden Bestimmungen für die Dauer von fünf
Jahren bis zu 80 Mitglieder der Vollversammlung. § 5 Abs. 1 bleibt unberührt.
(2) 70 Mitglieder der Vollversammlung werden in allgemeiner, geheimer und freier Wahl von
den IHK-Zugehörigen unmittelbar gewählt. 
(3) Während der Amtsperiode der Vollversammlung können bis zu 10 Mitglieder gemäß § 22
in mittelbarer Wahl von den unmittelbar gewählten Vollversammlungsmitgliedern hinzuge-
wählt werden, die insoweit als Wahlpersonen handeln (Zuwahl). Die Zuwahl dient dazu, die
Spiegelbildlichkeit der Vollversammlung zu verbessern. Hierbei sind die wirtschaftlichen Be-
sonderheiten des IHK-Bezirks und die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Gewerbegrup-
pen zu berücksichtigen. Der Antrag auf Durchführung einer Zuwahl ist entsprechend zu be-
gründen.

§ 2 Nachrücken, Nachfolgewahl 
(1) Für ein unmittelbar gewähltes Mitglied der Vollversammlung, das vor Ablauf der Wahlpe-
riode ausscheidet, rückt der Kandidat nach, der bei der Wahl in derselben Wahlgruppe und im
selben Wahlbezirk die nächsthöchste Stimmzahl erreicht hat (Nachfolgemitglied). Endet die
Wählbarkeit des Nachfolgemitglieds im Zeitraum zwischen Wahl und Nachrückfall, so endet
auch die Stellung als Nachfolgemitglied. Gleiches gilt für den Wechsel der Wahlgruppe oder
des Wahlbezirks. Das Nachfolgemitglied rückt auch dann nach, wenn es bereits durch Zuwahl
(§ 1 Abs. 3) Mitglied der Vollversammlung geworden ist; es gilt fortan als unmittelbar gewähltes
Mitglied. Die Namen der ausgeschiedenen und der nachgerückten Mitglieder sind gemäß § 23
Abs. 1 bekannt zu machen. 
(2) Ist kein Nachfolgemitglied (Absatz 1) vorhanden, so wird die Vollversammlung den frei-
gewordenen Sitz im Wege der mittelbaren Wahl gemäß § 22 durch die unmittelbar gewähl-
ten Vollversammlungsmitglieder besetzen. Das gewählte Nachfolgemitglied muss der Wahl-
gruppe und dem Wahlbezirk angehören, für welche das ausgeschiedene Mitglied gewählt

wurde. Werden bei der unmittelbaren Wahl nicht alle Sitze gemäß § 6 Abs. 3 S. 3 besetzt, wer-
den die unbesetzten Sitze in mittelbarer Wahl gemäß § 22 besetzt.  
(3) Falls der Anteil der insgesamt in mittelbarer Wahl gewählten Mitglieder der Vollver-
sammlung - einschließlich der nach § 1 Abs. 3 hinzugewählten - 20 v. H. der zulässigen Höchst-
zahl aller Sitze erreicht, ist die mittelbare Wahl weiterer Vollversammlungsmitglieder ausge-
schlossen. In diesem Fall soll die Vollversammlung die Durchführung einer unmittelbaren
Nachfolgewahl beschließen. Diese erfolgt für die restliche Amtsperiode des ausgeschiedenen
Mitglieds. Sie wird entsprechend den Vorschriften dieser Wahlordnung durchgeführt. Das ge-
wählte Nachfolgemitglied muss der Wahlgruppe und dem Wahlbezirk angehören, für welche
das ausgeschiedene Mitglied gewählt wurde.

§ 3 Wahlberechtigung
(1) Wahlberechtigt sind die IHK-Zugehörigen.
(2) Jeder IHK-Zugehörige kann sein Wahlrecht nur einmal ausüben.
(3) Das Wahlrecht ruht bei IHK-Zugehörigen, solange ihnen von einem Gericht das Recht, in
öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, rechtskräftig aberkannt ist.

§ 4 Wählbarkeit 
(1) Wählbar sind natürliche Personen, die spätestens am letzten Tag der Wahlfrist volljährig,
das IHK-Wahlrecht auszuüben berechtigt und entweder selbst IHK-zugehörig oder allein
oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer 
IHK-zugehörigen juristischen Person, Handelsgesellschaft oder Personenmehrheit befugt
sind. Wählbar sind auch die in das Handelsregister eingetragenen Prokuristen und besonders
bestellte Bevollmächtigte im Sinne von § 5 Abs. 2 IHKG. Besonders bestellte Bevollmächtigte
sind Personen, die, ohne im Handelsregister eingetragen zu sein, im Unternehmen des IHK-
Zugehörigen eine der eigenverantwortlichen Tätigkeit des Unternehmers vergleichbare selb-
ständige Stellung einnehmen und dies durch eine entsprechende Vollmacht nachweisen.
Nicht wählbar ist, wer die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffentli-
chen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt. 
(2) Für jeden IHK-Zugehörigen kann sich nur ein Kandidat zur Wahl stellen. Ist bereits ein Ver-
treter eines IHK-Zugehörigen Mitglied der Vollversammlung, kann ein weiterer Vertreter die-
ses IHK-Zugehörigen weder nachrücken noch mittelbar oder unmittelbar gewählt werden. 
(3) Ist eine natürliche Person in verschiedenen Wahlgruppen bzw. Wahlbezirken wählbar, kann
sie nur einmal kandidieren. 

§ 5 Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Vollversammlung beginnt mit der konstituierenden Sitzung
und endet mit der konstituierenden Sitzung einer neugewählten Vollversammlung. Das Ende
der Wahlfrist (§ 7 Abs. 6) muss innerhalb der letzten drei Monate vor Ablauf von (Dauer der
Wahlperiode aus § 1 Abs. 1) Jahren seit der letzten konstituierenden Sitzung liegen. Die kon-
stituierende Sitzung findet innerhalb von drei Monaten nach Bekanntmachung des Wahler-
gebnisses statt.  
(2) Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung endet vor Ablauf der in Absatz 1 vorgesehenen
Amtszeit 
1. durch Tod, 
2. durch Amtsniederlegung, 
3. mit der Feststellung, dass bei dem Mitglied die Voraussetzungen der Wählbarkeit nach § 4
Abs. 1  
a) im Zeitpunkt der Wahl nicht vorhanden waren oder  
b) zum Zeitpunkt der Feststellung nicht mehr vorliegen, oder  
4. die Wahl gemäß § 21 für ungültig erklärt wird.  
Die Feststellung nach Nummer 3 hat die Vollversammlung auf Antrag zu beschließen. Der Prä-
sident hat den Antrag unverzüglich ab Kenntnis der IHK zu stellen. 
(3) Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung wird nicht berührt durch den Wechsel in eine
andere Wahlgruppe oder einen anderen Wahlbezirk. Abweichend von § 4 Abs. 2 bleibt die Mit-
gliedschaft gleichfalls unberührt, soweit Mitglieder der Vollversammlung nach Beginn ihrer
Mitgliedschaft durch Unternehmensfusion, -zusammenschluss oder -wechsel ihre Wählbar-
keit vom selben IHK-Zugehörigen ableiten.  
(4) Die Gültigkeit von Beschlüssen und Wahlen wird nicht davon berührt, dass die Voraus-
setzungen der Wählbarkeit bei mitwirkenden Mitgliedern der Vollversammlung nicht vorla-
gen oder zu einem späteren Zeitpunkt entfallen sind. Gleiches gilt, wenn die Wahl einzelner
Mitglieder der Vollversammlung oder der Vollversammlung insgesamt für ungültig erklärt
wird. 

§ 6 Wahlgruppen, Wahlbezirke, Sitzverteilung
(1) Die IHK-Zugehörigen werden gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 IHKG zum Zwecke der Wahl unter
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Besonderheiten des IHK-Bezirks sowie der gesamt-
wirtschaftlichen Bedeutung der Gewerbegruppen in Wahlgruppen eingeteilt. Innerhalb der
Wahlgruppen kann es regionale Unterteilungen geben (Wahlbezirke). Ziel dieser Einteilung ist
es, eine spiegelbildliche Zusammensetzung der Vollversammlung nach der Branchen- und Re-
gionalstruktur des IHK-Bezirks zu erreichen. 
(2) Es werden hiernach die folgenden Wahlgruppen und Wahlbezirke gebildet:
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1. Industrie und Agrargewerbe
2. Baugewerbe
3. Großhandel
4. Einzelhandel
5. Gastgewerbe
6. Verkehrsgewerbe
7. Kreditgewerbe
8. Versicherungsgewerbe
9. Dienstleistungsgewerbe personenbezogen
10. Dienstleistungsgewerbe unternehmensbezogen
Für die Wahlgruppen 1, 4 und 10 werden folgende Wahlbezirke gebildet:
a) Wahlbezirk A: Gebiet des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
b) Wahlbezirk B: Gebiet der kreisfreien Stadt Dessau-Roßlau
c) Wahlbezirk C: Gemeinden Alsleben (Saale), Bernburg (Saale), Güsten, Ilberstedt, Könnern,
Nienburg (Saale) und Plötzkau
d) Wahlbezirk D: Gebiet des Landkreises Wittenberg
e) Wahlbezirk E: Gebiet des Landkreises Burgenlandkreis
f) Wahlbezirk F: Gebiet der kreisfreien Stadt Halle (Saale)
g) Wahlbezirk G: Gebiet des Landkreises Mansfeld-Südharz
h) Wahlbezirk H: Gebiet des Landkreises Saalekreis
Für die übrigen Wahlgruppen werden die Wahlbezirke Nord und Süd gebildet. Der Wahlbezirk
Nord umfasst von den für die Wahlgruppen 1, 4 und 10 gebildeten Wahlbezirken die unter
Buchst. a bis einschließlich d genannten. Der Wahlbezirk Süd setzt sich zusammen aus den
für die Wahlgruppen 1, 4 und 10 gebildeten Wahlbezirken Buchst. e bis einschließlich h.
(3) Die Sitzverteilung innerhalb der Wahlgruppen und Wahlbezirke soll die Branchengrößen-
struktur des IHK-Bezirks abbilden. Sie richtet sich jeweils nach der Zahl der ihnen zuzuord-
nenden IHK-Zugehörigen, der Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten, der Zahl
der Auszubildenden sowie dem Aufkommen am IHK-Beitrag. Für die unmittelbare Wahl ge-
mäß § 1 Abs. 2 ergibt sich hiernach folgende Sitzverteilung:

Unmittelbare Sitzverteilung nach Wahlgruppen und Wahlbezirken zurv IHK-Vollversamm-
lungswahl 2023, 70 Sitze, Bezugsdaten 2018 – 2020

schusses sollen aus dem Kreis aktueller oder ehemaliger Vollversammlungsmitglieder, weitere
Mitglieder können auf Vorschlag des Hauptgeschäftsführers aus dem Kreis der Beschäftigten
der IHK stammen. Die Amtszeit der Mitglieder des Wahlausschusses endet vorbehaltlich der
Durchführung eines Wahlprüfungsverfahrens (§ 21 Abs. 1) mit Konstituierung der neuge-
wählten Vollversammlung.
(2) Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden, der den Wahlausschuss nach
außen vertritt, sowie dessen Stellvertreter.
(3) Auf Vorschlag des Hauptgeschäftsführers beruft der Wahlausschuss aus dem Kreis der Be-
schäftigten der IHK einen Wahlbeauftragten, sofern der Hauptgeschäftsführer diese Aufgabe
nicht selbst wahrnimmt. Der Wahlbeauftragte sichert den organisatorischen Ablauf der Wahl
und unterstützt den Vorsitzenden des Wahlausschusses. Der Wahlbeauftragte soll nicht Mit-
glied des Wahlausschusses sein.
(4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Sie können auch schriftlich oder elek-
tronisch gefasst werden. Die Beschlussfähigkeit liegt dann vor, wenn sich mindestens die Hälfte
der Mitglieder an der Abstimmung beteiligt. Der Wahlausschuss kann sich eine Geschäfts-
ordnung geben. 
(5) Der Wahlausschuss kann einzelne Aufgaben zur Durchführung auf den Wahlbeauftragten
übertragen, der insoweit im Auftrag des Wahlausschusses handelt. Der Wahlausschuss oder
der Wahlbeauftragte können zu ihrer Unterstützung Hilfspersonen aus dem Kreis der IHK-Be-
schäftigten sowie externe Personen im Benehmen mit dem Hauptgeschäftsführer als Wahl-
helfer hinzuziehen.
(6) Der Wahlausschuss bestimmt den Zeitpunkt, zu welchem die Stimmen in der IHK vorlie-
gen oder auf dem Wahlserver gespeichert sein müssen (Ende der Wahlfrist). 

§ 8 Wählerlisten
(1) Nach den Vorgaben des Wahlausschusses stellt die IHK zur Vorbereitung der Wahl getrennt
nach Wahlgruppen und Wahlbezirken Listen der Wahlberechtigten auf (Wählerlisten) und legt
sie dem Wahlausschuss zur Bestätigung vor. Die Wählerlisten können auch in Dateiform er-
stellt werden. Sie enthalten Angaben zu Name, Firma, amtlicher Anschrift, Wahlgruppe,
Wahlbezirk, Identnummer und schwerpunktmäßigem Wirtschaftszweig der Wahlberechtigten.
(2) Die IHK geht bei der Aufstellung der Wählerlisten von den ihr vorliegenden Unterlagen aus
und weist danach die Wahlberechtigten den einzelnen Wahlgruppen und Wahlbezirken zu.
Wahlberechtigte, die mehreren Wahlgruppen oder Wahlbezirken angehören, werden vom
Wahlausschuss einer Wahlgruppe bzw. einem Wahlbezirk zugeordnet. Wahlberechtigte, die
ausschließlich als persönlich haftende Gesellschafter eines anderen Wahlberechtigten oder als
Besitzgesellschaft für einen anderen Wahlberechtigten tätig sind, sind auf Antrag der Wahl-
gruppe dieses anderen Wahlberechtigten zuzuordnen.
(3) Die Wählerlisten können für die Dauer von zehn Tagen (nicht samstags, sonntags und fei-
ertags), die sich auf einen Zeitraum von bis zu drei Wochen verteilen können, durch die Wahl-
berechtigten oder ihre Bevollmächtigten eingesehen werden. Die Einsichtnahme beschränkt
sich auf die jeweilige Wahlgruppe und den Wahlbezirk. Zusätzlich kann eine elektronische
Fernabfrage bzw. Datenübermittlung vorgesehen werden, für die Abs. 6 entsprechend gilt. Be-
züglich der eigenen Zuordnung zu Wahlgruppe und Wahlbezirk kann der Wahlberechtigte
mittels geeigneter Authentifizierung auch telefonisch oder elektronisch Auskunft auch au-
ßerhalb der Frist nach S. 1 erhalten. Entsprechendes gilt für statistische Angaben anhand der
Wählerlisten.
(4) Anträge auf Aufnahme in eine Wahlgruppe bzw. einen Wahlbezirk oder auf Zuordnung zu
einer anderen Wahlgruppe oder einen anderen Wahlbezirk sowie Einsprüche gegen die Zu-
ordnung zu einer Wahlgruppe können binnen zwei Wochen nach Ablauf der in Abs. 3 ge-
nannten Frist beim Wahlausschuss eingereicht werden. Die Antragstellung muss schriftlich er-
folgen, wobei eine Übermittlung per Fax zulässig ist. Zulässig ist ebenfalls die Übermittlung
eines eingescannten Dokuments per E-Mail. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offen-
kundig sind, hat der Antragsteller die erforderlichen Nachweise beizubringen. Der Wahlaus-
schuss entscheidet über Einsprüche und Anträge; er kann auch von Amts wegen Änderungen
vornehmen. Anschließend stellt er die Ordnungsmäßigkeit der Wählerlisten fest.
(5) Wählen kann nur, wer in den festgestellten Wählerlisten eingetragen ist oder bis spätes-
tens zwei Wochen vor Ablauf der Wahlfrist (§ 7 Abs. 6) nachweist, dass sein Wahlrecht erst
nach Ablauf der Frist des Abs. 4 entstanden ist.
(6) Die IHK ist berechtigt, Name, Firma und amtliche Anschrift von Wahlberechtigten an Kan-
didaten zum Zwecke der Wahlwerbung zu übermitteln. Diese haben sich dazu schriftlich zu
verpflichten, die übermittelten Daten ausschließlich für den vorgenannten Zweck zu nutzen
und sie spätestens nach der Wahl unverzüglich zu löschen bzw. zu vernichten.
(7) Soweit personenbezogene Daten in den Wählerlisten enthalten sind, bestehen nicht 
1. das Recht auf Auskunft gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c der der Verordnung (EU)
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S.1; L 314 vom
22.11.2016, 72), 
2. die Mitteilungspflicht gemäß Artikel 19 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 und 
3. das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. 
Das Recht auf Erhalt einer Kopie nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 wird
dadurch erfüllt, dass die betroffene Person Einsicht in die Wählerlisten gemäß Absatz 3 neh-
men kann. Die Einsicht ist auch über die Frist in Absatz 3 hinaus zulässig.

IHK-Bezirk Halle-Dessau

Wahlbezirk Nord Wahlbezirk Süd

A B C D E F G H
(ABI) (DE) (SLK) (WTB) (BLK) (HAL) (MSH) (SK)

1 (Ind.) 3 2 1 2 3 2 2 4 19

2 (Bau.) 1 2 3

3 (GH.) 1 2 3

4 (EH.) 1 1 1 1 1 2 1 2 10

5 (Gast.) 1 2 3

6 (Verk.) 1 3 4

7 (Kred.) 1 1 2

8 (Vers.) 1 1 2

9 (DL-P.) 3 5 8

10 (DL-U.) 2 1 1 2 2 4 1 3 16

Wahl-
bezirke

Wahl-
gruppen Ge

sa
m

tz
ah

l

(4) Für die mittelbare Wahl gemäß § 1 Abs. 3 ergeben sich die folgenden Höchstsitze je Wahl-
gruppe:
1. Industrie und Agrargewerbe 3
2. Baugewerbe 1
3. Großhandel 0
4. Einzelhandel 2
5. Gastgewerbe 0
6. Verkehrsgewerbe 1
7. Kreditgewerbe 0
8. Versicherungsgewerbe 0
9. Dienstleistungsgewerbe personenbezogen 1
10. Dienstleistungsgewerbe unternehmensbezogen 2

§ 7 Wahlausschuss, Wahlfrist
(1) Die Vollversammlung bildet zur Durchführung jeder unmittelbaren Wahl einen Wahlaus-
schuss und wählt bis zu fünf Mitglieder in den Wahlausschuss. Drei Mitglieder des Wahlaus-
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§ 9 Bekanntmachungen des Wahlausschusses betreffend Wahlfrist, Einsichtnahme in
die Wählerlisten, Einspruchsfrist und Wahlbewerbungen
(1) Der Wahlausschuss macht die Wahlfrist (§ 7 Abs. 6) sowie Zeit und Ort für die Einsicht-
nahme der Wählerlisten mit dem Hinweis auf die in § 8 Abs. 4 genannten Möglichkeiten der
Einreichung von Anträgen und Einsprüchen einschließlich der dafür vorgesehenen Fristen so-
wie den Ort der Entgegennahme einschließlich der postalischen Anschrift und der Telekom-
munikationsdaten bekannt.
(2) Der Wahlausschuss fordert in der Bekanntmachung die Wahlberechtigten auf, binnen drei
Wochen nach Ablauf der in § 8 Abs. 4 genannten Frist Wahlbewerbungen bei ihm einzurei-
chen. Er weist darauf hin, wie viele Mitglieder in jeder Wahlgruppe und jedem Wahlbezirk zu
wählen sind.

§ 10 Wahlbewerbungen und Kandidatenliste
(1) Die wahlberechtigten IHK-Zugehörigen können für ihre Wahlgruppe und ihren Wahlbezirk
schriftliche Wahlbewerbungen einreichen, wobei auch eine Übermittlung per Fax zulässig ist.
Zulässig ist ebenfalls die Übermittlung eines gescannten Dokuments per E-Mail. Bewerber kön-
nen nur für die Wahlgruppe und den Wahlbezirk kandidieren, für die sie selbst bzw. der IHK-
Zugehörige, von dem die Wählbarkeit abgeleitet wird, gemäß § 8 Abs. 5 wählen kann. Die Summe
der gültigen Wahlbewerbungen für eine Wahlgruppe bzw. einen Wahlbezirk ergibt die Kandi-
datenliste. Die Bewerber werden in der Kandidatenliste in der alphabetischen Reihenfolge ih-
rer ersten Familiennamen aufgeführt, bei Namensgleichheit entscheidet der Vorname. Bei
vollständiger Namensgleichheit legt der Wahlausschuss die Reihenfolge durch Losentscheid fest.
(2) Die Wahlbewerbungen sind mit Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Funktion im Un-
ternehmen, Bezeichnung des IHK-zugehörigen Unternehmens und dessen Anschrift einzurei-
chen. Außerdem ist eine Erklärung jedes Bewerbers beizufügen, dass er zur Annahme der Wahl
bereit ist und dass ihm keine Tatsachen bekannt sind, die seine Wählbarkeit nach dieser Wahl-
ordnung ausschließen. Eine Rücknahme dieser Erklärung ist nicht zulässig. § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 2
bleibt unberührt. Die Wahlbewerbung bedarf keiner zusätzlichen Unterstützung (Selbstvorschlag).
(3) Der Wahlausschuss prüft die Wahlbewerbungen. Er kann Authentizitätsnachweise ver-
langen. Zur Prüfung der Wahlbewerbungen, insbesondere der Wählbarkeit von Bewerbern, kann
der Wahlausschuss weitere Angaben verlangen. Er fordert Bewerber unter Fristsetzung auf,
Mängel zu beseitigen, soweit es sich nicht um in Absatz 4 genannte Mängel handelt. Besteht
eine Wahlbewerbungen aus mehreren Bewerbern, so ergeht die Aufforderung an jeden Be-
werber, auf den sich die Mängel beziehen. Soweit die Mängel nicht fristgerecht beseitigt wer-
den, wird der betreffende Bewerber nicht in die Kandidatenliste aufgenommen.
(4) Bei folgenden Mängeln der Wahlvorschläge wird keine Frist zur Mängelbeseitigung gesetzt
(unheilbare Mängel), sondern der Wahlvorschlag unverzüglich unter Hinweis auf die Wahl-
bewerbungsfrist zurückgewiesen:
a) die Einreichungsfrist nicht eingehalten wurde,
b) das Formerfordernis nicht eingehalten wurde,
c) der Bewerber nicht wählbar ist,
d) der Bewerber nicht identifizierbar ist,
e) die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt.
(5) Jede Kandidatenliste soll mindestens einen Bewerber mehr enthalten, als in der Wahlgruppe
und dem Wahlbezirk zu wählen sind. Geht für eine Wahlgruppe bzw. einen Wahlbezirk keine
gültige Wahlbewerbung ein oder reicht die Zahl der Wahlbewerbungen nicht aus, um die Be-
dingung des Satzes 1 für eine Kandidatenliste zu erfüllen, so setzt der Wahlausschuss eine an-
gemessene Nachfrist und wiederholt die Aufforderung nach § 8 Abs. 2 beschränkt auf diese
Wahlgruppe und den Wahlbezirk. Bei fruchtlosem Ablauf dieser Nachfrist findet eine auf die
gültigen Wahlbewerbungen beschränkte Wahl statt.
(6) Der Wahlausschuss stellt die Kandidatenlisten fest und macht diese mit folgenden Anga-
ben der Kandidaten bekannt: Familienname, Vorname, Funktion im Unternehmen und Be-
zeichnung des IHK-zugehörigen Unternehmens und seines Sitzes bzw. seiner Betriebsstätte
im IHK-Bezirk (Pflichtangaben). Der Wahlausschuss kann die Art und Weise einer darüberhi-
nausgehenden Präsentation der Kandidaten festlegen. Hierauf ist in der Wahlbekanntmachung
hinzuweisen. Im Falle von Abs. 5 S. 2 werden Nachfrist und Aufforderung zur Einreichung wei-
terer Wahlbewerbungen vom Wahlausschuss ebenfalls bekanntgemacht.
(7) Nach Feststellung der Kandidatenlisten dürfen diese nicht mehr verändert werden. Re-
daktionelle Korrekturen sind möglich. Umstände hinsichtlich der Wählbarkeit, die zwischen
Feststellung der Kandidatenlisten und Feststellung des Wahlergebnisses eintreten, bleiben un-
berücksichtigt. Dies gilt nicht für den Tod eines Kandidaten. Das Widerspruchsrecht gemäß Ar-
tikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 findet in Bezug auf die in der Kandidatenliste enthal-
tenen personenbezogenen Daten keine Anwendung.

§ 11 Durchführung der Wahl 
Die Wahl findet kombiniert elektronisch (elektronische Wahl) und schriftlich (Briefwahl) statt.
Es zählt die zuerst in die Wahlurne (elektronische oder Briefwahlurne) eingehende Stimme. Eine
danach eingehende Stimme wird zurückgewiesen.

§ 12 Wahlunterlagen 
(1) Die IHK versendet an alle Wahlberechtigten die Wahlunterlagen, bestehend aus den Zu-
gangsdaten zum Wahlportal für die elektronische Wahl und den Unterlagen für die Briefwahl.
Sie sind als vertrauliche Wahlunterlagen zu kennzeichnen. 

(2) Zur Durchführung der elektronischen Wahl werden den Wahlberechtigten Zugangsdaten
(Login-Kennung, Passwort und URL zum Wahlportal) sowie Informationen zur Durchführung
der Wahl und der Nutzung des Wahlportals übermittelt. 
(3) Für die Briefwahl werden den Wahlberechtigten folgende Unterlagen übermittelt: 
a) ein Vordruck für den Nachweis der Berechtigung zur Ausübung des Wahlrechts (Wahlschein), 
b) ein Stimmzettel,
c) ein neutraler Umschlag mit der Bezeichnung „IHK-Wahl“ (Stimmzettelumschlag), 
d) ein Umschlag für die Rücksendung der Wahlunterlagen (Rücksendeumschlag). 
(4) Die Wahlunterlagen enthalten den Hinweis, dass die Stimmabgabe durch den Wahlaus-
übungsberechtigten persönlich und unbeobachtet sowie nur einmal – entweder in der elek-
tronischen Form oder per Briefwahl – erfolgen darf.

§ 13 Stimmabgabe bei elektronischer Wahl 
(1) Die Stimmabgabe erfolgt in elektronischer Form nach vorheriger Anmeldung und Au-
thentifizierung des Wahlberechtigten am Wahlportal. Die Authentifizierung für den elektro-
nischen Zugang zum Stimmzettel erfolgt in einem einstufigen Verfahren. Mittels der Zu-
gangsdaten erhält der durch diese authentifizierte Wahlberechtigte auf einer von der IHK
mitzuteilenden Internetadresse (Wahlportal) den Zugang zum elektronischen Stimmzettel. Das
Wahlportal ermöglicht die Stimmabgabe mittels Aufruf eines elektronischen Stimmzettels. 
(2) Der Wahlberechtigte ist über geeignete Sicherheitsmaßnahmen zu informieren, mit denen
das für die Wahlhandlung genutzte Endgerät gegen Eingriffe Dritter nach dem aktuellen Stand
der Technik geschützt wird und damit seine Stimme nicht durch Angriffe von außen, insbe-
sondere mittels Viren und „Trojanern“, manipuliert oder ausgespäht werden kann. Auf kos-
tenfreie Bezugsquellen geeigneter Software ist vorab hinzuweisen. Die Kenntnisnahme der Si-
cherheitshinweise ist durch den Wahlausübungsberechtigten vor Beginn der Anmeldung
und Authentifizierung in elektronischer Form zu bestätigen. 
(3) Die elektronische Wahl erfolgt durch Kennzeichnung der zu wählenden Kandidaten auf dem
elektronischen Stimmzettel im Wahlportal. Der elektronische Stimmzettel enthält die Kandi-
datenliste für die Wahlgruppe bzw. den Wahlbezirk sowie einen Hinweis auf die Anzahl der
in der Wahlgruppe bzw. dem Wahlbezirk zu wählenden Kandidaten. Die Reihenfolge der Kan-
didaten ergibt sich aus der Kandidatenliste (§ 10 Abs. 6). Der Wahlausübungsberechtigte darf
höchstens so viele Kandidaten kennzeichnen, wie in der Wahlgruppe und dem Wahlbezirk zu
wählen sind. Er kann für jeden Kandidaten jeweils nur einmal stimmen. 
(4) Bei der elektronischen Stimmabgabe gilt die Wahlausübungsberechtigung als gegeben,
wenn die Stimmabgabe unter Verwendung der dem Wahlberechtigten mitgeteilten Login-Ken-
nung und des entsprechenden Passworts erfolgt und bei Stimmabgabe auf Abfrage bestätigt
wird, dass Login und Passwort berechtigt genutzt werden. Durch das verwendete elektroni-
sche Wahlsystem ist sicherzustellen, dass das Stimmrecht nicht mehrfach ausgeübt werden
kann. 
(5) Der elektronische Stimmzettel ist entsprechend der im Wahlportal enthaltenen Anleitung
elektronisch auszufüllen und abzusenden. 
(6) Der Wahlausübungsberechtigte muss bis zur endgültigen Stimmabgabe die Möglichkeit ha-
ben, seine Eingabe zu korrigieren oder die Wahl abzubrechen. Ein Absenden der Stimme ist erst
auf der Grundlage einer elektronischen Bestätigung durch den Wahlausübungsberechtigten
zu ermöglichen. Die Übermittlung muss für den Wahlausübungsberechtigten am Bildschirm
erkennbar sein. Mit dem Hinweis über die erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen. 
(7) Vor der Bestätigung für das Absenden der Stimme ist der Wahlausübungsberechtigte da-
rauf hinzuweisen, wenn er keinen oder weniger Kandidaten gekennzeichnet hat, als in seiner
Wahlgruppe und seinem Wahlbezirk zu wählen sind. Die Stimmabgabe für mehr Kandidaten,
als in der Wahlgruppe und im Wahlbezirk zu wählen sind, ist technisch auszuschließen. 
(8) Der Wahlausschuss überzeugt sich davon, dass die verwendete EDV-Anwendung geeignet
ist, die Durchführung und Überwachung der elektronischen Wahl sicherzustellen. Dazu kön-
nen vom Wahlausschuss konkrete Vorgaben festgelegt werden.

§ 14 Technische Bedingungen für die elektronische Wahl 
(1) Das verwendete elektronische Wahlsystem muss sicherstellen, dass eine elektronische
Stimmabgabe ausgeschlossen ist, wenn von diesem Wahlberechtigten bereits eine Stimme elek-
tronisch oder per Briefwahl erfasst wurde. 
(2) Auf den Inhalt der Stimmabgabe hat die IHK keinen Zugriff. Bei der Stimmeingabe darf es
durch das verwendete elektronische Wahlsystem zu keiner Speicherung der Stimme des
Wahlausübungsberechtigten in dem von ihm hierzu verwendeten Endgerät kommen. Es ist zu
gewährleisten, dass unbemerkte Veränderungen der Stimmeingabe durch Dritte ausge-
schlossen sind. Auf dem Bildschirm muss der Stimmzettel nach Absenden der Stimmeingabe
unverzüglich ausgeblendet werden. Das verwendete elektronische Wahlsystem darf die Mög-
lichkeit für einen Papierausdruck der abgegebenen Stimme nach der endgültigen Stimmab-
gabe nicht zulassen. 
(3) Die Speicherung der Stimmabgabe in der elektronischen Wahlurne muss anonymisiert und
nach einem nicht nachvollziehbaren Zufallsprinzip erfolgen. Nach der Stimmeingabe ist der
Zugang zum Wahlsystem zu sperren. 
Die Anmeldung am Wahlsystem, die Auswahl und Abgabe der Stimme sowie persönliche In-
formationen und IP-Adressen der Wahlausübungsberechtigten dürfen nicht protokolliert
werden. Eine kurzfristige Speicherung ist nur dann und nur solange zulässig, wie dies zur Ge-
währleistung der Funktionsfähigkeit des Wahlsystems (z. B. bei Überlastung durch Massen-
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mails) notwendig ist. Die IHK kann lediglich überprüfen, ob ein Wahlberechtigter elektronisch
gewählt hat, um eine doppelte Stimmabgabe auszuschließen. 
(4) Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen elektronische Wahlurne und elektronische
Wählerliste auf verschiedener Serverhardware geführt werden oder eine vergleichbare tech-
nische Lösung muss sicherstellen, dass elektronische Wahlurne und elektronische Wählerliste
getrennt sind. Die Server müssen in Deutschland stehen. 
(5) Die Wahlserver müssen vor Angriffen aus dem Internet geschützt sein, insbesondere dür-
fen nur autorisierte Zugriffe zugelassen werden. Autorisierte Zugriffe sind insbesondere die
Überprüfung der Stimmberechtigung, die Speicherung der Stimmabgabe zugelassener Wahl-
berechtigter, die Registrierung der Stimmabgabe und die Überprüfung auf mehrfache Aus-
übung des Stimmrechtes (Wahldaten).  
(6) Weitere Einzelheiten kann der Wahlausschuss festlegen.

§ 15 Technische Anforderungen an die elektronische Wahl 
(1) Elektronische Wahlen dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn das verwendete elek-
tronische Wahlsystem dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Die Anforderungen aus
dem Common Criteria Schutzprofil für den Basissatz von Sicherheitsanforderungen an On-
line- Wahlprodukte (BSI-CC-PP-0037) des Bundesamtes für Sicherheit in der Informations-
technik sind zu erfüllen, soweit in dieser Wahlordnung nicht ausdrücklich Abweichendes ge-
regelt ist. Alternativen zur IuK-technischen Umsetzung sind zulässig, sofern die Schutzziele
in mindestens gleicher Weise erreicht werden. Das System muss die in den nachfolgenden Ab-
sätzen aufgeführten technischen Spezifikationen besitzen. Die Erfüllung der technischen An-
forderungen ist durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. 
(2) Beginn und Beendigung der elektronischen Wahl erfolgt nach Autorisierung durch den
Wahlausschuss.  
(3) Es wird durch geeignete technische Maßnahmen gewährleistet, dass bei Ausfall oder der
Störung eines Servers oder eines Serverbereiches keine Stimmen unwiederbringlich verloren
gehen können. 
(4) Das Übertragungsverfahren der Wahldaten ist so zu gestalten, dass sie vor Ausspäh- oder
Entschlüsselungsversuchen geschützt sind. Die Übertragungswege zur Überprüfung der
Stimmberechtigung des Wahlausübungsberechtigten sowie zur Registrierung der Stimmab-
gabe in der Wählerliste und die Stimmabgabe in die elektronische Wahlurne müssen so ge-
trennt sein, dass zu keiner Zeit eine Zuordnung des Inhalts der Wahlentscheidung zum Wahl-
berechtigten möglich ist. 
(5) Die Datenübermittlung muss verschlüsselt erfolgen, um unbemerkte Veränderungen der
Wahldaten zu verhindern. Bei der Übertragung und Verarbeitung der Wahldaten ist zu ge-
währleisten, dass bei der Registrierung der Stimmabgabe in der Wählerliste kein Zugriff auf
den Inhalt der Stimmabgabe möglich ist.

§ 16 Umgang mit Störungen bei der Wahl 
(1) Ist Wahlberechtigten aufgrund höherer Gewalt oder aus von der IHK zu vertretenden Grün-
den ihre Stimmabgabe nicht oder nicht fristgerecht möglich (Störung), kann der Wahlausschuss
die Wahlfrist insgesamt oder für einzelne Wahlgruppen oder Wahlbezirke verlängern, sofern
die Möglichkeit zur Stimmabgabe nicht nur unerheblich oder kurzfristig eingeschränkt war und
die Störung dem Wahlausschuss vor Ende der Wahlfrist bekannt wird. 
(2) Werden hinsichtlich der elektronischen Wahl Störungen bekannt, etwa bezüglich der Er-
reichbarkeit von Wahlportal und Wahlservern, die ohne Gefahr eines vorzeitigen Bekannt-
werdens oder Löschens der bereits abgegebenen Stimmen behoben werden können, und ist
eine mögliche Stimmenmanipulation ausgeschlossen, soll der Wahlausschuss diese Störun-
gen beheben oder beheben lassen und die elektronische Wahl fortsetzen. 
(3) Können die in Absatz 2 benannten Gefahren oder eine mögliche Stimmmanipulation zu-
nächst nicht ausgeschlossen werden oder liegen andere gewichtige Gründe vor, ist die elek-
tronische Wahl, gegebenenfalls auch unter Beschränkung auf einzelne Wahlgruppen oder
Wahlbezirke, ohne Auszählung der Stimmen zur abschließenden Prüfung zunächst zu un-
terbrechen. Können nach Prüfung die in Satz 1 benannten Sachverhalte ausgeschlossen wer-
den, kann der Wahlausschuss nach Behebung der zur Wahlunterbrechung führenden Stö-
rung die unterbrochene elektronische Wahl fortsetzen, sofern dies in Anbetracht der
Gesamtumstände sachdienlich erscheint, um den von der Störung betroffenen Wählern aus-
reichende Gelegenheit zur Stimmabgabe einzuräumen. Anderenfalls wird die elektronische
Wahl abgebrochen, die Wahlberechtigten sind auf die Möglichkeit der Briefwahl zu ver-
weisen. 
(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 hat der Wahlausschuss auch über eine Verlängerung der
Wahlfrist zu entscheiden. Die Verlängerung muss unter Berücksichtigung des Zeitraums für
ihre Bekanntmachung und der Art und Dauer der zugrundeliegenden Störung im Wahlablauf
geeignet sein, den betroffenen Wahlausübungsberechtigten ausreichende Gelegenheit zur
Stimmabgabe einzuräumen. Die Möglichkeit zur Stimmabgabe kann auf die elektronische Wahl
sowie auf einzelne Wahlgruppen oder Wahlbezirke beschränkt werden. 
(5) Störungen im Sinne der Absätze 1 bis 3, deren Dauer und die vom Wahlausschuss ge-
troffenen Maßnahmen sowie die diesen zugrundeliegenden Erwägungen sind in der Nie-
derschrift zur Wahl zu vermerken. Die vom Wahlausschuss aufgrund von Störungen be-
schlossenen Maßnahmen sowie Wahlabbrüche oder Verlängerungen der Wahlfrist sind
bekanntzumachen. 

§ 17 Stimmabgabe bei der Briefwahl 
(1) Die Briefwahl erfolgt durch Stimmzettel, welche für die Wahlgruppe bzw. den Wahlbezirk
die Kandidatenliste sowie einen Hinweis auf die Anzahl der in der Wahlgruppe bzw. dem Wahl-
bezirk zu wählenden Kandidaten enthalten. Die Reihenfolge der Kandidaten ergibt sich aus der
Kandidatenliste (§ 10 Abs. 6). 
(2) Zur Wahlausübung berechtigt ist der IHK-Zugehörige selbst oder eine Person, die zur Wahl-
ausübung bevollmächtigt ist und dazu die Wahlunterlagen des Wahlberechtigten erhalten hat. 
(3) Der Wahlausübungsberechtigte darf höchstens so viele Kandidaten kennzeichnen, wie in
der Wahlgruppe und dem Wahlbezirk zu wählen sind. Die von ihm gewählten Kandidaten kenn-
zeichnet er dadurch, dass er jeweils das Feld nach deren Namen auf dem Stimmzettel ankreuzt.
Er kann für jeden Kandidaten jeweils nur einmal stimmen.  
(4) Der Wahlausübungsberechtigte hat den von ihm gemäß Absatz 3 gekennzeichneten
Stimmzettel in den Stimmzettelumschlag zu legen und diesen zu verschließen. Anschließend
sind der verschlossene Stimmzettelumschlag und der unterzeichnete Wahlschein im Rück-
sendeumschlag so rechtzeitig an die IHK zurückzusenden, dass die Unterlagen spätestens zum
vom Wahlausschuss für die Ausübung des Wahlrechts festgelegten Zeitpunkt in der IHK vor-
liegen (§ 7 Abs. 6).  
(5) Die rechtzeitig bei der IHK eingegangenen Wahlunterlagen werden unverzüglich nach Ende
der Wahlfrist auf ordnungsgemäße Ausübung des Wahlrechts, insbesondere das Vorliegen der
Wahlberechtigung, geprüft. Stimmzettelumschläge werden bei zweifelsfreier Feststellung
der ordnungsgemäßen Ausübung des Wahlrechts unverzüglich ungeöffnet in die Wahlurne
gelegt; im Übrigen bleiben sie bis zur Entscheidung des Wahlausschusses jeweils verbunden.
Das Nähere bestimmt der Wahlausschuss.  Stellt die IHK bei Prüfung der Wahlberechtigung
fest, dass bereits eine Stimmabgabe erfolgt ist, so ist der eingegangene Stimmzettelumschlag
von einer Teilnahme an der Wahl ausgeschlossen. 

§ 18 Stimmauszählung 
(1) Die Auszählung der Stimmen ist öffentlich. 
(2) Am Tag der Stimmauszählung veranlasst der Wahlausschuss die Auszählung der elektro-
nisch und der per Briefwahl abgegebenen Stimmen. Die Ergebnisse der elektronischen Wahl
und der Briefwahl werden jeweils gesondert festgestellt und vom Wahlausschuss in be-
schlussfähiger Stärke unterzeichnet. 
(3) Das Wahlsystem zählt die elektronisch abgegebenen Stimmen aus und berechnet das Teil-
ergebnis der elektronischen Wahl.  
(4) Für die Administration der Wahlserver und insbesondere für die Auszählung und Archi-
vierung der elektronischen Wahl ist die Autorisierung durch den Wahlausschuss notwendig. 
(5) Für die elektronische Wahl stehen technische Möglichkeiten zur Verfügung, die den Aus-
zählungsprozess für jeden Wahlberechtigten reproduzierbar machen können. Der Wahlaus-
schuss gewährt auf Antrag bei berechtigtem Interesse die Möglichkeit, anhand der von der
elektronischen Wahlurne erzeugten Datei die Ordnungsmäßigkeit der Auszählung zu prüfen. 
(6) Auf der Grundlage der Teilergebnisse der elektronischen Wahl und der Briefwahl stellt der
Wahlausschuss das Gesamtergebnis der Wahl fest, welches vom Wahlausschuss in be-
schlussfähiger Stärke unterzeichnet wird.

§ 19 Gültigkeit der Stimmen 
(1) Über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und über alle bei der Wahlhandlung und bei
der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden Fragen entscheidet der Wahlausschuss. 
(2) Ungültig sind insbesondere Stimmzettel,
a) die Zusätze, Streichungen oder Vorbehalte aufweisen, 
b) die die Absicht des Wählers nicht klar erkennen lassen oder keine Kennzeichnung enthalten, 
c) in denen mehr Kandidaten angekreuzt sind, als in der Wahlgruppe bzw. dem Wahlbezirk zu
wählen sind, 
d) die weder in einem verschlossenen Stimmzettelumschlag noch einem verschlossenen
Rücksendeumschlag eingehen. 
(3) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als nur ein Stimm-
zettel, wenn ihre Kennzeichnung gleichlautend oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist;
andernfalls sind sie sämtlich ungültig. 
(4) Rücksendeumschläge, die lediglich den Stimmzettelumschlag, nicht jedoch den Wahlschein
enthalten, werden zurückgewiesen. Das gilt auch, falls der Wahlschein im Stimmzettelumschlag
versendet wurde oder nicht ausreichend ausgefüllt ist. Kein Zurückweisungsgrund ist die Rück-
sendung der Wahlunterlagen in einem anderen Umschlag als dem Rücksendeumschlag.

§ 20 Wahlergebnis
(1) Gewählt sind in den einzelnen Wahlgruppen und Wahlbezirken diejenigen Kandidaten, wel-
che die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, welches
ein Mitglied des Wahlausschusses zieht; das Gleiche gilt für die Festlegung der Nachfolge-
mitglieder (§ 2).
(2) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis fest und
fertigt über die Ermittlung des Wahlergebnisses eine Niederschrift an.
(3) Der Wahlausschuss macht die Namen der gewählten Kandidaten und der Nachfolgemit-
glieder (§ 2 Abs. 1) in der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stimmenanzahl sowie die Wahl-
beteiligung unverzüglich bekannt. Wahlbewerber sind im Rahmen der Wahlbekanntmachung
auf den Umfang der Veröffentlichung hinzuweisen.
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§ 21 Wahlprüfung
(1) Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses müssen innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich beim Wahlausschuss eingereicht werden
(Datum des Posteingangs bei der IHK). Der Einspruch ist auf die Wahl innerhalb der Wahlgruppe
und des Wahlbezirks des Wahlberechtigten beschränkt. 
(2) Über Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses entscheidet die Vollver-
sammlung nach Anhörung des Wahlausschusses. Gegen diese Entscheidung kann innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor dem Verwaltungsgericht erhoben werden.
(3) Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses sind zu begründen. Sie können nur
auf einen Verstoß gegen wesentliche Wahlvorschriften gestützt werden, durch den das Wahl-
ergebnis beeinflusst werden kann. Gründe können nur bis zur Entscheidung des Wahlaus-
schusses über den Einspruch vorgetragen werden. Im Wahlprüfungsverfahren einschließlich
eines gerichtlichen Verfahrens werden nur bis zu diesem Zeitpunkt vorgetragene Gründe be-
rücksichtigt.

§ 22 Verfahren und Überprüfung der mittelbaren Wahl
(1) Die Vorbereitung und Durchführung der mittelbaren Wahl obliegt dem Präsidium.
(2) Die Bewerber für die mittelbare Wahl werden vom Präsidium oder mindestens zehn un-
mittelbar gewählten Vollversammlungsmitgliedern vorgeschlagen. Jeder Vorschlag ist auf der
Grundlage von § 1 Abs. 3 S. 2 zu begründen und mindestens drei Wochen vor der nächsten
Vollversammlung einzureichen. Die Wahlvorschläge müssen die in § 9 Abs. 2 genannten An-
gaben enthalten. Fristgerecht eingereichte und vollständige Vorschläge werden mit der Ein-
ladung zur Sitzung der Vollversammlung versandt.
(3) Die Zuwahl nach § 1 Abs. 3 S. 1 setzt einen vorherigen Beschluss der Vollversammlung vo-
raus, dass die Voraussetzungen von § 1 Abs. 3 S. 2 vorliegen. Dieser Beschluss muss auch die
Anzahl der zu besetzenden Sitze beinhalten.
(4) Die mittelbare Wahl wird für jeden Sitz schriftlich und geheim durchgeführt (§ 6 Abs. 7 S.
6 u. 7 der Satzung der IHK Halle-Dessau). Hierzu bestimmt der Vorsitzende einen Wahlleiter
sowie zwei Stimmenerfasser. Wahlleiter oder Stimmenerfasser kann nicht sein, wer selbst zur
Wahl steht. Der Stimmzettel enthält für jeden Kandidaten die Optionen „ja“, „nein“ und „Ent-
haltung“. Vor Durchführung der Wahlhandlung ist die Beschlussfähigkeit der Vollversammlung
festzustellen. § 6 Abs. 5 S. 3 der Satzung der IHK Halle-Dessau ist nicht anzuwenden.
(5) Das Ergebnis der Stimmabgabe ist gemäß § 23 bekanntzumachen. Gewählt ist, wer mehr
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Erhält bei mehreren Kandidaten kein Kandi-
dat die erforderliche Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit den
meisten Stimmen statt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben.
(6) Die Wahl kann frühestens in der auf die konstituierende Sitzung folgenden Sitzung der Voll-
versammlung vorgenommen werden. Die mittelbare Wahl erfolgt für die restliche Dauer der
laufenden Wahlperiode.
(7) Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen von § 23 entsprechend mit der Maßgabe, dass
anstelle des Wahlausschusses das Präsidium tritt. Einspruchsberechtigt für die mittelbare Wahl
ist, wer in der betreffenden Wahlgruppe und ggf. dem betreffenden Wahlbezirk wahlberech-
tigt ist.

§ 23 Bekanntmachung und Fristen 
(1) Die in der Wahlordnung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Internet auf der
Webseite der IHK (www.ihk.de/halle) unter Angabe des Tages der Einstellung.  
(2) Alle Wahlunterlagen sind mindestens ein Jahr, gerechnet ab Ablauf der Einspruchsfrist, auf-
zubewahren. Anschließend sind Wahlscheine, Stimmzettel, Umschläge, Wählerlisten zu ver-
nichten bzw. zu löschen. Die übrigen Wahlunterlagen sind, sofern nichts anderes bestimmt ist,
bis zum Ende der Wahlperiode aufzubewahren. Für die Daten der elektronischen Wahl gilt dies
entsprechend.  
(3) Fristen der Wahlordnung sind, soweit nicht in der Wahlordnung etwas Anderes geregelt
ist, nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu berechnen.

§ 24 Übergangsvorschrift, Inkrafttreten, sprachliche Gleichstellung
(1) Diese Wahlordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
(2) Soweit jedoch Vorschriften der Wahlordnung vom 6. Dezember 2017 noch Auswirkungen
auf die Zusammensetzung und Mitgliedschaft in der Vollversammlung in der bei Beschluss-
fassung über diese Wahlordnung laufenden Wahlperiode (2018-2023) haben, bleiben sie
hierfür bis zum Ablauf der Wahlperiode in Kraft. Im Übrigen tritt die Wahlordnung vom 6. De-
zember 2017 mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.
(3) Personen- oder Funktionsbezeichnungen im Maskulinum betreffen ausschließlich die ge-
nerische und nicht die biologische Bedeutung. Sie gelten gleichermaßen für Frauen und
Männer und dienen allein der besseren Lesbarkeit dieser Wahlordnung.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022

Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Beschluss-Nr.: 70/22/4

Die Vollversammlung fasst auf der Grundlage von § 7 Abs. 1 S. 1 u. 2 der Wahlordnung der
IHK Halle-Dessau vom 7. Dezember 2022 folgenden Vorratsbeschluss: 
Der Wahlausschuss zur Wahl der Vollversammlung 2023 wird gebildet. 
Der Wahlausschuss wird wie folgt besetzt:

aus dem IHK-Ehrenamt:
• Herr Hans-Jürgen Buchmann, i. R., vormals Geschäftsführer der Braskem Europe GmbH,

Werk Schkopau (bis zum 31. Dezember 2020 Mitglied der IHK-Vollversammlung)
• Herr Konrad Dormeier, Inhaber, DC-Konrad Dormeier Consulting (aktuell Mitglied der IHK-

Vollversammlung)
• Frau Prof. Dr. Julia Beate Langer, Professur für Kunststofftechnik/Polymerwerkstoffe an

der Hochschule Merseburg (bis zum 30. April 2021 Mitglied der IHK-Vollversammlung)

aus dem IHK-Hauptamt:
• Herr Jens Hoffmann, Leiter Bereich Recht und Fair Play sowie Bereich Rechnungswe-

sen/Controlling der IHK Halle-Dessau
• Herr Hendrik Senkbeil, Abteilungsleiter Standortpolitik der IHK Halle-Dessau

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 70/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Beschluss-Nr.: 71/22/4

Die Vollversammlung beschließt gemäß § 6 Abs. 1 Satzung der IHK Halle-Dessau „Zwölf Hand-
lungsempfehlungen zur Fachkräftesicherung mittels Weiterbildung” ausgehend von den Er-
gebnissen der Weiterbildungsumfrage der IHK Halle-Dessau (Anlage).

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 71/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Die Anlage zu Beschluss Nr. 71/22/4 „IHK-Handlungsempfehlungen zur Fachkräfte-
sicherung mittels Weiterbildung“ finden Sie auf der Internetseite der IHK Halle-
Dessau unter: www.ihk.de/halle, Nr. 5593414. 
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Beschluss-Nr.: 72/22/4

Die Vollversammlung der IHK Halle-Dessau stimmt der von der Verbandsversammlung am 
23. Juni 2022 beschlossenen Auflösung des IHK-Verbands zur Förderung der Außenwirtschaft
durch das AHK-Netz mit Wirkung zum Ablauf des 31. Dezember 2023 zu.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste und vom Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft
und Forsten des Landes Sachsen-Anhalt am 19. Dezember 2022 genehmigte Beschluss Nr.
72/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 21. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Beschluss-Nr.: 73/22/4

Die Vollversammlung der IHK Halle-Dessau ermächtigt den Präsidenten und den Hauptge-
schäftsführer, die Liquidation der Auftragsberatungsstelle Sachsen-Anhalt mit folgenden
Maßgaben einzuleiten:

• Reorganisation des Geschäftsbetriebs der Auftragsberatungsstelle Sachsen-Anhalt auf
der Grundlage des satzungsrechtlichen Zwecks mit dem Ziel, wirtschaftliche Tragfähig-
keit in einer geeigneten Betriebs- bzw. Rechtsform zu erreichen (möglichst unter Sen-
kung der Finanzierungslast der IHK),

• Sicherstellung der Beratung von Mitgliedsunternehmen in Fragen des Rechts des öf-
fentlichen Auftragswesens einschließlich einer rechtlichen Grundberatung in mindestens
gleichbleibender Qualität und Quantität

• Bericht in jeder folgenden Sitzung des Präsidiums zum Stand der Reorganisation.

Halle (Saale), 7. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

Der vorstehende, von der Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau
am 7. Dezember 2022 gefasste Beschluss Nr. 73/22/4, wird hiermit ausgefertigt.

Halle (Saale), 9. Dezember 2022
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau

gez. gez.
Prof. Dr. Steffen Keitel Prof. Dr. Thomas Brockmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer
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Vorschau Die nächste Ausgabe erscheint 
voraussichtlich am 16. Februar 2023.

Unser Schwerpunkt im Februar 2023:

Fachkräfte, Fachkräfte, Fachkräfte
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Startschuss für zwei Neubauvorhaben des
Technologie- und Gründerzentrums (TGZ) auf
dem Weinberg Campus in Halle (Saale): Mitte
Dezember 2022 überreichte Sachsen-An-
halts Wirtschaftsminister Sven Schulze För-
dermittelbescheide über insgesamt rund 74
Millionen Euro. Im Technologiepark Wein-
berg Campus entsteht damit zum einen bis
2025 ein Innovationszentrum, der „Innova-
tion Hub“, für Start-ups in der Gründungs-
und Frühphase. Junge Unternehmen aus den
zentralen Innovationsfeldern und Wirt-

74 Millionen Euro für Innovations-
und Gründerzentren

schaftsbranchen des Technologieparks, die
sich auf die Entwicklung digitaler Geschäfts-
modelle konzentrieren, finden dort ideale
Startbedingungen.
Zudem wird bis 2028 ein „Business Develop-
ment Center“ gebaut. Es richtet sich an Start-
ups und junge Technologieunternehmen in
der Wachstumsphase. Der inhaltliche Fokus
dieses Neubaus soll auf den Innovationsfel-
dern Biotechnologie, Pharmazie und Biome-
dizin sowie neue Materialien, erneuerbare
Energien, Bioökonomie und Chemie liegen.  

Ehrenamtliches Engagement:
Neue Prüfer können sich bewerben

Zahlen-Daten-Fakten:
Der Handelsatlas für die Region erscheint

Energiepolitik:
Informationen zu den Strom- und Gaspreisbremsen
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Lass dich nicht vom Kurs abbringen. 
Gegen Umweltverschmutzung stinkt Cornelius Bockermann mit Segeln an: Er 
segelt Fairtrade-Produkte CO2-frei. Durch aufwendige Auftragsabwicklung würde 
sein Timing aus dem Ruder laufen. Für große Träume braucht es jemanden, der dir 
den Rücken freihält. www.lexware.de
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      „Mein Traum: 
Segel setzen für sauberen 
              Warentransport.“
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